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Am Rande notiert 1

Die Energiewende kommt. Die Katastrophe von Fukushima hat bei der Kanzlerin
und ihrer Koalition zu einem radikalen Umdenken und zu einer durchaus beein-
druckenden Kehrtwende in der Energiepolitik geführt. Bis spätestens Ende 2022
soll der letzte Atommeiler abgeschaltet und der Umstieg auf regenerative Energien
mit möglichst breiter gesellschaftlicher Unterstützung vollzogen sein.

Doch wie steht es darum im Agrarbereich? Die erste Nagelprobe steht bei der
anstehenden Beratung der Novelle des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)
bevor. Bisher eingetretene Fehlentwicklungen sollen nach den Worten der Bun-
deslandwirtschaftsministerin in der Absicht korrigiert werden, „den eingeschlage-
nen Weg der nachhaltigen Nutzung von Biomasse für eine umweltfreundliche und
sichere Energieversorgung mit der Landwirtschaft konsequent fortzusetzen“. Diese
optimistische Einschätzung wird von Ilse Aigners Beirat für Agrarpolitik nicht geteilt.
Der Beirat hatte bereits in seinem bemerkenswerten Gutachten von 2007 die För-
derung von Biogas auf der Basis nachwachsender Rohstoffe als ein teures Element
der Klimaschutzpolitik abqualifiziert. Die Förderung von ackerbaulich produzierter
Biomasse habe im Vergleich zu anderen regenerativen Energien erhebliche Nach-
teile. Der Beirat beklagt, dass man seinen Empfehlungen bei der EEG-Novelle von
2009 nicht gefolgt sei und dies erhebliche negative Auswirkungen auf Umwelt- und
Naturschutz sowie auf die agrarstrukturelle Entwicklung in Deutschland gehabt ha-
be. Mit Blick auf die anstehende Novelle wiederholt er seine Kritik und mahnt an,
dass eine „dauerhafte Breitenförderung ineffizienter regenerativer Energielinien für
die angestrebte Energiewende kontraproduktiv wäre“.

Die Kritik ist fundiert und sollte im Ringen um den richtigen Weg der Energie-
wende mehr Beachtung finden. Der Beirat hält die globale Energiewende grund-
sätzlich für machbar; die eigentliche Herausforderung bestehe darin, „einen
möglichst effizienten und sicheren Zugang zu dieser im Überfluss vorhandenen
Energie zu organisieren“.

Aus einer ganz anderen Ecke kommt die Kritik der Umwelt- und Naturschutz-
verbände, von Entwicklungsorganisationen, Kirchen und anderen Organisationen,
die sich in der Agraropposition zusammengeschlossen haben. Auch sie kritisieren
eine Politik, die Lebensmittel zu Agro-Sprit verbrennt und damit den Klimawandel
und Hunger in der Welt weiter anheizt. Der Wissenschaftliche Beirat setzt auf
Problemlösungen durch Fortschritt, durch Innovationen für mehr Effizienz und
Wettbewerbsfähigkeit. Die Agraropposition hat längst andere Schilder aufgestellt.
„Wir haben es satt“, steht auf ihnen und die Forderungen lauten: Bauernhöfe statt
Agrarfabriken, Stopp der Subventionen für den Export und für Massentierhaltung,
Stopp für die Agro-Gentechnik. Warum überall nur Stoppschilder? Warum zurück
zu Agrarstrukturen von gestern? Damit wird weder die Energiewende noch eine
Agrarwende geschafft. Auch der ökologische Landbau braucht Innovation und
Wachstum, wenn denn die von Rot-Grün in der Agrarwende gesetzte Zielmarke
von 20 % überhaupt je erreicht werden soll. Alles Fragen, die zukünftig von der
ASG noch stärker in den Mittelpunkt gestellt werden sollen.

Ihr

StS. a. D. Dr. Martin Wille
Vorsitzender des Vorstandes der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
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Am 12. Mai 2011 verstarb Minister a. D. Klaus Peter
Bruns im Alter von 97 Jahren. Zu seinem Tod erinnert
der Vorsitzende der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
(ASG), Staatssekretär a. D. Dr. Martin Wille, an das
Leben und Wirken des langjährigen ASG-Vorsitzenden:

Wir trauern um Klaus Peter Bruns. Er hat die Agrar-
soziale Gesellschaft stark geprägt, durch seine Über-
zeugungen, durch sein Engagement und durch seine
Visionen. Ja, er war ein Visionär mit Bodenhaftung, ge-
prägt von den Lebenserfahrungen, getragen von dem
Wunsche nach einer besseren, gerechteren Welt.

Er war Mitbegründer der Agrarsozialen Gesellschaft im Jahre 1947 und gehörte jener
Kerngruppe an, die sich in den Nachkriegsjahren die soziale und wirtschaftliche Neu-
ordnung des ländlichen Raums zum Ziel gesetzt hatte. Nach dem Aufbau einer gewerk-
schaftlichen Interessenvertretung für die Landarbeiter sollte es bei dem ASG-Projekt um
die Verbesserung der sozialen Situation für die gesamte bäuerliche Bevölkerung gehen.

Wir erinnern uns mit Dankbarkeit an die Aufbauarbeit der ASG-Gründer um Tassilo
Tröscher und Klaus Peter Bruns. Sie entwickelten mit anderen Weggefährten in den
Folgejahren ein System der sozialen Absicherung für alle in der Landwirtschaft beschäf-
tigten Menschen. Bei der anschließenden Umsetzung leisteten sie große Überzeugungs-
arbeit, zunächst bei der Adenauer-Regierung, dann beim Bauernverband, der dem Vor-
haben eines eigenständigen sozialen Sicherungssystems für selbstständige Landwirte
zunächst skeptisch gegenüber stand.

Klaus Peter Bruns gehörte ab 1962 dem Vorstand an. Als stellvertretender Vorsitzender
der ASG brachte er von 1968 bis 1977 seine Erfahrungen als niedersächsischer Minister
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten in die Arbeit unserer Gesellschaft ein. Er sorgte
sich um die Zukunft der bäuerlichen Landwirtschaft im Zuge des fortschreitenden Struktur-
wandels und wollte trotzdem eine moderne Land- und Ernährungswirtschaft ermöglichen,
die im europäischen und internationalen Wettbewerb bestehen kann. Zu seinem Herzens-
anliegen als Minister (von 1970-76) und später als ASG-Vorsitzender (von 1978-92) aber
wurden Fragen der Umwelt sowie des Natur- und Landschaftsschutzes. Sein Wirken führ-
te zu einem Paradigmenwechsel der ASG-Arbeit: ländliche Sozialfragen traten in den Hin-
tergrund, Fragen der Nachhaltigkeit und der integrierten ländlichen Entwicklung rückten in
den Vordergrund.

Klaus Peter Bruns wurde 1992 zum Ehrenmitglied der Agrarsozialen Gesellschaft ge-
wählt. Er war weiterhin aktiv und mischte sich ein. 1998 forderte er in einem Beitrag zur
zukünftigen Ausrichtung der ASG: „Will die ASG wirksamer Anwalt des ländlichen Raumes
sein, dann müsste sie die Freiheit, den Mut und den Einfluss haben, um allen Verantwort-
lichen der Politik Versäumnisse und Fehlentwicklungen vorzuhalten und Alternativen auf-
zuzeigen.“

Lieber Klaus Peter Bruns, ich nehme mir das zu Herzen und werde versuchen, die künf-
tige Arbeit der ASG in diese Richtung zu lenken.

Klaus Peter Bruns gestorben
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ASG-Frühjahrstagung 2011 in Stralsund:

Kreatives Handeln auf allen Ebenen unerlässlich
In den Vorträgen, Diskussionen und Exkursionen der ASG-Frühjahrstagung wurden der Umgang der
Politik mit dem demografischen Wandel, die Anpassungsstrategien der Menschen vor Ort hinsicht-
lich der abnehmenden Infrastruktur und die Möglichkeiten der (Land-)Wirtschaft, neue Einkommens-
quellen zu erschließen, beleuchtet.

StS. a. D. Dr. Martin Wille, Vorsitzender des Vor-
stands der ASG, sprach dem Land Mecklenburg-
Vorpommern seine Anerkennung für dessen Demo-
grafiebericht aus. Das Land mit der geringsten Be-
völkerungsdichte, einer Bevölkerung, die zu zwei
Dritteln im ländlichen Raum lebe, und das mit über-
durchschnittlichen Bevölkerungsverlusten in den
nächsten zwanzig Jahren rechnet, nehme im Um-
gang mit dem demografischen Wandel eine Vor-
reiterrolle ein. Er begrüße die Entscheidung der
Landesregierung, den demografischen Wandel
nicht mit eingezogenem Kopf hinzunehmen, son-
dern zu gestalten.

Ländliche Entwicklung hat Priorität

Bis auf sechs Städte sei Mecklenburg-Vorpom-
mern – nach den Kriterien der EU-Kommission –
ländlicher Raum, so Dr. Till Backhaus, Minister für
Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz.
Das Land stehe für eine wettbewerbsfähige, inno-
vative und nachhaltige Landwirtschaft, welche die
größte Arbeitsproduktivität in Deutschland habe und
besitze mit drei (von bundesweit 16) Nationalparks,
drei Biosphärenreservaten und sieben Naturparks
eine weitgehend intakte Natur und sehr großen Ar-
tenreichtum. Hierauf basiere der große Erfolg der
Tourismusbranche mit seit Jahren größten Zu-
wachsraten. Auch die Agrarwirtschaft füge sich als
prägender und gestaltender Wirtschaftszweig in das
positive Image des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern als Gesundheits- und Tourismusland ein.

Zu wenig produzierendes Gewerbe, die höchste
Arbeitslosenquote, die geringsten Pro-Kopf-Brutto-
löhne und die Abwanderung von jungen und gut
qualifizierten Menschen, insbesondere aus den
ländlichen Regionen, machten Mecklenburg-Vor-
pommern jedoch zum strukturschwächsten Bundes-
land. Die Abwanderung halte trotz zunehmendem
Fachkräftemangel weiter an. Hierdurch werde
Mecklenburg-Vorpommern 2020 zum „ältesten“
Bundesland werden.

Trotz der beschriebenen Probleme habe das Land
einen ausgeglichenen Haushalt und schaffe es, die
Kofinanzierung für alle EU-Förderprogramme zu
leisten. Backhaus betonte, dass bei der anstehen-
den Reform der gemeinsamen Agrarpolitik – vor
allen Budgetstreitigkeiten – eine starke Politik der
integrierten ländlichen Entwicklung verankert wer-
den müsse. Politischer Anspruch sei auch die Chan-
cengleichheit der unterschiedlichen Rechts- und
Betriebsformen und aller Produktionsrichtungen.
Es dürfe keine einseitige Benachteiligung zukunfts-
fähiger Strukturen geben. Vor dem beabsichtigten
Greening der 1. Säule müssten die meisten Land-
wirte in Mecklenburg-Vorpommern keine Angst ha-
ben. Je ökologischer und leistungsgebundener die
Direktzahlungen seien, desto sicherer wären sie für
die Betriebe. Umweltleistungen seien ein Zukunfts-
markt und der Erhalt der Artenvielfalt in der Kultur-
landschaft könne in der Fläche nur von den Land-
wirten geleistet werden.
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ch ASG-Vorsitzender
Dr. Martin Wille
begrüßt die Gäste
der Frühjahrstagung

„Die Menschen müssen
auch im ländlichen Raum
von ihrer Arbeit leben
können, dazu müssen
wir Antworten aus
Europa bekommen.“

Minister Dr. Till Backhaus
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Den demografischen Wandel
als Chance begreifen

StS. Dr. Karl Otto Kreer, Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und Verbraucherschutz Mecklen-
burg-Vorpommern, wies darauf hin, dass sich die
Bevölkerung in seinem Bundesland von 1990 bis
2060 etwa halbiert haben werde. Erst die Anerken-
nung der demografischen Entwicklung eröffne den
Freiraum, positive Leitbilder zu formulieren. Hierbei
seien auch lange Zeit gültige Sichtweisen zur Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse in Frage zu stel-
len. Künftig könne die Sicherung der Teilhabe am
täglichen Leben in peripheren Räumen z. B. durch
Mobilitätsgarantien erfolgen.

Neben klassischen Strategien verfolge die Lan-
desregierung unter den Stichworten „Ermöglichen“
und „Aktivieren“ neue Herangehensweisen. Der
zentralen Bedeutung der Akteure vor Ort müsse
eine moderne Verwaltung mit der Schaffung von
Netzwerken und mobilen Bürgerdiensten Rechnung
tragen. Eine höhere Planungs- und Finanzautono-
mie der Regionen, der gezielte Ausbau regionaler
Kooperationen und die Anpassung von Vorschriften,
Standards und Normen, die zu Zeiten des Wachs-
tums entwickelt wurden (etwa des Personenbeför-
derungsgesetzes), an die Schrumpfungsprozesse
seien notwendig. Zur Stärkung des auch im sozialen
Bereich zunehmend wichtigen Ehrenamts müsse
auch das Vereinsrecht verändert werden.

Die Entwicklung in den Regionen werde im Rah-
men der ELER-Förderung als vordringlich angese-
hen. 39 % der Mittel, d. h. über 511 Mio. €, würden
in der aktuellen Planungsperiode bis 2013 für den
Schwerpunkt „Lebensqualität auf dem Lande und
Diversifizierung“ eingesetzt (Bundesdurchschnitt
13 %). Durch die fondsübergreifende Strategie und
die gute interministerielle Zusammenarbeit habe
Mecklenburg-Vorpommern eine Vorreiterrolle. So

sei beispielsweise das Ministerium für Raumord-
nung für das durch ELER finanzierte Projekt „Neue
Dorfmitte“ verantwortlich. Problematisch sei, dass
von finanzschwachen Kommunen und Landkreisen
der notwendige Eigenanteil bei EU- und nationalen
Förderprogrammen häufig nicht mehr aufgebracht
werden könne und so die Disparitäten zunähmen. In
peripheren Regionen sei eine nur an Wachstum und
Investitionen ausgerichtete Förderphilosophie nicht
geeignet, die Probleme zu lösen.

Ressortübergreifender Politikansatz
ist notwendig

Vor dem Hintergrund knapper werdender Mittel ist
die ländliche Entwicklungspolitik auf das enge Zu-
sammenspiel der Landwirtschaftspolitik mit anderen
EU-Politiken angewiesen, so MinDirig Ralf Wolken-
hauer, Leiter der Unterabteilung Ländliche Entwick-
lung im Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz (BMELV). Insbeson-
dere sei eine Harmonisierung der Förderregelungen
von ELER (Fonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raums), EFRE (Fonds für Regionalentwick-
lung) und ESF (Europäischer Sozialfonds) sowie
ihrer Finanzierung notwendig. Unmittelbare Auswir-
kungen auf alle Förderbereiche habe die von den
Staats- und Regierungschefs im Juni 2010 be-
schlossene Leitstrategie „Europa 2020“, welche
intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachs-
tum zum Ziel habe. Die Umsetzung der beabsichtig-
ten Reformen in der EU erfordere Veränderungen
bei den Entwicklungsansätzen und Handlungskon-
zepten der nationalen Programme. Dies gelte insbe-
sondere für die Abstimmung der im Zuständigkeits-
bereich des BMELV liegenden „Gemeinschaftsauf-
gabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ (GAK) und der beim Bundeswirtschafts-
ministerium angesiedelten „Gemeinschaftsaufgabe
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“
(GRW). Ziel sei die sektorübergreifende Nutzung

„Die notwendige Anpassung
[an die demografische Entwick-
lung] heißt für die Landesregie-
rung nicht einfach ‚weniger und
sparen‘, sondern vor allem die
Rahmenbedingungen anders
organisieren und flexibler
gestalten.“

Dr. Karl Otto Kreer

„Die verschiedenen Finanz-
instrumente sind so einzu-
setzen, dass sie sich vor Ort
in den ländlichen Regionen
gezielt ergänzen und dabei
entsprechende Synergien
entwickeln.“

Ralf Wolkenhauer
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integrierter Ansätze und die Angleichung der Finan-
zierungsinstrumente, um so einen ressortübergrei-
fenden Politikansatz zu erreichen. Die Interminis-
terielle Arbeitsgruppe (IMAG) „Ländliche Räume“
bereite derzeit einen Kabinettsbeschluss zu den
raumwirksamen Förderpolitiken vor. Wesentlicher
Schlüssel für eine erfolgreiche Politik für die länd-
lichen Räume sei die Fähigkeit zur Entwicklung von
integrierten Strategien in einem sektorübergreifen-
den Ansatz. Dies erfordere eine deutlich bessere
Koordination zwischen den einzelnen Politikfeldern
als in der Vergangenheit.

Kleinräumige Daten als Grundlage
für Entscheidungen

Dennis Gutgesell, Beigeordneter und 1. Stellver-
treter des Landrates Landkreis Uecker-Randow,
stellte RESI, die Regionale Entwicklungs- und Sta-
bilisierungsinitiative der Modellregion Stettiner Haff,
vor. Die beiden Landkreise Uecker-Randow und
Ostvorpommern führten in diesem Projekt die im
Rahmen des Modellvorhabens „Demografischer
Wandel“ von 2007 bis 2009 entwickelten Lösungs-
ansätze für die Daseinsvorsorge und die wirtschaft-
liche Entwicklung in der sehr dünn besiedelten Re-
gion weiter.

RESI diene vor allem der Vernetzung einzelner
Initiativen und der Kommunikation zwischen allen
Akteuren. Wichtiger Bestandteil sei das Einpflegen
von sehr kleinräumig erhobenen Daten zu Bevölke-
rung, Wirtschaft und Bildung usw. in ein GIS (Geo-
informationssystem). Hierdurch könne z. B. die Be-
deutung des Schließens einer Musikschule oder
einer Arztpraxis für die Bevölkerung eingeschätzt
und die Verlängerung der Fahrzeiten ermittelt wer-
den. Zur Lösung der erkannten Probleme würden
auch zunächst ungewöhnlich erscheinende Lö-
sungsansätze untersucht. So sei der Helikopter-
transport von Feuerwehrleuten zu an anderen Orten
stationierten Löschfahrzeugen eine praktikable Lö-

sung, wenn die freiwilligen Feuerwehren nicht über-
all erhalten werden könnten. Auch über die Mitnah-
me von Medikamenten oder sogar von Personen
durch die überall im Einsatz befindlichen Pflege-
dienste müsse nachgedacht werden.

Zur Verbesserung der finanziellen Situation der
Gemeinden sei es nicht ausreichend, Zweigstellen
auswärtiger Unternehmen anzusiedeln, da diese am
Ort nur wenig Steuern zahlten. Windparks hingegen,
die sich zu 51 % in Gemeindeeigentum befänden,
seien hierfür gut geeignet. Mehr freiwillige Gemein-
deleistungen durch die Einnahmen, aber auch die
Möglichkeit zur finanziellen Beteiligung steigerten
die Akzeptanz dieser Anlagen bei den Bürgern er-
heblich. Zukunftspotenzial habe auch die Nähe zum
polnischen Ballungsraum um Szczecin (Stettin) mit
900 000 Einwohnern. Schon heute lebten 1 200
Polen, meist als Pendler, im Landkreis Uecker-
Randow, wo die Gründstückspreise und Mieten
günstiger seien.

Diskussion: Ressortübergreifende
Strategien positiv bewertet

Ungeteilte Zustimmung der Diskussionsteilnehmer
fand der in Mecklenburg-Vorpommern verfolgte Weg
der ressortübergreifenden Strategieentwicklung und
-umsetzung. Auf Nachfrage bezeichnete StS. Dr.
Kreer die finanzielle Situation in Mecklenburg-Vor-
pommern als ersten Auslöser für diese neue Aus-
richtung. Das weite Spektrum der bestehenden Auf-
gaben im ländlichen Raum, vom Betrieb von Kinder-
tagesstätten bis zum Erhalt von Schlössern und
Parks bei gleichzeitig restriktiver Haushaltspolitik,
hätten die durch ELER bestehenden Finanzierungs-
möglichkeiten stärker ins Blickfeld gerückt. Das zu-
nächst im Landwirtschaftsministerium vorhandene
Unbehagen, Zuständigkeiten abzugeben, sei mit
zunehmender Dauer der ressortübergreifenden
Zusammenarbeit kleiner geworden.
Nicht zuletzt müsse anerkannt wer-
den, dass der ländliche Raum mehr
als nur der Agrarsektor sei und dass
die Mehrheit der Bevölkerung eine
Perspektive zum Bleiben haben
müsse.

Auf Kritik stieß die beabsichtigte
Änderung der Kommunalverfassung
bei Helmut Schingen, Gartenbau-
unternehmer im Landkreis Bad Do-
beran und Präsidiumsmitglied des
Bundesverbands Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau (BGL).
Eine Ausweitung der wirtschaftlichen

„Der Ruf nach Geld allein
reicht nicht, erst müssen
die Ideen entwickelt
werden.“

Dennis Gutgesell

Helmut Schingen
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Tätigkeiten der Kommunen berge
die Gefahr der Verdrängung von
regionalen Unternehmen. Dennis
Gutgesell widersprach dieser Auf-
fassung und erläuterte, dass Projek-
te wie der Bürgerbus erst entwickelt
würden, wenn entsprechende ge-
werbliche Angebote weggefallen
seien. Eine Konkurrenzsituation
ergebe sich im nicht von regionalen
Unternehmen getragenen Energie-
sektor.

Wolfgang Vogel, Direktor des Landesamtes für
Landwirtschaft, Umwelt und ländliche Räume
Schleswig-Holstein, bezeichnete Mecklenburg-Vor-
pommern als Modell für Schleswig-Holstein. Der
von Gutgesell vorgestellte Ansatz zur Verbesserung
der Einnahmen der Kommunen und die durch RESI
vorhandene Information zum bestmöglichen Einsatz
der Mittel vor Ort seien vor dem Hintergrund der
demografischen Entwicklung zukunftsweisend.
Ganzheitliches, integriertes und ressortübergreifen-
des Handeln sei auf allen Ebenen zwingend. Er
befürchte jedoch, dass die Politik nicht mit der Ge-
schwindigkeit der Entwicklung mithalten könne.

Energetische Biomassenutzung
soll nachhaltiger werden

Zur Optimierung der Emissionen von Treibhaus-
gasen bei der landwirtschaftlichen Bodennutzung
müssten bzgl. der Hauptursachen Stickstoffdün-
gung, Moornutzung und Umbruch von Dauergrün-
land Einsparmaßnahmen ergriffen werden, so
Gertrud Sahler, Abteilungsleiterin im Bundesminis-
terium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit. Potenzial böten Mischfruchtsysteme und opti-
mierte Fruchtfolgen. Synergien würden sich vor
allem bei einem Umbruchverbot ergeben, da hier-
durch nicht nur die Freisetzung von Treibhausgasen
verhindert, sondern auch Gewässer und Biodiversi-
tät geschützt werden könnten.

Fehlsteuerungen bei der Förderung des Anbaus
von Energiepflanzen zeigten sich im verstärkten
Grünlandumbruch und der regionalen „Vermaisung“
der Landschaft. Im Umweltministerium werde daher
ein Vorstoß zur Ausweitung der Europäischen
Nachhaltigkeitsverordnung für Biokraftstoffe auf
feste und gasförmige Biomasse diskutiert. Hinsicht-
lich der Novellierung des EEG werde eine zweistu-
fige Förderung vorgeschlagen, die eine Grundförde-
rung nach Anlagengröße und einen zweistufigen
Bonus beinhalte. Die Grundstoffklasse 1, Mais und
Getreide, solle geringer gefördert werden als die
Reststoffe wie Gülle und Hopfenrückstände beinhal-
tende Grundstoffklasse 2. Hierdurch könne das
große Potenzial für die Erzeugung von Bioerdgas
in Hopfenregionen genutzt werden. Zusätzlich solle
der Maisanteil auf 60 % des Energieeinsatzes be-
schränkt werden.

Ursächlich für den bisher nicht gestoppten Rück-
gang der Biodiversität seien die nicht nachhaltig
betriebene Fischerei und Landwirtschaft sowie der
Flächenverbrauch durch Siedlung und Verkehr. Die
nationale Strategie zur biologischen Vielfalt sei mit
330 Zielen sehr anspruchsvoll; der Umsetzungs-
prozess verlaufe jedoch, unter Einbeziehung von

Naturschutz- und Bauernverbänden, sehr ermuti-
gend. Die Zusammenarbeit sei auf allen Ebenen,
von der zuständigen IMAG auf Bundesebene über
die Länderforen und die kommunalen Bündnisse,
konstruktiv.

Auch umweltangepasste Landwirtschaft
muss rentabel sein

Dr. Heinrich Graf von Bassewitz, Landwirt und
Mitglied im Rat für Nachhaltigkeit der Bundesregie-
rung, erläuterte seine Vision von ökologischer und
wirtschaftlicher Nachhaltigkeit am Beispiel seines
nach Biopark-Richtlinien ökologisch bewirtschafte-
ten Gutes Dalwitz. Der auf einem Grenzertrags-
standort 350 ha Grünland und 450 ha Ackerland

„Wir sind dafür, dass es weiter-
hin eine starke 2. Säule gibt,
weil wir hierüber Natura 2000
finan-zieren, wir sind aber
auch an einem Greening der
1. Säule interessiert, da wir
dadurch in die Fläche kommen.“

Gertrud Sahler

„Ökolandbau ist ein moder-
nes Produktionsverfahren.
Allerdings muss die mecha-
nische Technologie weiter-
entwickelt werden, um künf-
tig die Unkrautbekämpfung
nicht per Hand, sondern
mittels Laser zu erledigen.“

Dr. Heinrich Graf von Bassewitz

Wolfgang Vogel
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bewirtschaftende Betrieb sei stark diversifiziert.
Neben Pferdezucht, Mutterkuh- und Schafhaltung,
Eierproduktion, Saatgutvermehrung und Kartoffel-
anbau werde durch eine 400 kW-Photovoltaik-An-
lage und den Betrieb einer 530 kW Biogasanlage
Strom erzeugt. Als Substrate dienten Mist und Klee-
gras. Hierdurch werde einerseits die erhöhte Förde-
rung für Güllenutzung bezogen, andererseits wür-
den die negativen Auswirkungen des ausufernden
Maisanbaus vermieden.

Für die Vermarktung der landwirtschaftlichen Pro-
dukte im hochpreisigen Segment sei gemeinsam
mit anderen Betrieben die Biopark Markt GmbH
gegründet worden. Zusätzlich entwickele die Erzeu-
gergemeinschaft, in der Gut Dalwitz organisiert sei,
zusammen mit dem WWF ein System zur Zertifizie-
rung der Biodiversität auf den Betrieben. Der Zu-
satznutzen solle für den Verbraucher durch den
WWF-Panda auf der Verpackung deutlich werden.
Gut Dalwitz verfolge das Geschäftsfeld Naturschutz
auch durch die Bereitstellung von Flurstücken mit
sehr geringer Bodenqualität für Ausgleichsmaß-
nahmen.

Aktivitäten im Naturschutz ließen sich hervorra-
gend an Touristen verkaufen. In den denkmalge-
schützten Gebäuden von Gut Dalwitz würden ein
gut ausgelastetes Hotel mit 85 Betten und ein Re-
staurant betrieben. Auf dem Gut seien insgesamt
40 Menschen beschäftigt und der kleine, 110 Ein-
wohner zählende Ort biete 110 Gästebetten an.

Explodierende Preise am Bodenmarkt

Hoher Flächenumsatz, große Steigerungen bei
Pacht- und Kaufpreisen und das zunehmende Auf-
treten von börsennotierten Unternehmen am Markt
seien ursächlich für die Sorge der ansässigen Land-
wirte um die langfristige Bewirtschaftungssicherheit,
so Volker Bruns, Landgesellschaft Mecklenburg-
Vorpommern mbH (LGMV). Von 1991 bis 2009 sei-
en 36 % der Landesfläche verkauft worden, was
vor allem auf die Privatisierungstätigkeit der BVVG
Bodenverwertungs- und -verwaltungs GmbH zu-
rückzuführen sei, deren Anteil bei den verkauften
Flächen in den letzten Jahren etwa 70 % betragen
habe. Die Bodenpreise seien allein von 2007 bis
2009 um 45 % gestiegen. Nach vorläufiger Schät-
zung habe sich diese Entwicklung 2010 mit einer
Erhöhung um über 20 % relativ zum Vorjahr fortge-
setzt. Sowohl die jährlichen Steigerungsraten als
auch die absoluten Preise der BVVG lägen erheb-
lich über denen der privaten Marktteilnehmer. Die
Entwicklung am Pachtmarkt verlaufe ähnlich wie
beim Bodenmarkt.

Zu den Aufgaben der LGMV gehöre die Verwal-
tung der Landesliegenschaften mit einem Gesamt-
bestand von ca. 88 000 ha (7 % der Landesfläche).
Eine Veräußerung sei ausgeschlossen. Die langfris-
tige Verpachtung zu ortsüblichen Preisen erfolge
nach agrarstrukturellen Kriterien und vorrangig an
arbeitsintensiv wirtschaftende Betriebe. Durch die
LGMV erfolge auch die Bodenbevorratung für land-
wirtschaftliche Betriebe (Bestand: ca. 5 000 ha).
Der Erwerb erfolge zunehmend im Rahmen der
Ausübung des Vorkaufsrechts, weil immer mehr
Kaufinteressenten aus dem nichtlandwirtschaft-
lichen Bereich stammten.

Innerhalb der LGMV übernehme die „AG Moor-
schutz/Kompensation“ das Flächen- und Projekt-
management bei Ausgleichs- und Ersatzmaßnah-
men und für Naturschutzvorhaben wie der Umset-
zung der Wasserrahmenrichtlinie. Zu den 16 bewil-
ligten Vorhaben über 4 400 ha und 17,5 Mio. €
Investitionsvolumen gehöre auch die Vorbereitung,
Begleitung und Umsetzung von Wiedervernässungs-
maßnahmen im Rahmen des Konzepts „Moor-Futu-
res“, mit dem Betriebe ihren CO2-Ausstoß kompen-
sieren können.

Diskussion: Klimaschutzmaßnahmen
und Eingriffsregelung reformbedürftig

Vor einer zunehmenden Bürokratisierung, ob durch
weitere Nachhaltigkeitsverordnungen oder im Rah-
men der 1. Säule, warnte Joachim Diesner, Hessi-
sches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz. Oberstes Ziel müsse
die Umsetzbarkeit der Maßnahmen durch die Ver-
waltung und die Akzeptanz durch die Landwirte
sein. Er sehe die unternehmerische Freiheit durch
ein Umbruchverbot eingeschränkt, wodurch gerade
die kleinen hessischen Betriebe gefährdet würden.
Zwar stimmte Gertrud Sahler zu, dass Zielkonflikte
zwischen Einkommenserzielung und Klimaschutz
bestünden, ein Umbruchverbot sei jedoch eine mit

„Es ist besorgniserregend,
wenn anonyme Fonds oder
andere Investoren ohne Bezug
zur Region Flächen kaufen
und bewirtschaften lassen,
ohne in den Dörfern Verant-
wortung zu übernehmen.“

Volker Bruns
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geringem Aufwand über Satellit kontrollierbare Maß-
nahme mit großer Wirkung. Zum Güllebonus erläu-
terte sie, dass dieser in seiner heutigen Form weg-
fallen sollte, da er schon bei einem Anteil von 30 %
am Substrat gewährt werde. Dies hätte zur Folge
gehabt, dass der Maisanteil wegen der höheren
energetischen Leistung und besseren Transport-
fähigkeit von Mais gestiegen sei.

Um den Flächenverbrauch bis 2020 wie geplant
auf 30 ha am Tag einzudämmen, fehlten die Instru-
mente, so MR Dr. Ulrich Neubauer, BMELV, Referats-
leiter Entwicklung Ländliche Räume. Siedlungs- und
Verkehrsflächen würden auch in Zukunft benötigt
und die Flächennutzungskonflikte würden zuneh-
men. Vor diesem Hintergrund stelle sich die Frage,
ob der bisherige hohe Anspruch an Ausgleichs- und
Ersatzflächen noch leistbar sei. Lt. Sahler habe eine
verfassungsrechtliche Prüfung ergeben, dass die
Eingriffsregelung die einzige bundesweite natur-
schutzfachliche Regelung sei, die sicherstelle, dass
das Qualitätsniveau von Natur und Landschaft eini-
germaßen erhalten bliebe. Es sei daher zu Recht
besonders schwierig, sie zu ändern. Das Umwelt-
ministerium befürworte jedoch, bestimmte Maßnah-
men zu streichen, die heute noch zulässig seien,
wie z. B. den Kauf landwirtschaftlicher Flächen ne-
ben einer neuen Autobahnraststätte, um hier einige
Bäume zu pflanzen. Denkbar sei, stattdessen Geld

in einen Pool zu entrichten, der Kompensations-
maßnahmen in räumlichem Zusammenhang finan-
ziere, die dem Naturschutz mehr dienten. Die Hal-
tung der Länder zu einer Änderung der Eingriffsre-
gelung sei unterschiedlich. Von Bassewitz ergänzte,
dass der Rat für Nachhaltigkeit die Umstellung auf
ökologischen Landbau als produktionsintegrierte
Kompensation vorschlage. So könne etwas für die
Natur getan werden, ohne die Produktion aufzuge-
ben.

Die Praxis, bei Infrastrukturmaßnahmen landwirt-
schaftliche Flächen – meist die besten – zur Kom-
pensation aus der Produktion zu nehmen, wurde
auch von Peter Leichsenring, Staatskanzlei Sach-
sen, kritisiert. Er halte die Nutzung von Brachflä-
chen oder die Entsiegelung, beispielsweise von
nicht mehr genutzten Stallanlagen, für eine gute
Alternative. Auch in Mecklenburg-Vorpommern wer-
de die Frage der Entsiegelung diskutiert, so Bruns.
Diese sei allerdings heute naturschutzfachlich nied-
rig bewertet und deshalb die teuerste Möglichkeit
der Kompensation. Das flächenschonende Pflanzen
von Hecken sei ebenfalls mit relativ hohen Kosten
verbunden. Eine Umsteuerung sei grundsätzlich
sinnvoll. Wenn möglich, würde die Landgesellschaft
Polder, die nur mit großem Aufwand landwirtschaft-
lich genutzt werden könnten, als Kompensations-
flächen verwenden.     ba fa

ASG-Frühjahrstagung in Bad Nauheim/Hessen
vom 9. bis 11. Mai 2012

ASG-Herbsttagung in Göttingen
am 10. und 11. November 2011

Peter Leichsenring Joachim Diesner Dr. Ulrich Neubauer
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Steigende Bodenpreise – mit EEG-Novelle
Effizienz der Energieerzeugung verbessern

Prof. Dr. Dr. h.c. Alois Heißenhuber*

Ackerfläche ist aufgrund ihrer naturgemäß begrenzten Verfügbarkeit ein
knappes Gut. Die Konkurrenz um diese knappe Fläche hat sich im Laufe
der Zeit und in einzelnen Regionen unterschiedlich entwickelt. Generell ist
der Grad der Knappheit das Ergebnis von Angebot und Nachfrage. Im Preis
kommt letztlich die Knappheit der Flächen zum Ausdruck. Die großen Pacht-
preisunterschiede sind somit Ausdruck unterschiedlicher Knappheiten und
der Tatsache, dass die Fläche nicht vermehrbar ist. Es stellt sich die Frage,
welche Gründe für die unterschiedlichen Knappheiten verantwortlich sind,
welche Entwicklungen zu beobachten sind und welche Konsequenzen sich
daraus für den Gesetzgeber insbesondere bezüglich der aktuell diskutier-
ten Novellierung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ergeben.

* Prof. Dr. Dr. h.c. Alois Heißenhuber, Lehrstuhl für Wirtschaftslehre des Landbaues der TU München in Weihenstephan, Tel. (08161) 71-3410,
Alois.Heissenhuber@tum.de, www.wzw.tum.de/wdl/. Vortrag anlässlich der Sitzung von Vorstand und Kuratorium der Agrarsozialen Gesellschaft e.V.
am 8. April 2011 in der Landwirtschaftlichen Rentenbank in Frankfurt/Main.

EEG führt derzeit
zu Pachtpreiserhöhung

Die Flächenknappheit ist ab-
hängig von Angebot und Nach-
frage und resultiert in einem be-
stimmten Pachtpreis. Wichtige
Einflussfaktoren sind die Ertrags-
fähigkeit des Bodens, die Preis-
Kosten-Situation und staatliche
Einflussmaßnahmen, wie das
EEG. Eine massive Preisstützung
erfolgt über die Förderung nach-
wachsender Rohstoffe, insbeson-
dere über die Förderung der Bio-
gasproduktion. Allein der Anreiz
zur verstärkten Güllenutzung
durch den sog. Güllebonus (4 ct/
kWh) und dessen Ausgestaltung
fördert auch die Nutzung anderer
biogener Rohstoffe, z. B. Mais-
silage. Bei einem Hektarertrag
von ca. 15 000 kWh ergibt sich
eine zusätzliche Einnahme von
etwa 600 € pro ha durch die Ein-
führung des Güllebonus. Dies gilt
zwar nur für die „ersten“ 150 kW
installierte Anlagenleistung, darü-
ber hinaus werden aber immerhin
noch 1 ct/kWh, entsprechend
etwa 150 € pro ha, gewährt. Die
staatlich festgelegte Einspeise-
vergütung ist somit generell ein
Anreiz zur Ausweitung der Biogas-

produktion. Damit führt das EEG
durch die Förderung von Biogas
unter den gegebenen Preisen für
die Substrate und die festgeleg-
ten Einspeisetarife zu einer Erhö-
hung der Grundrente und wirkt
sich damit steigernd auf den
Pachtpreis aus. Die Konsequenz
daraus sind die aktuell viel disku-
tierten Flächenkonkurrenzen.
Denn eine massive Förderung
der Bioenergie, wie dies z. B. in
Deutschland bei Biogas der Fall
ist, hat in bestimmten Gebieten
noch einen anderen Nebeneffekt.
In viehdichten Regionen wird die
bereits bestehende hohe Konkur-
renz um die Ackerfläche durch
eine Ausweitung der Biogasge-
winnung weiter verschärft. Diese
Konkurrenz äußert sich u. a. in
Form von steigenden Pachtprei-
sen, was wiederum die Wettbe-
werbskraft der viehhaltenden
Betriebe verschlechtert bzw. den
Trend verstärkt, von der Viehhal-
tung zur Biogasproduktion zu
wechseln.

In Deutschland höchste
Einspeisevergütung

Die im EEG festgelegten Ein-
speisevergütungen sorgen dafür,

dass Biogas aus Biomasse als
Energieträger zur Stromproduk-
tion zum Einsatz kommt. Diesbe-
züglich sind die Unterschiede
zwischen den Ländern sehr groß.
Vereinfacht gesagt kommen erst
bei Einspeisevergütungen von
über 10 ct/kWh Pflanzen zum
Einsatz, die speziell dafür ange-
baut wurden. Ansonsten werden
nur biogene Reststoffe (z. B. Gül-
le) verwendet. Mit die höchsten
Einspeisevergütungen gibt es in
Deutschland. Das ist auch der
Grund dafür, dass hier die größte
Anzahl an Biogasanlagen instal-
liert wurde.

Beurteilungskriterium
„Energiegewinnung“
oder „Klimaschutz“

Im Zusammenhang mit der
Energiediskussion ist die Frage
zu stellen, welche Rolle der Ener-
gie aus Biomasse zukommt. Die
steigenden Agrarpreise werden
aus globaler Sicht als Argument
gegen die Nutzung von Biomasse
als Energielieferant angeführt.
Die gestiegenen Agrarpreise be-
lasten aber auch die Wettbe-
werbsfähigkeit der Energie aus
Biomasse. Letztlich ist zu klären,

Fo
to

: M
. B

us
ch



ASG10

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2011 |

ob der Ersatz fossiler Energie-
quellen das oberste Ziel darstellt
oder ob die Reduzierung der
Treibhausgasemission im Vorder-
grund steht. Sofern die Energie-
gewinnung im Vordergrund steht,
stellt der Energiepreis oder der
Energierertrag je Flächeneinheit
das Entscheidungskriterium dar.
Ist jedoch der Klimaschutz das
primäre Ziel, so sind die CO2-
Minderungskosten als Entschei-
dungskriterium heranzuziehen.
Der Energiepflanzenanbau kann
einerseits einen Beitrag zur Errei-
chung der Klimaschutzziele leis-
ten, andererseits zu einer nach-
haltigen Energieversorgung bei-
tragen. Den größten Beitrag zu
einer nachhaltigen Energiever-
sorgung aus dem Energiepflan-
zenanbau erreicht man mit den
Energielinien, die den höchsten
Energieertrag je Flächeneinheit
aufweisen.

CO2-Vermeidungskosten
haben zentrale Rolle

Die aktuellen Diskussionen las-
sen jedoch den Schluss zu, dass
der Klimaschutz die höchste Prio-
rität aufweist. Bei der Gestaltung
der Bioenergiepolitik ist es des-
halb wichtig, die knappen Res-
sourcen auf die effizientesten
Klimaschutzstrategien zu konzen-
trieren. Eine zentrale Rolle spie-
len dabei die CO2-Vermeidungs-
kosten. Die Verfolgung der Klima-
schutzziele bringt als Nebeneffekt
auch einen Beitrag zur nachhalti-
gen Energieversorgung. Bei be-
grenzt zur Verfügung stehenden
Finanzmitteln und begrenzt ver-
fügbaren Anbauflächen erreicht
man den größten Beitrag zum
Klimaschutz, wenn die Energie-
linien mit den niedrigsten CO2-
Vermeidungskosten zum Zuge
kommen.

Die bisher im Fokus der Bio-
energiepolitik stehenden Bioener-
gielinien (Biokraftstoffe; Biogas
auf Maisbasis) weisen relativ ho-
he CO2-Vermeidungskosten in

einer Größenordnung von 150 bis
weit über 300 €/t CO2 auf. Wenn
die deutsche Politik mit Hilfe der
Bioenergie Klimaschutzpolitik
betreiben möchte, so sollte sie
sich auf solche Energielinien kon-
zentrieren, bei denen sich Klima-
schutz mit relativ niedrigen CO2-
Vermeidungskosten erreichen
lässt. Das wäre erstens die Bio-
gaserzeugung auf Güllebasis,
möglichst mit Kraftwärmekopp-
lung (KWK), zweitens die kombi-
nierte Strom- und Wärmeerzeu-
gung auf Basis von Hackschnit-
zeln aus Kurzumtriebsplantagen
und drittens die Ko-Verbrennung
von Hackschnitzeln und (in ge-
wissem Umfang) Stroh in beste-
henden Großkraftwerken. Die
Erzeugung von Biodiesel und
Bioethanol in Deutschland er-
möglicht nur dann niedrige CO2-
Vermeidungskosten, wenn die
agrarischen Rohstoffe zu nie-
drigen Preisen zur Verfügung
stehen und die Nebenprodukte
optimal genutzt werden.

Die Kritik an der zu hohen Sub-
ventionierung von energetisch
und klimapolitisch weniger effizi-
enten Bioenergielinien bedeutet
keine Absage an regenerative
Energien. Im Gegenteil: Mehr
Effizienzorientierung in der Bio-
energie ermöglicht mehr Klima-
schutz bei gleichem Aufwand. Bei
einer entsprechenden Kurskor-
rektur in der deutschen Förder-
politik könnte die durch Bioener-
gie erreichte CO2-Vermeidung bei
konstantem Budget erhöht wer-
den, ohne dass hierfür mehr
Agrarfläche in Anspruch genom-
men werden müsste.

Das Dilemma der Bioenergie
besteht darin, dass mit steigen-
den Agrarpreisen auch die Kos-
ten der Bioenergie und damit
auch die CO2-Vermeidungskos-
ten steigen. Ersteres ist für die
Produzenten von Bioenergie ein
Problem und zweiteres für die
Klimaschutzpolitik. Als Fazit bleibt
festzuhalten: Die Biogasförderung

ist in der gegenwärtigen Form
kritisch zu beurteilen und wegen
der hohen CO2-Minderungskos-
ten klimapolitisch nicht überzeu-
gend. Problematisch sind zudem
die Folgen für Nährstoffbilanzie-
rung und Fruchtfolgen. Schließ-
lich muss auf die Entstehung
einer neuen Politikabhängigkeit
hingewiesen werden.

Bioenergieerzeugung
anhand von CO2-Vermei-
dungskosten beurteilen

Insgesamt gesehen sollte die
Politik aus klimaschutzpolitischer
Sicht die Förderung der Bioener-
gieerzeugung schrittweise auf
solche Bioenergielinien ausrich-
ten, die (a) nicht in Konkurrenz
zur Nahrungsmittelproduktion
stehen, (b) zur Vermeidung von
Methan-Emissionen aus Gülle
beitragen oder (c) besonders
niedrige CO2-Vermeidungskosten
bzw. ein sehr hohes CO2-Vermei-
dungspotenzial aufweisen.Die
nationale Energiepolitik muss
einen deutlichen Akzent auf eine
Erhöhung der Effizienz legen, um
so einen höheren Beitrag zur Ver-
ringerung der nationalen CO2-
Emission pro Kopf der Bevölke-
rung zu leisten.

Für die Bewertung der Bioener-
gieerzeugung stehen mehrere
Kenngrößen zur Verfügung. Aus
politischer Sicht steht heute die
Reduzierung der klimawirksamen
Gase im Vordergrund. Demzufol-
ge ist die Bioenergieerzeugung in
erster Linie anhand der CO2-Ver-
meidungskosten zu beurteilen.
Auf dieser Basis besteht auch die
Möglichkeit, einen Vergleich mit
anderen Maßnahmen zur Klima-
schonung (z. B. Wärmedäm-
mung) anzustellen. Aufgrund der
Vielzahl von Einflussfaktoren er-
gibt sich bezüglich der CO2-Ver-
meidungskosten grundsätzlich
eine große Schwankungsbreite,
wobei die Biotreibstoffe diesbe-
züglich auf einem deutlich höhe-
ren Niveau liegen als die Verfah-
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ren der Wärmegewinnung aus
Biomasse. Letztlich gilt es, darauf
hinzuweisen, dass der außer-
landwirtschaftliche Benchmark für
die CO2-Vermeidungskosten bei
etwa 50 bis 100 €/t liegt. Diesbe-
züglich sind vor allem die Mög-
lichkeiten zur direkten Energie-
einsparung (z. B. durch Wärme-

dämmung) und zur Effizienzstei-
gerung (z. B. durch sparsamere
Antriebstechniken) zu nennen.

Die Politik sollte im Rahmen der
EEG-Novellierung den Kerngedan-
ken des EEG deutlich schärfen.
Dabei ist auch innerhalb der rege-
nerativen Energien auf Wettbe-

werbsfähigkeit zu achten. In die-
sem Zusammenhang ist eine re-
gelmäßige Evaluierung des EEG
unverzichtbar. Bei der Beurtei-
lung der regenerativen Energien
sind auch die Auswirkungen der
indirekten Landnutzungsände-
rung zu berücksichtigen.

ASG-Projekt:

Zwei „runde“ Ereignisse bei Ländlicher Familienberatung
Seit knapp zwei Jahrzehnten betreut die ASG das vom Niedersächsischen Landwirtschaftsministerium
geförderte Projekt „Landwirtschaftliche Sorgentelefone und Familienberatungen“. An den ländlichen
Heimvolkshochschulen Barendorf, Oesede und Rastede wurde 1993 zunächst jeweils ein Sorgentelefon
für landwirtschaftliche Familien eingerichtet. Diese wurden später an den Standorten Barendorf und
Oesede um die Beratung auf den Höfen erweitert.

500 Beratungen bei Ländlicher
Familienberatung (LFB) Oesede

Die LFB in Trägerschaft der LandvolkHochschule Oe-
sede und der Katholischen Landjugend begann bereits
1997, Ehrenamtliche in der personenzentrierten Ge-
sprächsführung auszubilden, die jeweils zu zweit (ein
Berater und eine Beraterin) zu den Familien auf die
Höfe fahren. Im Mai 2011 wurde die 500. Familie von
den inzwischen 22 Familienberatern und -beraterinnen,
die alle entweder selbst von einem landwirtschaftlichen
Betrieb stammen oder aktive Bauern oder Bäuerinnen
sind, beraten. Bisher hatten sie es vor allem mit Gene-
rations-, Ehe- und Partnerschaftsproblemen sowie un-
geklärten Fragen zur Hofübergabe und finanziellen
Unsicherheiten zu tun. In letzter Zeit kamen verstärkt
persönliche Krisen und psychische Probleme mit Sucht-
erkrankungen, Resignation und/oder Depressionen hinzu.

10 Jahre Landwirtschaftliche
Familienberatung in Barendorf

Seit Mai 2001 besteht auch am Sorgentelefon Baren-
dorf für landwirtschaftliche Familienmitglieder die Mög-
lichkeit, sich einzeln oder mit der gesamten Familie be-
raten zu lassen. Hier bieten eine hauptamtliche Thera-
peutin und ein qualifizierter ehrenamtlicher Berater land-
wirtschaftlichen Familienmitgliedern Hilfestellungen bei
Konflikten rund um Hof und Familie an. Die Gespräche
finden im Bildungs- und Tagungszentrum Ostheide in
Barendorf oder auf den landwirtschaftlichen Betrieben
statt. Mit etwas mehr als 100 Familien haben sie gemein-
sam Probleme besprochen und nach Möglichkeiten
gesucht, wie mit Konflikten umgegangen werden kann.

BAG tagt zu Standards und
Qualifizierung  in der Beratung

Die niedersächsischen Einrichtungen stehen in engem
Austausch mit der Bundesarbeitsgemeinschaft der Land-
wirtschaftlichen Familienberatungen und Sorgentelefone
(BAG), die auch mit anderen europäischen Beratungs-
stellen für landwirtschaftliche Familien vernetzt ist. Bei
der Jahrestagung im Mai 2011 in Warendorf-Frecken-
horst wurde ein Workshop zu „Ethischen Grundlagen
und Standards in der systemischen Beratung von
Familienunternehmen“ als Fortbildung für die Teilneh-
mer/-innen angeboten. Darüber hinaus entwickelten
diese gemeinsame fachliche Standards und ethische
Grundlagen für die Bildungs- und Beratungsarbeit für
alle Mitgliedseinrichtungen auf der Basis aktueller
wissenschaftlicher Erkenntnisse weiter.     fa
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Die Beratungszeiten der Sorgentelefone und
Familienberatungen sind auf der ASG-Website unter
www.asg-goe.de/forschung_sorgentelefone.shtml zu finden
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Neues von der agrarpolitischen Bühne:

Grün ist die Zukunft
Es grünt so grün im deutschen Land – ein Blick voraus

Wir schreiben das Jahr 2016.
Die Berliner Regierungskoalition
hat nach heftigen internen Aus-
einandersetzungen mit der Folge
eines dramatischen Absturzes in
den Umfrageergebnissen wieder
allmählich Tritt gefasst. Dazu bei-
getragen hat Experten zufolge
nicht zuletzt ein Machtwort von
Bundespräsident Joseph Fischer.
„Ohne eine Laufzeitverlängerung
bis 2021 mache ich den Horst“,
so die unverhohlene Drohung
des 68-jährigen Staatsoberhaupts.
Fischer erzwang damit den Aus-
stieg aus dem vorzeitigen Aus-
stieg, der ein Jahr zuvor mit dem
Abschalten der noch verbliebenen
neun Atomkraftwerke umgesetzt
worden war. Zwar hatten die all-
abendlichen flächendeckenden
Stromabschaltungen zunächst
signifikant positive Effekte auf die
seit langem rückläufige Geburten-
rate in den jeweils betroffenen
Regionen. Regelmäßige Plünde-
rungen im Schutz der Dunkelheit,
aber auch ein deutlicher Anstieg
von Zimmerbränden hatten letz-
ten Endes aber für einen Stim-
mungsumschwung in der Bevöl-
kerung gesorgt.

Bundeskanzlerin Renate Kü-
nast, die das Amt zur Hälfte der
Legislaturperiode verabredungs-
gemäß von Jürgen Trittin über-
nommen hatte, nachdem eine
Doppelspitze im Kanzleramt auf
ernste verfassungsrechtliche Be-
denken gestoßen war, hatte sich
zunächst heftige Kritik aus Rei-
hen der Opposition anhören müs-
sen – Unionsfraktionschef Norbert
Röttgen sprach gar von einem
„Irrtumsbereinigungsgesetz“ –
nunmehr wolle man in Sachen
Atom jedoch nach vorn blicken,
so die Devise der Regierungs-
chefin. Dabei werde man auch

dem kleineren Koalitionspartner
„einen gewissen Freiraum“ und
„den einen oder anderen Erfolg“
zugestehen. Vizekanzler und Kul-
turstaatsminister Sigmar Gabriel
zeigte sich erfreut über die Zusa-
ge. Schließlich könne niemand ein
Interesse an einer SPD haben,
„die man nicht mehr als eigen-
ständige Partei wahrnimmt.“

Zu den Schwergewichten im
Kabinett Künast zählt nach dem
übereinstimmenden Urteil der
meisten politischen Kommenta-
toren in der Bundeshauptstadt
neben Gabriel Landwirtschafts-
minister Friedrich Ostendorff. Von
der Presse ehrfurchtsvoll „Bauer
Ostendorff“ genannt, gilt der West-
fale als Vordenker, Architekt und
Vollstrecker der ökologisch-so-
zial-bäuerlich-tiergerecht-regio-
nal-nachhaltig-gentechnikfreien
Agrarwende in Deutschland. Noch
unmittelbar vor Beginn der parla-
mentarischen Sommerpause hat-
te Ostendorff eigenhändig die letz-
te industrielle Massentierhaltungs-
anlage in Weser-Ems mit einem
Vorhängeschloss symbolisch vom
Netz genommen. Der Betreiber
hatte nach einer für ihn vernich-
tend ausgefallenen Volksabstim-
mung in der betreffenden Gemein-
de gegen die mit deutlich mehr als
100 Mastplätzen ausgestattete
Anlage die fehlende Akzeptanz in
der ansässigen Bevölkerung be-
klagt. Er werde mit einem Teil sei-
nes Bestandes eine Freilandhal-
tung mit Direktvermarktung leben-
der Tiere kombiniert mit Streichel-
zoo und das zunächst auf Grund-
lage einer Subsistenzwirtschaft
aufziehen, kündigte der geläuter-
te Landwirt an. Ostendorff sagte
die großzügige Unterstützung
seines Hauses zu, „ideell und
finanziell“, so der Minister unter

Hinweis auf die neu ausgerichte-
te Investitionsförderung im Rah-
men der Gemeinschaftsaufgabe
„Verschlechterung der Agrar-
struktur und Rückführung der
Massentierhaltung“ (GAR).

Neben der Befreiung von den
Großanlagen weist die grün-rote
Bundesregierung auch in ande-
ren Bereichen der landwirtschaft-
lichen Nutztierhaltung messbare
Erfolge aus. War das Verbot der
Ferkelkastration mit der gesetz-
lichen Verpflichtung zur einzel-
betrieblichen Ebermast noch
vergleichsweise einfach durch-
zusetzen, hält bei den Grünen die
Diskussion über grundsätzliche
Änderungen in der Tierzucht
noch an. Umstritten ist beispiels-
weise eine Initiative der zahlen-
mäßig starken und einflussrei-
chen Gruppe der Alt-68er in der
Partei, die auf freie Partnerwahl
in den Viehbeständen und Ver-
pflichtung zum Natursprung bei
gleichzeitigem Verzicht auf jeg-
liche Form der künstlichen Fort-
pflanzung hinausläuft. Ostendorff
selbst hält die Forderung unter
Hinweis auf „tierschützerisch-
fundamentalistische Umtriebe in
meiner Partei“ für falsch, räumt
aber gleichzeitig ein, „dass wir die
gesellschaftliche Diskussion füh-
ren müssen“.

Als „zugegebenermaßen nicht
ganz spannungsfrei“ wertet der
Minister die derzeitigen Treffen
mit seinen Länderkollegen. „Agrar-
ministerkonferenzen sind kein
Zuckerschlecken“, so seine auf
den ersten Blick überraschende
Feststellung, gehört mit dem seit
18 Jahren in Mecklenburg-Vor-
pommern amtierenden SPD-
Mann Till Backhaus doch nur
noch ein Landesagrarminister
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nicht den Grünen an. Der Zorn der
Länderminister richtet sich gegen
die Bundesregierung, „weil sie uns
bei der Umsetzung der Reform-
beschlüsse von 2013 im Regen
stehen lässt“, lautet der länder-
übergreifend erhobene Vorwurf.

Einhellig habe man den entschei-
dend von der damaligen Bundes-
landwirtschaftsministerin und
heutigen Ministerpräsidentin im
schwarz-grün regierten Bayern,
Ilse Aigner, herbeigeführten Kom-
promiss zur Gemeinsamen Agrar-
politik nach 2013 begrüßt. Die
anlastungsfreie Auszahlung der
ökologisch qualifizierten, degres-
siv gedeckelten und prozentual
an die am Stichtag 15. Mai eines
Jahres tatsächlich vorhandenen
oder wahlweise kalkulatorisch
nach Produktionsverfahren anzu-
setzenden Arbeitskräfte bei Be-
rücksichtigung eines Qualifizie-
rungsfaktors und unter optionaler
Hinzuziehung eines Extensivie-
rungselements geknüpften Direkt-
zahlungen stelle jedoch in allen
Ländern die Verwaltungen vor
eine große Herausforderung,
heißt es in den Landeshauptstäd-
ten. Da die erwartete Verwaltungs-
hilfe des Bundes ausbleibe und
eine Initiative für einen temporä-
ren Einsatz der Bundeswehr zur
Bewältigung der inneren Verwal-
tungsaufgaben keine Aussicht auf
parlamentarische Mehrheit fand,
seien die Länder gezwungen, „ei-
nen gewissen personellen Schwer-
punkt auf die Landwirtschaftsbe-
hörden zu legen“. Dass dies „an
der einen oder anderen Stelle“ zu
vorübergehenden personellen
Engpässen etwa im Schulwesen
oder im Polizeiapparat führt, sei
so nicht ausgemacht gewesen
und könne auch nicht auf Dauer
hingenommen werden. „Wir set-
zen auf einen Ausstieg aus dem
Umstieg spätestens 2020“, heißt
es bereits hinter vorgehaltener
Hand in einzelnen Ländern. Rü-
ckenwind verspreche man sich
von einer breiten gesellschaftli-

chen Debatte über Grenzen und
Nutzen der europäischen Agrar-
politik.

Deutliche Spuren hat die Agrar-
reform vor allem in den neuen
Ländern hinterlassen. Ostendorff
selbst spricht von einem „bislang
nicht gekannten Beschäftigungs-
aufbau in den ländlichen Räumen
Ostdeutschlands, auf den wir so
lange warten mussten“. Profitiert
habe dabei vor allem der akade-
mische Bereich. Tatsächlich hat
die Zahl der juristisch und steuer-
lich gebildeten Arbeitskräfte als
Reaktion auf die Deckelung der
Direktzahlungen bei 50 000 € je
Betrieb in den einstmaligen Groß-
betrieben spürbar zugenommen.
Historiker werten die durchge-
führten Betriebsaufspaltungen
in Anlehnung an die Geschichte
Polens als „Zweite Teilung Ost-
deutschlands“. Wissenschaftler
warnen allerdings davor, den
Bogen zu überspannen und mit
einer weiteren Halbierung des
Direktzahlungsniveaus das „Job-
wunder Ostelbiens“ nahtlos fort-
zusetzen. Bereits jetzt zeichneten
sich erste Engpässe auf dem
Arbeitsmarkt für landwirtschaftlich
versierte Juristen ab. Von älteren
Dorfbewohnern wird indes her-
ausgestellt, dass der Anteil der
nicht-produktiv Beschäftigten in
den Agrarunternehmen „Größen-
ordnungen erreicht, wie wir sie
vor 1989 gewohnt waren, und
das ganz ohne Parteikader“.

Noch nicht von Erfolg gekrönt
ist die Realisierung eines Partei-
tagsbeschlusses der Grünen,
„100 % Ökolandbau in 10 Jahren“
im Grundgesetz festzuschreiben.
Dies sei jedoch unerlässlich, „um
sich nicht alle paar Jahre bei so
einer grundlegenden Frage mit
den bekannten Bedenkenträgern
in Politik, Verwaltung und Wis-
senschaft herumschlagen zu
müssen“, lautete eines der vorge-
brachten und kaum zu widerle-
genden Argumente. Die notwen-

dige Zweidrittelmehrheit im Bun-
destag für die Grundgesetzände-
rung ist jedoch noch nicht er-
reicht, auch wenn die CSU mitt-
lerweile Zustimmung signalisiert
hat. Umweltminister Markus Sö-
der, der nach seiner Niederlage
im Rennen um die Seehofer-
Nachfolger kurzzeitig in den Un-
tergrund gegangen war, inzwi-
schen aber wieder aufgetaucht
ist, sieht sich in seiner Idee be-
stärkt, Bayern als „agrarindustrie-
frei-ökologische Zone“ zu etablie-
ren. Regierungschefin Aigner ist
nicht abgeneigt, will aber zu-
nächst eine breite gesellschaftli-
che Diskussion führen. Das Er-
gebnis allerdings, so versichert
die Ministerpräsidentin, „wird
meine Handschrift tragen“.

Der Deutsche Bauernverband
(DBV) sieht sich durch die Ent-
wicklungen der jüngsten Vergan-
genheit „endlich wieder gefor-
dert“. Das „Ende der Schmuse-
jahre“ hat Generalsekretär Hel-
mut Born als Devise ausgerufen.
Mit der Begründung, dass der
Ernst der Lage keine Experimen-
te zulasse, hat Born sein Dienst-
zeitende auf unbestimmte Zeit
hinausgeschoben. Das Präsiden-
tenamt füllt der Generalsekretär
seit dem Ausscheiden Gerd
Sonnleitners in Personalunion
aus. Auch hier müsse man ruhi-
gere Zeiten abwarten, „bevor
einer der jungen Hüpfer das Ru-
der übernimmt“. Nunmehr gehe
es darum, das in Jahrzehnten
bewährte Instrumentarium der
verbandlichen Auseinanderset-
zung wieder zur Anwendung zu
bringen. Schon bringen Nostal-
giker eine Ausladung des Bun-
deslandwirtschaftsministers für
den nächsten Bauerntag ins Ge-
spräch. Andere erwägen ein brei-
tes Sit-in vor dem Reichstag.
Selbst eine demonstrative Absa-
ge an jede Form der gesellschaft-
lichen Diskussion wird nicht mehr
ausgeschlossen.

  Rainer Münch
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Evolution statt Revolution
in der Agrarpolitik

Wolfgang Reimer, Amtschef im baden-württembergischen Ministeri-
um für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz, zu den Schwer-
punkten grüner Agrarpolitik, einer Neujustierung der ländlichen Ent-
wicklung und einer besseren Legitimierung der EU-Direktzahlungen

Abwanderung junger Menschen, Alterung,
leerstehende Gebäude, Defizite in der Si-
cherstellung der Daseinsvorsorge sind vor
allem Probleme von ländlichen Räumen in
Ost- und Norddeutschland. Dagegen haben
Sie es in Baden-Württemberg mit Problem-
chen zu tun – oder? In welchen Bereichen
sehen Sie politischen Handlungsbedarf?

Reimer: Sie haben Recht. Baden-Württem-
berg ist hier vergleichsweise gut aufgestellt.
Trotzdem gibt es auch hier strukturschwache
Gebiete und die demografische Entwicklung
wird bestehende Probleme verstärken. Wir
überlegen deshalb, inwieweit wir das Landes-
programm zur Entwicklung ländlicher Räume
stärker in diese Richtung ausrichten können.

Seit vielen Jahren wird von der Notwendig-
keit einer ressortübergreifenden Politik für
ländliche Räume geredet. Wie wollen Sie
dem Anspruch einer integrierten ländlichen
Entwicklungspolitik in Baden-Württemberg
gerecht werden?

Reimer: Wir werden bei den wichtigen In-
frastrukturbereichen wie beispielsweise Ver-
kehr, Gesundheit oder Bildung ressortüber-
greifend zusammenarbeiten. Mit diesem Pro-
zess wurde schon bei der Vorgängerregie-
rung begonnen. Derzeit überlegen wir die
sinnvollste Organisationsform. Weiterentwick-
lungsbedarf haben wir bei der Umsetzung
von Leader. Hier muss es mehr Entfaltungs-
möglichkeiten für Initiativen von unten geben.

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“
(GAK) leidet zumindest nach Auffassung von
einigen Kritikern unter einer hohen „Agrar-
lastigkeit“. Teilen Sie diese Auffassung?

Reimer: Eine ganze Reihe von Bundeslän-
dern wird die Gemeinschaftsaufgabe Agrar-
struktur und Küstenschutz reformieren wol-
len. Es ist sinnvoll, die GAK an die ganze
Breite der europäischen ELER-Verordnung
anzupassen. Hier muss der Bund den veral-

Der Bauernverband hat
betont gelassen auf den
Regierungswechsel in
Baden-Württemberg rea-
giert. Es drohe allenfalls
eine Evolution und keine
Revolution in der Agrar-
politik. Hat er recht?

Reimer: Er hat recht.
Wirkliche Veränderungen
entwickeln sich langsam
und müssen von vielen
Menschen mitgetragen
werden. Das sehen wir
gerade in der Energiepoli-
tik, die sich in die grüne
Richtung bewegt.

Wie groß ist die Schnitt-
menge zwischen Grünen
und CDU in Baden-
Württemberg?

Reimer: Österreich, die Schweiz und auch Süddeutschland
haben volkswirtschaftlich gesehen eine kluge Politik gemacht.
Eine maßvolle Agrarstrukturpolitik hat die Grundlage für gewerb-
liches Kleinunternehmertum und erfolgreiche ländliche Räume
geschaffen. In dieser Beziehung gibt es Schnittmengen.

In welchen Bereichen der Agrar- und ländlichen Entwicklungspolitik
wird die Landesregierung die deutlichsten eigenen Akzente setzen?

Reimer: Wir werden öffentliche Gelder stärker für öffentliche
Leistungen einsetzen.

Auf Bundesebene hat die grüne Agrarpolitik unter der damali-
gen Ministerin Künast sehr oft polarisiert und zumindest im Ton
eher die Städter angesprochen als die Menschen auf dem Lande.
Welcher Politikstil kennzeichnet die grüne Agrarpolitik in Baden-
Württemberg, insbesondere auch im Umgang mit Verbänden
und Organisationen?

Reimer: So einfach war es nicht: Zu jeder Polarisierung ge-
hören zwei Seiten. Aber das ist Vergangenheit. Wir praktizieren
einen auf ernsthaften Dialog ausgelegten Politikstil und gehen
offen auf alle Verbände und Organisationen zu. Minister Bonde
ist hier in keinster Weise vorbelastet.

Wolfgang Reimer, Jahrgang 1956, ist
Diplom-Landwirt (FH) und Landwirt mit
eigenem Betrieb, den seine Frau führt.
Er war langjähriger Parlamentarischer
Berater der Fraktion der Grünen im
Landtag von Baden-Württemberg. Ab
2001 leitete er die Unterabteilung Agrar-
struktur und Ländliche Räume, 2009 bis
2011 die Unterabteilung Landwirtschaft
im Bundeslandwirtschaftsministerium.
Seit Mai 2011 ist er Ministerialdirektor.
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teten Agrarstrukturbegriff aufgeben. Demografiecheck
und Innenentwicklung sind als neue Fördermaßnah-
men sicherlich sinnvoll. Allerdings verfügen wir in Ba-
den-Württemberg über ein eigenes Programm zur Ent-
wicklung ländlicher Räume, ohne die Begrenzungen
der GAK und der ELER-Verordnung. Da liegt es nahe,
selbst zu handeln und nicht auf andere zu warten.

Welchen Stellenwert messen Sie der GAK auf
längere Sicht bei?

Reimer: Da es bisher nicht gelungen ist, die GAK
zu einem Gesamtinstrument für die integrierte Ent-
wicklung ländlicher Räume zu machen, wird die GAK
für die Länder die größte Bedeutung darin haben,
Kofinanzierungsmittel zur Verfügung zu stellen.

Beim Flächenverbrauch spielt auch die Inanspruch-
nahme von Ausgleichsflächen für naturschutzrecht-
liche Eingriffe eine Rolle. Sehen Sie politischen Hand-
lungsbedarf, um gegenzusteuern?

Reimer: Seit der letzten Reform des Bundesnatur-
schutzgesetzes ist es möglich, Ökopunkteprogramme
anstelle von zusätzlichen Ausgleichsflächen anzubie-
ten. Hier sind die Bundesländer gefordert und wir wer-
den das energisch angehen. Welche Rolle produk-
tionsintegrierte Kompensationsmaßnahmen spielen
können, werden wir austesten.

Im Koalitionsvertrag sprechen sich Grüne und SPD
für eine Kappung der Direktzahlungen aus. Warum
dieses Votum, wo doch die baden-württembergische
Landwirtschaft weder von einer Kappung betroffen
wäre, noch von ihr profitieren würde?

Reimer: Leider ist es so, dass trotz der ständigen
Beschwörung der Wettbewerbsfähigkeit die Einkom-
men der Betriebe zu 40 - 60 % von den Direktzahlun-
gen abhängig sind. Wer diese im Kern erhalten will,
muss sie besser legitimieren. Dazu gehört sowohl das
Greening in der 1. Säule wie auch die Kappung bzw.
die Bindung an Arbeitskräfte. Dabei geht es nicht um
baden-württembergische Interessen. Das Problem ist
doch, dass gerade in den neuen Bundesländern die
bisherige Form der Direktzahlungen reine Marktfrucht-
betriebe begünstigt, während die arbeitsintensive Tier-
haltung weiter zurückgeht.

Sie sind für ein Greening der 1. Säule, warnen aber
zugleich vor einer Schwächung der 2. Säule. Geht
nicht eine Stärkung der 1. Säule automatisch auf
Kosten der 2. Säule?

Reimer: Ein Greening der 1. Säule muss nicht auto-
matisch die 2. Säule schwächen. Wir haben derzeit
zu wenig Mittel, um in der 2. Säule stärker profilierte
Programme zu fahren. Insofern könnte es hier eine

Weiterentwicklung geben. Ich sehe das aber nicht dog-
matisch. Wenn es denn tatsächlich zu einer richtigen
Stärkung der 2. Säule kommen würde, könnte man
bei veränderten Kofinanzierungssätzen das Greening
auch in der 2. Säule machen. Da die großen Bauern-
verbände in Europa aber keine Umschichtung in Rich-
tung 2. Säule wollen, konzentriert sich das Greening
zwangsläufig auf die 1. Säule. Da denkt die Kommis-
sion nicht anders als die Nichtregierungsorganisatio-
nen. Im Übrigen ist diese Diskussion auf europäischer
Ebene bereits gelaufen. Ich sehe allerdings mit Sorge,
dass diese Fokussierung auf die 1. Säule erneut zu
einer Schwächung der 2. Säule führen kann.

Bei den Agrarministerkonferenzen wird es künftig
kaum noch gelingen, einheitliche Positionen zu errei-
chen. Wie bewerten Sie diese Tatsache für die Ver-
handlungsführung der Bundesregierung in Brüssel?

Reimer: Deutschland hat nun einmal eine extrem
differenzierte Agrarstruktur. Die Bundesregierung muss
hier bei ihrer Positionierung die Mitte finden. Im Übri-
gen agiert die Bundesregierung auf europäischer
Ebene sehr widersprüchlich: Während die Achse mit
Frankreich immer betont wird, sind viele Verhand-
lungspositionen sehr viel näher bei den Positionen
der „Northern Liberals“. Das passt nicht zusammen.
Wir haben in Deutschland zu wenige Betriebe, die mit
der völligen Liberalisierung zurechtkommen werden.

Mit welchen konkreten Maßnahmen im Rahmen
eines Greenings der 1. Säule sollte der Grundsatz
„Öffentliches Geld für öffentliche Leistungen“ um-
gesetzt werden?

Reimer: Da die naturbedingten Produktionssysteme
auf europäischer Ebene weit auseinandergehen, kann
die Kommission nur einen Baukasten anbieten, aus
dem die Mitgliedsstaaten oder die Erzeuger entspre-
chende Werkzeuge wählen. Unter unseren Bedingun-
gen wären ganz einfache Maßnahmen wie die Ein-
haltung einer Fruchtfolge – keine Kultur hat einen
Anteil von über 70 % –, die Vorgabe der Winterbegrü-
nung oder beispielsweise ein zehnprozentiger Eiweiß-
pflanzenanbau schon ein großer Fortschritt und wir
könnten viele Probleme wie Maiswurzelbohrer, Mais-
zünsler oder Getreidefußkrankheiten damit deutlich
zurückdrängen.

 Sehen Sie Ansätze für eine Vereinfachung der
Agrarpolitik, wenn ja, welche?

Reimer: Ich sehe viele Ansätze, allein mir fehlt inzwi-
schen der Glaube an die Realisierbarkeit. Die Kom-
plexität von Cross Compliance oder der Umsetzung
der 2. Säule erschließt sich nur Experten, die aber auf
der Arbeitsebene bei der Kommission mit Vereinfa-
chungsvorschlägen nicht durchkommen. Ein konkre-



Agrarpolitik16

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2011 |

ter politischer Beschluss, der mehr als nur Absichts-
erklärung wäre, konnte aber bisher auf Ministerrats-
ebene nicht gefasst werden. Offensichtlich kann die-
ses Thema nicht nach oben transportiert werden. Hin-
zu kommt, dass die Kommission über diese Regelun-
gen sowohl in der 1. als auch in der 2. Säule ihren
Einfluss auf die Agrar-, die Agrarstruktur- und die
Agrarumweltpolitik in den Mitgliedsstaaten deutlich
ausbauen kann.

Die baden-württembergische Landwirtschaft hat eine
ungünstigere Struktur als in anderen Teilen des Bun-
desgebiets. Über welche wesentlichen Stärken ver-
fügt die Landwirtschaft im Ländle?

Reimer: Das mit der „ungünstigen Struktur“ ist rela-
tiv. Man darf nicht den Fehler machen und sich nur auf
die Kostenkonkurrenz der klassischen Agrarproduk-
tion von Milch, Fleisch und Getreide beziehen. Durch
die hohe Kaufkraft vor der Haustür können wir in der
Premiumschiene punkten. Auch der Sonderkulturbe-
reich ist stark. Zudem hat die Landwirtschaft in einem
relativ dicht besiedelten und wirtschaftlich erfolgreichen
Bundesland wie Baden-Württemberg noch andere Auf-
gaben, die gut zur heimischen Agrarstruktur passen.
Der Strukturwandel ist in allen Bundesländern drama-
tisch. Denken Sie nur an die annähernde Halbierung
der Zahl der Schweinehalter in den letzten zehn Jah-
ren. Bei der Milch wird es eine vergleichbare Entwick-
lung mit der endgültigen Abschaffung der Quote ge-
ben, deshalb gibt es keinen Anlass, den Struktur-
wandel zu beschleunigen. Ich befürchte sogar, dass
die Bundesländer, die sehr stark auf diesen Struktur-
wandel setzen, aber wenig Alternativen in den ländli-
chen Räumen haben, große Probleme bekommen
werden.

Was wird die Landesregierung tun, um diesen Stär-
ken besser Rechnung zu tragen?

Reimer: Wir werden versuchen, allen drei Entwick-
lungsrichtungen Rechnung zu tragen. Wir werden also
die Landwirtschaft bei ihrem Bemühen, in der Kosten-
konkurrenz wettbewerbsfähig zu sein, unterstützen.
Wir werden sie aber auch auf den Premiummärkten
unterstützen und wir werden alles dafür tun, dass er-
folgreich neue Erwerbskombinationen aufgebaut wer-
den können. Ich würde gerne eine Art „Betriebs-Check“
einführen, um die Weiterentwicklung der Betriebe sys-
tematischer anzugehen. Heute gibt es im Kern nur
noch Beratungsleistungen für größere und speziali-
sierte Betriebe im Produktionsbereich. Das ist wichtig;
es fehlen aber Konzeptionen für andere unternehme-
rische Entwicklungen. Allerdings haben wir das Pro-
blem, dass uns die alte Landesregierung nicht nur ei-
ne globale Minderausgabe von 30 Mio. € hinterlassen
hat, sondern auch, dass das baden-württembergische
Umsetzungsprogramm von ELER unterfinanziert ist.

Welchen Stellenwert messen Sie dem Ökolandbau bei?

Reimer: Wir sehen den Ökolandbau unter zwei Ge-
sichtspunkten: Zunächst einmal vom Markt her. Wir
haben in Baden-Württemberg eine hohe Nachfrage
nach Ökoprodukten, die derzeit zu einem großen Teil
vom Ausland her bedient wird. Hier sehen wir Möglich-
keiten für die heimischen Erzeuger, an diesem Wert-
schöpfungspotenzial teilzuhaben. Zweitens hat aber
der Ökolandbau auch eine gewisse Leitbildfunktion.
Das gilt nicht für jeden Einzelbetrieb, ist aber in den
Produktionsregeln angelegt. Die Vorgaben für Dün-
gung, Pflanzenschutz oder Tierhaltung können eine
Reihe von Problemen moderner Landwirtschaft verhin-
dern. Wir werden deshalb im Gegensatz zur alten Lan-
desregierung durchgehend neue Umstellungsverträge
finanziell fördern und wir werden auch in der Vermark-
tung aktiv werden. Allerdings muss sich auch die Öko-
branche, sowohl bei der Erzeugung als auch im Han-
del, deutlich verbessern.

Die Koalition hat sich die Stärkung der regionalen
Erzeugung auf die Fahne geschrieben. Wie soll das
erreicht werden?

Reimer: Die Stärkung der regionalen Erzeugung ist
eine große Chance. Wir merken derzeit bei der EHEC-
Diskussion, dass Verbraucherinnen und Verbraucher
nach wie vor regional erzeugten Produkten und vor
allem den Wochenmärkten vertrauen und ich bin der
festen Überzeugung, dass wir diese Schienen noch
sehr viel besser ausbauen können. Wir wollen die hei-
mische Agrar- und Ernährungswirtschaft dafür gewin-
nen, die regionale Erzeugung stärker herauszustellen
und zu honorieren. Hierzu muss die Erzeugerebene
ihre Produkte stärker profilieren und differenzieren. Wir
haben beispielsweise vor, das Qualitätszeichen Baden-
Württemberg GVO-frei zu machen, so dass auch hier
ein deutliches Unterschiedsmerkmal da sein wird.

Abschließende Frage: Was erwarten Sie von der
künftigen Arbeit der ASG?

Reimer: Ich erwarte von der künftigen Arbeit der ASG
einerseits, dass sie sich in den Feldern ihrer Kernkom-
petenz weiter engagiert. Das sind zum einen soziale
Fragen in der Landwirtschaft, bei der Agrarstrukturent-
wicklung und in den ländlichen Räumen. Es sind aber
auch Fragen der Entwicklung der Infrastruktur und der
Lebensqualität in den ländlichen Räumen. Zweitens
hoffe ich, dass die ASG Fragen stellt und beantwortet,
die über das Tagesgeschäft hinausgehen. Ein Beispiel:
Man muss die Mainstream-Agrarökonomie immer
wieder hinterfragen. Hier darf es durchaus kontroverse
Diskussionen geben, wie es in anderen europäischen
Ländern und auch weltweit der Fall ist. Das gilt natür-
lich auch für die Agrarpolitik.     Rainer Münch
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Die Agrarförderpolitik
grundlegend ändern

Interview mit Prof. Dr. Beate Jessel, Präsidentin des Bundesamtes
für Naturschutz (BfN), über eine Ökologisierung der Agrarpolitik,
den Beitrag des Naturschutzes zur ländlichen Entwicklung sowie
die Notwendigkeit zur Reduzierung des Flächenverbrauchs

Naturschutz und ländliche Räume

Geht der demografische Wandel mit
rückläufiger und alternder Bevölkerung
mit verbesserten Chancen für den Natur-
schutz einher?

Jessel: Die Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels auf Natur und Land-
schaft sind häufig indirekt und von vielen
Einflussgrößen überlagert. Daher dürfen
andere übergeordnete Einflüsse, wie die
Agrarpolitik oder auch der Klimawandel,
nicht außer Acht gelassen werden. Hinzu
kommt, dass der demografische Wandel
verschiedene Räume in unterschiedlicher
Weise betrifft: Räumen mit rückläufiger
Bevölkerung stehen ja durchaus unter-
schiedliche Wachstumsräume und solche
mit gleich bleibender Bevölkerung gegen-
über – auch in ländlichen Gebieten. Ent-
sprechend unterschiedlich werden auch
die Auswirkungen sein. In jedem Fall be-
deutet Schrumpfung nicht nur pauschal
positive Auswirkungen für Natur und
Umwelt – wir beobachten etwa, dass in
Schrumpfungsräumen die Flächeninan-
spruchnahme pro Kopf der Bevölkerung
überdurchschnittlich hoch ist.

Was kann der Naturschutz zur Lebens-
fähigkeit ländlicher Räume beitragen?

Jessel: Gerade in ländlichen Räumen
kann Naturschutz wesentliche Beiträge
zur regionalen Wirtschaft leisten. Ländli-
che Regionen bieten oft attraktive Natur
und Landschaft und insbesondere Schutz-
gebiete wie Nationalparke, Naturparke
und Biosphärenreservate sind zuneh-
mend interessante Destinationen. Der
inländische Naturtourismus steht wieder
stärker im Fokus der Nachfrage der Men-
schen. So war im Jahr 2010 für 14 % der
Inlandsreisenden „Natururlaub“ die Haupt-
urlaubsart, für 39 % war „Natururlaub“ Teil
ihres Urlaubs.

Liegen Ihnen Erfah-
rungswerte über Arbeits-
platzeffekte von Natur-
schutzprojekten in länd-
lichen Regionen vor?

Jessel: Ja, eine vom
BfN geförderte Studie
belegt eindrucksvoll die
regionalökonomischen
Effekte des Tourismus
in deutschen National-
parken: Betrachtet man
alle Nationalparktouristen
in den 14 Nationalparks,
so generieren etwa 50,9
Mio. Besucher jährlich
einen Bruttoumsatz von
rund 2,1 Mrd. €. Dies ent-
spricht einem Vollzeitbe-
schäftigungsäquivalent
von etwas mehr als
69 000 Personen. Und
diese Gebiete liegen
fast ausschließlich in
ländlichen Räumen.

Im Zuge der Auseinan-
dersetzung um die Wald-
strategie der Bundesre-
gierung ist erneut die
Grundsatzdiskussion um
Schutz durch Nutzung
oder Schutz durch Sich-
selbst-Überlassen auf-
gekommen. Wie ist Ihre
Position?

Jessel: Wir im BfN haben das nicht zu einer Grundsatz-
diskussion gemacht! Wir bekennen uns zur naturverträg-
lichen Bewirtschaftung auf der überwiegenden Waldfläche.
Und nur für einen kleinen Teil der deutschen Waldfläche –
die Bundesregierung sieht 5 % vor – ist ein Verzicht auf die
Holznutzung vorgesehen. Damit werden solche Flächen
aber keinesfalls wertlos, sondern sie erbringen eben andere
Leistungen für die Gesellschaft, die es im Wirtschaftswald
definitiv nicht gibt.

Professorin Dr. Beate Jessel ist seit
2007 Präsidentin des BfN in Bonn.
Zuvor war die 49-Jährige mehrere
Jahre als Professorin am Institut für
Geoökologie der Universität Potsdam
tätig. Anschließend hatte sie für ein
Jahr den Lehrstuhl für Strategie und
Management der Landschaftsentwick-
lung im Rahmen einer Allianz-Stiftungs-
professur an der Technischen Univer-
sität München inne. Die BfN-Präsidentin
hat an der TU München Landespflege
studiert. Danach war sie in einem Pla-
nungsbüro tätig, bevor sie an die Bayer-
ische Akademie für Naturschutz und
Landschaftspflege wechselte. Jessel
promovierte 1998 bei Prof. Wolfgang
Haber an der TU München zum Thema
„Landschaften als Gegenstand von Pla-
nung, Betrachtungen über die Theorie
ökologisch orientierten Planens“.
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Naturschutz und Landwirtschaft

Landwirtschaftliche Verbände betonen stets das
Interesse der Bauern am Naturschutz. Vorausset-
zung sei allerdings, er wird nicht über die Köpfe der
Betroffenen hinweg verordnet und angemessen
honoriert. Wie nehmen Sie das Verhältnis von
Landwirtschaft und Naturschutz wahr?

Jessel: Ich glaube, dass wir inzwischen in einem
guten Dialog sind. Es gibt sehr viele Bereiche, bei
denen wir gemeinsame Interessen haben, z. B. die
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch
Siedlung und Verkehr oder die Vermeidung einer
weiteren Zerschneidung von Landschaften. Wir sind
auch der Meinung, dass Landwirte für erbrachte
Naturschutzleistungen oder landschaftspflegerische
Maßnahmen angemessen bezahlt werden sollen.
Denn diese Leistungen erbringen sie für die Gesell-
schaft, deren Interesse und Verpflichtung auch die
Erhaltung der biologischen Vielfalt ist. Allerdings
beobachten wir die Intensivierungstendenzen in der
Landwirtschaft mit Sorge. Massentierhaltung, Mais-
monokulturen, Verengung der Fruchtfolgen, Rück-
gang von bunten Wiesen und Weiden sind hier
Stichworte.

Ist nach Ihren Erfahrungen in den letzten Jahren
das Bewusstsein auf Seiten der Landwirtschaft ge-
wachsen, sich Naturschutzthemen zu öffnen und
diesen Bereich als Erwerbsquelle anzunehmen?

Jessel: Ja, auf jeden Fall. Gerade die jüngere
Generation der Betriebsleiter entscheidet sich ja
sehr bewusst für ein Wirtschaften in Natur und
Landschaft und ist grundsätzlich aufgeschlossen.
Oft kombinieren sie ihre landwirtschaftlichen Betrie-
be auch mit touristischen Angeboten oder der Ver-
marktung regionaler Produkte. Die Bereitschaft,
Naturschutz als Einkommensquelle in den Betrieb
zu integrieren, sinkt natürlich in Intensivregionen,
wo Naturschutz derzeit nicht konkurrenzfähig ist.
Hier gilt es, pragmatische Konzepte zu entwickeln,
um ein Mindestmaß an nachhaltiger Nutzung sicher-
zustellen, damit sich bestimmte Naturschutzmaß-
nahmen auch für Landwirte in diesen Regionen
lohnen.

Der Strukturwandel in der Landwirtschaft schreitet
voran und geht mit zunehmenden Schlaggrößen
und einer steigenden Produktivität einher. Wie beur-
teilen Sie die Entwicklung aus Naturschutzsicht?
Was sind die wesentlichen Probleme der modernen
Landwirtschaft für Natur und Umwelt?

Jessel: Ich sagte ja schon, dass wir die Intensivie-
rung mit Sorge betrachten. Wir beobachten eine
zunehmende Nutzungs- und Flächenkonkurrenz in
der gesamten Landschaft, die sich für den Natur-
schutz negativ auswirkt. Wie oben bereits angedeu-
tet, ist vor allem der daraus resultierende kontinuier-
liche Rückgang von ökologisch wertvollem Grün-
land besorgniserregend, denn dadurch verschwin-
den besonders artenreiche Lebensräume. Auch
haben die ausgeräumten Landschaften eine zuneh-
mende Barrierewirkung für Tier- und Pflanzenarten.
Bei Grünlandumbruch werden zudem beträchtliche
Mengen an Kohlenstoff freigesetzt. Ergänzen kann
ich in diesem Zusammenhang die Problematik der
Stickstoffüberschüsse und der Gewässerbelastung.
Natürlich wird von der Landwirtschaft nicht erwartet,
z. B. mit der Technik des letzten Jahrhunderts zu
wirtschaften. Modernität bedeutet meiner Ansicht
nach aber eben auch, im eigenen Wirtschaften auf
die gesellschaftlichen Herausforderungen zu reagie-
ren, wie sie der Erhalt der Biodiversität, der Klima-
schutz und ein ausgeglichener Landschafts-
wasserhaushalt darstellen.

Mit welchen Maßnahmen sollte gegengesteuert
werden?

Jessel: Wir müssen hier auf zwei Ebenen denken:
Zum einen brauchen wir eine flächendeckende
Ökologisierungskomponente, die ein Mindestmaß
an nachhaltiger Bewirtschaftung sicherstellt, etwa
indem künftig weiterer Umbruch von Dauergrünland
effektiv unterbunden und eine gewisse Varianz in
den Fruchtfolgen sichergestellt wird. Landwirtschaft
wie Naturschutz haben aber immer auch einen regi-
onalen landschaftlichen Bezug, für den die Maßnah-
men passend sein sollten. Wir brauchen daher eine
Palette an förderfähigen und finanziell hinreichend
lohnenden Agrarumweltmaßnahmen, die es den
Landwirten erlauben, solche Maßnahmen flexibel in
ihre jeweiligen betrieblichen Abläufe zu integrieren.

Steigende Agrarpreise werden in den kommenden
Jahren dafür sorgen, dass Naturschutzmaßnahmen
tendenziell zu teuer werden, um für die Landwirte
attraktiv zu bleiben. Muss sich die Gesellschaft den
Naturschutz künftig mehr kosten lassen?

Jessel: Der Erhalt der biologischen Vielfalt und
das Verhindern weiterer Verschlechterungen, wie
es auch als Ziel in der neuen Biodiversitätsstrategie
der EU für das Jahr 2020 enthalten ist, ist eine ge-
sellschaftliche Aufgabe und nicht zum Nulltarif zu
haben. Die Mittel müssen daher ausreichend und
nachhaltig zur Verfügung gestellt werden. Wichtig
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ist es dabei, Landwirten eine längerfristige und von
Marktschwankungen unabhängige Planungsgrund-
lage zu bieten.

Von landwirtschaftlicher Seite wird die Befürchtung
geäußert, dass angesichts der guten Marktaussich-
ten auf der einen und der knappen öffentlichen Kas-
sen auf der anderen Seite eine Rückkehr zu einem
stärker hoheitlich verordneten Naturschutz drohe.
Wie sehen Sie das Verhältnis von Zuckerbrot und
Peitsche in der Naturschutzpolitik?

Jessel: Den Begriff von Zuckerbrot und Peitsche
würde ich hier so nicht in den Mund nehmen. Wir
brauchen aber sicher in der Landwirtschaft, wie in
anderen gesellschaftlichen Bereichen auch, ein
vernünftiges Verhältnis von hoheitlichen Maßnah-
men, sprich: in jedem Fall einzuhaltende Vorgaben
und darüber hinausgehende freiwillige Anreize.

Wie bewerten Sie den ökologischen Landbau aus
Naturschutzsicht und wie sollte dem in der künftigen
Förderpolitik Rechnung getragen werden?

Jessel: Bei den Bemühungen zur Förderung der
biologischen Vielfalt ist der Ökologische Landbau
ein wichtiger Partner für den Naturschutz. Durch
den Verzicht auf Kunstdünger- und Pestizideinsatz,
die Einhaltung flächengebundener, artgerechter
Tierhaltung und jährliche Kontrollen entstehen im
Vergleich zur konventionellen Bewirtschaftung posi-
tive Effekte für den Naturhaushalt. Aus Sicht des
Biodiversitätschutzes kann aber auch für den Öko-
landbau noch Verbesserungsbedarf bestehen, um
diesen Ansprüchen gerecht zu werden, etwa was
ein Mindestmaß an Vielfalt und Strukturelementen
angeht. All dies muss weiterhin in der Förderpolitik
zum Ausdruck kommen, denn das seinerzeit ge-
steckte Ziel, den Anteil des Ökolandbaus auf 20 %
zu erhöhen, ist ja bei weitem noch nicht erreicht.

Naturschutz und Reform der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP)

Deutschland nimmt mit der bis 2013 vollzogenen
Entkopplung der Direktzahlungen und der regional
einheitlichen Flächenprämie für Acker- und Grün-
land eine Vorreiterrolle in der EU ein. Wie bewerten
Sie das deutsche Prämienmodell aus Naturschutz-
sicht?

Jessel: Wir haben diesen Weg von Anfang an
unterstützt, denn damit wurde eine Entwicklung
begonnen, die die systematische Benachteiligung

von Grünland bei den Direktzahlungen abbaut. Und
Grünland ist sowohl für den Erhalt vieler Arten-
gruppen wie auch für den Klimaschutz essentiell.
Derzeit können aber die für den Natur- und Umwelt-
schutz relevanten Aufwendungen nur zu einem klei-
nen Teil die Prämienhöhe begründen. Deshalb müs-
sen die ökologischen Leistungen im zukünftigen
Prämienmodell verstärkt berücksichtigt werden.

Von Naturschutzseite wird wiederholt die Forde-
rung erhoben, GAP-Mittel zielgerichteter für Leistun-
gen im Naturschutz einzusetzen. Ist dazu ein „Gree-
ning“ der pauschal gewährten Direktzahlungen der
richtige Weg?

Jessel: Diese Forderung ist ja nun nicht mehr nur
auf die Naturschutzseite beschränkt. Die Einführung
einer Greening-Komponente bindet einen Teil der
Direktzahlungen künftig an Umweltziele. Diese öko-
logische Qualifizierung kann – wenn klug ausgestal-
tet – einen wichtigen Beitrag zum flächendeckenden
Erhalt der biologischen Vielfalt leisten.



Agrarpolitik20

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2011 |

Ein Hauptargument für eine Bindung der Direkt-
zahlungen an die Erbringung von Umweltleistungen
ist die Sicherung von Mindeststandards in der Flä-
che. Mit welchen konkreten Maßnahmen ist dieses
Ziel nach Ihrer Einschätzung zu erreichen?

Jessel: Von zentraler Bedeutung ist die Bereitstel-
lung eines Mindestanteils an ökologischen Vorrang-
flächen durch jeden Landwirt. Solche Vorrangflä-
chen können den typischen Arten des Agrarlandes
Rückzugsmöglichkeiten bieten, wie sie seit Abschaf-
fung der Flächenstilllegung weitgehend verloren
gegangen sind. Sie sind aber keinesfalls notwendig
mit einer Stilllegung gleichzusetzen, sondern bein-
halten Flächen, die unter besonderer Berücksichti-
gung des Naturschutzes ggf. auch weiter bewirt-
schaftet werden können. Eine weitere Priorität stellt
aus meiner Sicht der Erhalt von ökologisch wertvol-
lem Dauergrünland dar, der dringend effektiver ge-
regelt werden muss. Denn Dauergrünland hat ne-
ben der Sicherung einer hohen Artenvielfalt auch
eine hohe Bedeutung als Kohlenstoffsenke und
dient dem Boden- wie dem Gewässerschutz. Des
Weiteren wünsche ich mir eine Diversifizierung der
Fruchtfolge.

Wie kann sichergestellt werden, dass die Agrar-
umweltmaßnahmen in der 2. Säule, die in Deutsch-
land auf einem Drittel der landwirtschaftlichen Flä-
che Anwendung finden, ihren hohen Stellenwert
behalten?

Jessel: Diese Notwendigkeit müssen Naturschutz
und Landwirtschaft gemeinsam in die Gesellschaft
vermitteln und für ausreichende Mittelausstattung
werben. Eine Stärkung der Agrarumweltförderung
soll auch dazu beitragen, dass durch angemessene
Prämiensätze, die die Opportunitätskosten der
Landwirte auch und gerade an ertragreichen Agrar-
standorten ausgleichen, sowie durch eine langfristi-
gere Beständigkeit der Förderung die Attraktivität
der Programme für Landwirte erhöht werden kann.
Die Akzeptanz der Landwirte für Agrarumweltmaß-
nahmen könnte auch durch eine Minderung des
Verwaltungs- und Antragsaufwands erhöht werden.

Einige Länder warnen unter Hinweis auf begrenz-
te Kapazitäten der eigenen Verwaltungen vor neu-
en Elementen etwa in Form eines Greenings der
1. Säule und fordern stattdessen eine Vereinfachung
der GAP. Halten Sie diese Forderung für berechtigt?

Jessel: Greening und Verwaltungsvereinfachung
schließen sich meiner Ansicht nach nicht grundsätz-
lich aus. Bei einer geschickten Ausgestaltung der

Greening-Komponente sehe ich vielmehr die Chan-
ce, zusätzliche positive Natur- und Umweltwirkun-
gen zu erzielen, ohne gleichzeitig den Verwaltungs-
aufwand zu erhöhen. Potenzial für Verwaltungs-
vereinfachung und Flexibilisierung sehe ich vor
allem im Bereich der Cross Compliance-Bestim-
mungen.

Halten Sie eine Aufrechterhaltung des bisherigen
EU-Haushaltsansatzes für die GAP für gerecht-
fertigt?

Jessel: Es ist offensichtlich, dass die Gesellschaft
in der Landwirtschaft nicht mehr nur einen Lebens-
mittelproduzenten und Rohstofflieferanten sieht,
sondern von ihr auch erwartet, dass sie einen Bei-
trag zum Erhalt einer vielfältigen Kulturlandschaft
mit ihren typischen Tier- und Pflanzenarten leistet,
das Klima schont und Gewässer rein hält. Die Be-
reitstellung dieser öffentlichen Güter muss durch die
GAP nach 2013 stärker gefördert werden. Dafür ist
aber eine umfassende Änderung der Agrarförder-
politik unerlässlich. Deshalb ist es notwendig, die
Agrarpolitik für die Förderperiode nach 2013 an den
öffentlichen Gütern, insbesondere an den ökologi-
schen Leistungen der Landwirtschaft, zu orientieren
und hinreichend mit Finanzmitteln auszustatten.

Naturschutz und Flächenansprüche

Im Zuge der letzten Novellierung des Bundes-
naturschutzgesetzes ist die naturschutzrechtliche
Ausgleichsregelung geändert und um eine Rege-
lung zur Agrarstrukturverträglichkeit ergänzt wor-
den. Hat sich diese Neuregelung bewährt?

Jessel: Diese Frage lässt sich ein Jahr nach In-
krafttreten der Novelle nicht erschöpfend beantwor-
ten. Für den Vollzug der Regelung sind zunächst
einmal die Bundesländer zuständig. Der Prüfauftrag
des neuen § 15 (3) BNatSchG ist als eine Aufforde-
rung an Planer und Behörden zu verstehen, agrar-
strukturelle Belange sorgfältig zu ermitteln und an-
gemessen zu berücksichtigen. Die genannten Be-
lange und Maßnahmen sind dabei zwar vorrangig
zu prüfen, haben jedoch keinen generellen Vorrang.
Denn die Prämisse, dass die Kompensation der
Eingriffsfolgen funktional an den Beeinträchtigungen
anzusetzen hat, gilt ja weiterhin.

Liegen Ihnen Zahlen vor, in welchem Umfang in
den letzten Jahren landwirtschaftliche Flächen in-
folge von Ausgleichsmaßnahmen der Bewirtschaf-
tung entzogen wurden?
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Jessel: Auch diese Frage lässt sich nur unter
Rückgriff auf den Vollzug der Länder beantworten.
Zunächst ist festzuhalten, dass die tägliche Flä-
cheninanspruchnahme für Siedlungs- und Verkehrs-
zwecke mit 94 ha pro Tag (gleitender Jahresdurch-
schnitt 2006 bis 2009) immer noch viel zu hoch und
nicht akzeptabel ist. Für die Bauflächen wird eben-
falls landwirtschaftliche Fläche entzogen, was inte-
ressanterweise nie polemisch kritisiert wird. Auf
jeden Fall kann die häufig und gern geäußerte Be-
hauptung, landwirtschaftliche Fläche würde in un-
mäßigem Verhältnis für Kompensationsmaßnahmen
in Anspruch genommen, nicht stehen bleiben. Zum
Einen zeigt die Analyse von Kompensationsmodel-
len der Länder, dass die Verhältnisse Eingriff zu
Kompensation fast durchweg flächenmäßig unter
1:1 liegen. Zum Anderen zeigen viele Länderbei-
spiele, dass die Kompensationsflächen zwischen
30 und 60 % in der landwirtschaftlichen Nutzung
(bspw. in Form von extensiv genutztem Grünland)
verbleiben. Zum Thema Flächeninanspruchnahme
könnten Landwirtschaft und Naturschutz vielmehr
sehr viel stärker gemeinsame Strategien fahren,
was derzeit leider nicht getan wird.

Welchen Stellenwert haben produktionsintegrierte
Kompensationsmaßnahmen?

Jessel: Dieser Maßnahmentyp wird sich hinsicht-
lich seiner ökologischen Wirksamkeit und prakti-
schen Umsetzung, etwa was die notwendige lang-
fristige Sicherung angeht, wohl noch durchsetzen
müssen. Unbelegte Wirksamkeitsbehauptungen
können hier keine Planungs- und Entscheidungs-
sicherheit für Investoren schaffen. Vielmehr müssen
die ökologische Wirksamkeit und die funktionalen
Beiträge zur Eingriffskompensation über die gute
fachliche Praxis der Land- und Forstwirtschaft hin-
aus noch eingehender untersucht werden.

Sehen Sie Handlungsbedarf, um produktionsinte-
grierten Maßnahmen einen größeren Stellenwert
zukommen zu lassen: a) in den rechtlichen Grundla-
gen und b) in der Umsetzung, weil u. a. die Straßen-
bauverwaltungen offenbar kein oder nur ein gerin-
ges Interesse haben?

Jessel: Nein. Es kommt in der praktischen An-
wendung darauf an, dass die dauerhafte Kompen-
sationsleistung so belegt werden kann, dass sichere
Planungen und Entscheidungen getroffen werden
können. Dann legt sich auch die Zurückhaltung der
Investoren.

Muss der Staat stärker steuernd eingreifen, um
Ökopunktemodellen zu größerer Akzeptanz zu
verhelfen?

Jessel: Wiederum nein. Mit der Novelle des
BNatSchG 2009 hat der Bundesgesetzgeber in
§ 16 die Rahmenbedingungen für die Bevorratung
von Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich ver-
einheitlicht. Wir haben in Deutschland bereits an die
600 Anbieter von bevorrateten Flächen und Maß-
nahmen. Zudem engagiert sich der Bundesverband
der Flächenagenturen (BFaD e. V.) in hervorhe-
benswerter Weise für hohe Qualitätsanforderungen
seiner Anbieter. Das sind doch beredte Belege für
die Akzeptanz dieser Modelle, die sowohl der Koo-
peration mit der Landwirtschaft als auch der Investi-
tionssicherheit und Planungsbeschleunigung für die
Vorhabensträger wie auch einer verbesserten Um-
setzung von Naturschutzmaßnahmen zugutekom-
men.

Die Energiewende und der damit verbundene Aus-
bau der Energienetze sorgen für zusätzlichen Druck
auf die Flächen. Wie kann sichergestellt werden,
dass dabei die Belange von Naturschutz und Land-
wirtschaft nicht unter die Räder kommen?

Jessel: Für den Netzausbau hat eine voraus-
schauende und vorsorgende räumliche Steuerung
großen Stellenwert und erhebliches Konfliktlösungs-
potenzial. Wenn die Liniensuche bspw. für Energie-
netze ohne Weiteres auf die lokale Ebene verlagert
wird, haben wir ein Problem mit der Betrachtung
von regionalen Alternativen und damit mit der Kon-
fliktlösung. Bei dem Aufbau der Energienetze vertre-
ten wir daher die Auffassung, dass mit frühzeitiger
Einbindung von Naturschutz und Landschaftspflege
bei der Trassenplanung der Eingriff in die Natur ver-
mindert werden kann, nicht nur was die Flächen-
beanspruchung, sondern auch was Landschaftsbild
und Artenschutz angeht.

Für die Bereiche „Biomassenutzung“ und „Kurz-
umtriebsplantagen“ haben wir Positionspapiere er-
arbeitet, die den Handlungsbedarf und Lösungs-
möglichkeiten aufzeigen. Insgesamt lässt sich fest-
halten, dass Land- sowie Forstwirtschaft und Natur-
schutz sowie Landschaftspflege gut beraten sind,
verstärkt Synergien zu suchen und zu nutzen, etwa
durch Anbau entsprechender Kulturarten oder die
energetische Verwertung von Landschaftspflege-
schnitt, für die das neue EEG verbesserte Anreize
setzt.     Rainer Münch
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Französische Landwirte umfassender
und kostengünstiger versichert

Dr. Peter Mehl*

Die französischen Landwirte sind, wie ihre deutschen Berufskolleginnen und -kollegen, in einem
Sondersystem sozialversichert, das über Beiträge erhebliche Finanzmittel der Landwirte bindet und
dessen Finanzierung in steigendem Maße Zuwendungen von anderer Seite erfordert. Aktuelle inter-
nationale Vergleiche dieses Bereichs fehlen jedoch völlig. Die hier vorgelegte vergleichende Analyse
des agrarsozialen Sicherungssystems in Frankreich, der Mutualité Sociale Agricole (MSA), mit der
deutschen Landwirtschaftlichen Sozialversicherung (LSV) zielt in erster Linie darauf ab, die völlig
unzureichende Informationsgrundlage zu verbessern1.

* Dr. rer. soc. Peter Mehl, Institut für Ländliche Räume, Johann Heinrich von Thünen-Institut (vTI), Bundesforschungsinstitut für Ländliche Räume,
Wald und Fischerei, Braunschweig, Tel. (0531) 596 5243, peter.mehl@vti.bund.de

1 Es handelt sich hier um die Kurzfassung einer ausführlichen Studie des Autors, die als Arbeitsbericht vorliegt und auf der Homepage des vTI
(www.vti.bund.de) abgerufen werden kann.

Versicherter Personenkreis

In Frankreich sind alle Erwerbs-
tätigen in der Landwirtschaft,
selbstständige Landwirte und
abhängig Beschäftigte, im agrar-
sozialen Sondersystem abge-
sichert. Eine Ausnahme bildet
lediglich die landwirtschaftliche
Unfallversicherung, die in Frank-
reich nur Landwirte, deren Ehe-
gatten und mitarbeitende Famili-
enangehörige erfasst. Wie in der
deutschen LSV gelten auch in
der MSA Sonderregelungen ge-
genüber der allgemeinen Sozial-
versicherung im Leistungssystem
und bei der Finanzierung allein
für die selbstständigen landwirt-
schaftlichen Unternehmer, deren
Ehegatten und die mitarbeiten-
den Familienarbeitskräfte. Die
Mindestbetriebsgröße SMI für die
Versicherungspflicht gilt einheit-
lich für alle Versicherungsberei-
che und ist höher als in der deut-
schen Alterssicherung der Land-
wirte. Landwirte, die einer außer-
landwirtschaftlichen Erwerbstätig-
keit nachgehen, sind in Frank-
reich ohne Befreiungsmöglichkeit
in den allgemeinen und den land-
wirtschaftlichen Sicherungssys-
temen pflichtversichert. Im land-
wirtschaftlichen Betrieb mitarbei-
tende Ehegatten sind wie in
Deutschland pflichtversichert,
was allerdings zu einem geringe-
ren Prozentsatz als in Deutsch-

land zu einer beitragspflichtigen
Versicherung führt. Der Versiche-
rungsstatus des mitarbeitenden
Familienangehörigen besteht in
Frankreich ebenfalls, wurde aber
im Jahr 2005 auf eine Dauer von
fünf Jahren begrenzt.

Sicherungskonzeption und
Leistungssysteme

Die größten Unterschiede in der
Sicherungskonzeption bestehen
im Bereich der Alterssicherung.
Im Unterschied zum deutschen
System der Alterssicherung der
Landwirte (AdL) mit seiner Teil-
sicherungskonzeption zielen die
drei Pflichtversicherungssysteme
für landwirtschaftliche Unterneh-
mer in der MSA (Assurance Vieil-
lesse Individuel – AVI, Assurance
Vieillesse Agricole – AVA sowie
die obligatorische Zusatzversi-
cherung für landwirtschaftliche
Unternehmer, Retraite Complé-
mentaire Obligatoire – RCO) auf
eine Vollsicherung ab. Eine agrar-
strukturpolitische Zielsetzung der
landwirtschaftlichen Alterssiche-
rung, wie sie bei der AdL insbe-
sondere durch die Hofabgabe-
klausel zum Ausdruck kommt, ist
auch in Frankreich vorhanden.
Allerdings ist in Frankreich die
Abgabe des Unternehmens
zwischen Ehepartnern unein-
geschränkt möglich.

In Frankreich haben die Auf-
wertung geringer Renten und die
Einführung der RCO wesentlich
dazu beigetragen, dass sich die
durchschnittlichen Altersrenten
seit 1994 ganz erheblich erhöht
haben (vgl. Abb. 1). Im Jahr 2009
liegen die landwirtschaftlichen
Altersrenten in Frankreich mit
573 € Altersrente für landwirt-
schaftliche Unternehmer und
325,92 € Altersrente für Ehegat-
ten im Durchschnitt deutlich über
denen der deutschen Landwirte
(468,76 €) und Ehegatten
(230,50 €). Die Vergleichswerte
aus dem Jahr 1999 (Landwirte
MSA 375,08 €, Landwirt LSV
486,46 €, Ehegatte MSA
225,08 €, Ehegatte LSV
204,53 €), zeigen, dass die Ren-
ten der deutschen Landwirte trotz
des Teilsicherungscharakters der
AdL zum damaligen Zeitpunkt
noch höher waren. Im Zuge der
Rentenreform 2010 wurden in
Frankreich erneut Regelungen
verabschiedet, die den Zugang
für die Mindestrente auch für
Landwirte und deren Ehegatten
weiter verbessern.

Die Krankenversicherung deckt
die finanziellen Risiken von
Krankheit und Mutterschaft, aber
im Unterschied zum deutschen
System auch die Risiken Invalidi-
tät und Tod ab. Wie die deutsche
landwirtschaftliche Krankenversi-
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cherung (LKV), so lehnt
sich auch die französische
landwirtschaftliche Kran-
kenversicherung (Assu-
rance maladie des exploi-
tants agricoles – AMEXA)
sehr eng an die für die
übrigen französischen
Krankenversicherungs-
einrichtungen geltenden
Regelungen an. Die Unter-
schiede zwischen AMEXA
und LKV sind also nicht
auf jeweilige sektorale
Sonderregelungen zurück-
zuführen, sondern sind
Folge der Unterschiede
zwischen den gesetzlichen
Krankenversicherungs-
systemen in Deutschland
und Frankreich. Ein wichti-
ger Unterschied zur deut-
schen gesetzlichen Kran-
kenversicherung ist das
System der Kostenerstat-
tung und der Eigenbeteili-
gung in Frankreich. Der
Patient bezahlt dem be-
handelnden Arzt die er-
brachte Leistung und lässt
sich dann von seiner Kas-
se die Kosten gemäß der
staatlich festgesetzten
Beiträge erstatten. Diese
übernimmt allerdings nur
einen Teil der Kosten. Der
nicht erstattete Teil, das
sog. „ticket modérateur“,
dessen Höhe vom Staat
festgelegt wird, geht zu
Lasten des Versicherten
oder seiner Zusatzversi-
cherung.

Eine landwirtschaftliche
Unfallversicherung (Acci-
dents du travail et mala-
dies professionnelles des
exploitants agricoles –
ATEXA) als gesetzliche
Pflichtversicherung be-
steht in Frankreich erst
seit 2002. Die mit ATEXA
2002 eingeführte Lösung
weist neben einer Reihe
von Parallelen auch eini-
ge Unterschiede zur deut-

Abbildung 1: Entwicklung der durchschnittlichen Altersrenten 1999-2008 in der land-
wirtschaftlichen Sozialversicherung und der Mutualité Sociale Agricole

Quelle: Jahresbericht Alterssicherung der Landwirte, verschiedene Jahrgänge.
Nach Auskunft der CCMSA per Mail vom 06.11.2009.

schen landwirtschaftliche Unfallversi-
cherung (LUV) auf. Stärker noch als
in Deutschland ist ATEXA eine Pflicht-
versicherung von Unternehmern für
Unternehmer, weil die Versicherung
von landwirtschaftlichen Arbeitneh-
mern bei der allgemeinen Unfallver-
sicherungskasse für Arbeitnehmer
organisiert ist. Die Versicherung bei
ATEXA erfolgt personengebunden
und impliziert keine Ablösung der
Unternehmerhaftpflicht wie in
Deutschland. Weitreichend parallel
sind dagegen der erfasste Risiko-
bereich sowie das Leistungsspek-
trum von ATEXA und LUV, mit Aus-
nahme der Betriebshilfe.

Risikostruktur und
Finanzierung

Die vergleichende Betrachtung der
Risikostruktur von MSA und LSV ver-
deutlicht, dass die MSA stärker noch
als die LSV von einer strukturwandel-
bedingt sehr ungünstigen Relation
von Beitragszahlern und Leistungs-
beziehern betroffen ist. Die Entwick-
lung der Anzahl von Beitragszahlern
und Rentenempfängern in der Alters-
sicherung von MSA und LSV zeigt,
dass beide Systeme eine parallele
Entwicklung vollzogen haben, wobei
Ausmaß und Geschwindigkeit des
agrarstrukturellen Wandels in der
MSA größer waren als in der LSV

(vgl. Abb. 2). In beiden Systemen ist
die Anzahl der Beitragszahler stark
zurückgegangen, während die An-
zahl der Rentenbezieher zugenom-
men hat. Während diese Anzahl in
Frankreich 1967 mit 427 Rentnern je
1 000 Beitragszahlern günstiger lag
als in Deutschland (624), ist die Rela-
tion im Jahr 2009 in der MSA mit
3 389 Rentnern pro 1 000 Beitrags-
zahlern deutlich ungünstiger als in
der AdL in Deutschland (2 258 Rent-
ner je 1 000 Beitragszahler). Auch im
Bereich der Krankenversicherung ist
die Versichertenstruktur noch un-
günstiger als in der LSV. In Folge
dieser ungünstigen Risikostruktur
muss die MSA in noch größerem Aus-
maß als die LSV auf die finanzielle
Unterstützung Dritter zurückgreifen.

Von den 19,8 Mrd. € Gesamtaus-
gaben der MSA für den Bereich der
selbstständigen Landwirte wurden
2009 lediglich 16 % aus Beiträgen
finanziert (LSV 6,7 Mrd. € Gesamt-
ausgaben, davon 38 % aus Beiträ-
gen). Im Unterschied zur deutschen
LSV, die hierfür überwiegend Mittel
aus dem Etat des BMELV erhält, wird
die MSA bei der Finanzierung ihrer
Ausgaben aus verschiedenen Quel-
len unterstützt. Dabei sind der demo-
grafische Ausgleich zwischen den
verschiedenen Sozialversicherungs-
systemen in Frankreich und die an-
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teilige Zuweisung der Einkünfte
aus verschiedenen Steuern so-
wie direkte Staatshilfen die wich-
tigsten Einnahmequellen der
MSA.

Im Unterschied zur LSV steht
die Finanzierung der MSA auf
einer in den letzten Jahren mehr-
fach veränderten und besonders
im Bereich der Alterssicherung
auch ungesicherten Grundlage.
2004 wurde die Finanzierung aus
dem seit 1960 bestehenden
Sonderetat BAPSA des franzö-
sischen Agrarministeriums her-
ausgelöst und in einen Sonder-
fonds FFIPSA überführt. Dieser
wiederum war ständig defizitär
und wurde bereits 2008 wieder
abgeschafft. Dabei ging die Fi-
nanzierung der Defizite der land-
wirtschaftlichen Krankenversiche-
rung in die Verantwortung der
allgemeinen Krankenversiche-
rung CNAMTS über, die Verant-
wortung für den besonders defizi-
tären Bereich der Alterssicherung
wurde der Zentralkasse der MSA
überantwortet. Diese Übertragung
der Finanzierungsverantwortung
erfolgte allerdings, ohne dass
dabei eine Regelung getroffen
wurde, wie die Defizite dieses
Bereichs dauerhaft abgedeckt
werden sollen. Infolgedessen

sieht sich die MSA weiterhin im
Bereich der Alterssicherung mit
einem erheblichen und stetig
weiter wachsenden Defizit kon-
frontiert, das sie bislang über
Kredite abdeckt. Auch die jüngs-
ten Rentenreformbeschlüsse der
französischen Nationalversamm-
lung im November 2010 haben
hier, entgegen anderslautenden
Ankündigungen, keine Lösung
erbracht.

Vergleich der
Beitragsbelastung

Dem vorrangigen Interesse
politischer Entscheidungsträger,
Beitragsbelastung und Leistungs-
ansprüche zwischen den Syste-
men vergleichen zu können, ist
aufgrund deutlicher Unterschiede
zwischen LSV und MSA nicht
einfach zu entsprechen. Kosten-
erstattung anstelle des in Deutsch-
land üblichen Sachleistungsprin-
zips, vergleichsweise hohe Selbst-
beteiligungsraten sowie die teil-
weise Finanzierung aus einer
Sozialversicherungssteuer auf
alle Einkunftsarten sind wichtige
Unterschiede in der Krankenver-
sicherung. In der landwirtschaft-
lichen Unfallversicherung wird
der Vergleich u. a. durch die
personengebundene Organisati-

on anstelle der pauschalen Ablö-
sung der Unternehmerhaftpflicht
in der LSV sowie den Umstand,
dass eine öffentlich-rechtlich or-
ganisierte Versicherungspflicht
für Landwirte in Frankreich erst
seit 2002 besteht, erschwert. Im
Bereich der Alterssicherung ist
ein Vergleich aufgrund des Äqui-
valenzprinzips eher möglich, ob-
wohl dort die größten Unterschie-
de in der Sicherungskonzeption
bestehen.

Die absolute Höhe der MSA-
Beiträge der landwirtschaftlichen
Betriebe und ihr prozentualer
Anteil an der Bemessungsgrund-
lage „revenu professionnel“ (land-
wirtschaftliches Einkommen) las-
sen den Eindruck entstehen,
dass der Beitrag, den die franzö-
sischen Betriebe zur Finanzie-
rung ihrer Sozialversicherung zu
leisten haben, deutlich höher liegt
als der Beitrag, den deutsche
Landwirte an die LSV zu entrich-
ten haben. Ein Betrieb mit einem
landwirtschaftlichen Einkommen
von ca. 15 000 € hat für den land-
wirtschaftlichen Unternehmer und
den mitarbeitenden Ehegatten
Beiträge von knapp 7 800 € zu
entrichten, ein Betrieb mit einem
landwirtschaftlichen Einkommen
in Höhe der Beitragsbemes-

Abbildung 2: Entwicklung von Beitragszahlern und Rentnern in der Assurance Vieillesse Agricole
und in der landwirtschaftlichen Alterssicherung 1967, 1977 und 2009 (in Mio.)

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach Angaben des LSV-Spitzenverbandes, Egger (1980) und der CCMSA.

Rentner je 1 000
Beitragszahler

Jahr 1967 1977 2009

MSA 427 724 3.389

LSV 624 837 2.358
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sungsgrenze von 34 620 € zahlt
Beiträge von ca. 16 800 €.

Allerdings sind diese Zahlen nur
insoweit aussagekräftig als sie
das hohe Ausmaß der Belastung
der landwirtschaftlichen Betriebe
in Frankreich mit Beiträgen zur
sozialen Sicherung, gemessen
am landwirtschaftlichen Einkom-
men im Sinne der Bemessungs-
grundlage „revenu professionnel“,
dokumentieren. Bei genauer Be-
trachtung zeigt sich allerdings,
dass das landwirtschaftliche Ein-
kommen als Beitragsbemes-
sungsgrundlage in der MSA mit
in Deutschland verfügbaren
Kennzahlen wie etwa dem be-
trieblichen Gewinn nicht ver-
gleichbar ist. Das Fehlen einer
vergleichbaren Bemessungs-
grundlage erweist sich jedoch
nur in Bezug auf die Kranken-
versicherung als hinderlich, weil
in diesem Bereich in beiden Län-
dern Beiträge einkommensbe-
zogen und nach dem Solidar-
prinzip erhoben werden. Dage-
gen kann im Bereich der Alters-
sicherung aufgrund des Äquiva-
lenzprinzips ein Vergleich der
Beitrags-Leistungsrelation auch
ohne eine Harmonisierung der
Bemessungsgrundlagen erfolgen.

Auch im Bereich der Unfallver-
sicherung ist dies möglich, weil in
beiden Ländern Bemessungs-
maßstäbe verwendet werden, die
nicht auf das betriebliche Ein-
kommen abheben. Durch die
geringere Belastung aus weiter
zurückliegenden Rentenfällen
und aufgrund der pauschalieren-
den Beitragsgestaltung von
ATEXA liegt der Beitrag zur land-
wirtschaftlichen Unfallversiche-
rung in Deutschland und Frank-
reich nur für kleinere Betriebe auf
einem vergleichbaren Niveau. Mit
zunehmender Betriebsgröße wer-
den die Aufwendungen der deut-
schen Betriebe dann deutlich
höher als die ihrer französischen
Kollegen.

Im Bereich der Alterssicherung
ergibt ein Vergleich der Relation
von Beiträgen und Leistungen,
dass die französischen Landwirte
im Regelfall deutlich vorteilhafter
versichert sind: Für einen Beitrag
in Höhe des deutschen Einheits-
beitrags von 217 € (2009) be-
kommt ein französischer Landwirt
nach 40-jähriger Beitragsentrich-
tung eine Altersrente von 704 €
(Quotient pro € Beitrag: 3,27),
sein deutscher Kollege erhält in
der LSV lediglich 502 € (Quotient
pro € Beitrag: 2,32). Der spezifi-
sche Mix aus Solidarprinzip und
Äquivalenzprinzip in den drei
Alterssicherungssystemen für
Landwirte in Frankreich führt
dazu, dass die Vorteilhaftigkeit
der Systeme zwischen den Sys-
temen erheblich variiert. Alle fran-
zösischen Systeme sind aber er-
heblich vorteilhafter als die deut-
sche AdL. Lediglich für ein knap-
pes Viertel der in der AdL versi-
cherten Landwirte, die Anspruch
auf einen Beitragszuschuss ha-
ben, fällt der Vergleich günstiger
aus. Für Landwirte in der höchs-
ten Zuschussklasse mit einem
Beitrag von 87 € liegt der Quoti-
ent bei 5,77, für Landwirte in der
niedrigsten Zuschussklasse mit
einem Monatsbeitrag von 208 €
bei 2,42. Im Jahr 2009 waren ins-
gesamt 24,7 % der beitragspflich-
tigen Landwirte zuschussberech-
tigt, davon ein starkes Drittel in
der höchsten Zuschussklasse.
Die 75,3 % nicht zuschussbe-
rechtigten Landwirte weisen da-
gegen einen Quotienten von 2,32
auf. In Frankreich hatten dage-
gen 74,4 % der Landwirte einen
Quotienten zwischen 5,37 und
3,10, 17,98 % der Landwirte ei-
nen Quotienten zwischen 3,10
und 3,06 und 5,75 % der Land-
wirte einen Quotienten, der klei-
ner oder gleich 3,06 liegt.

Die französischen Landwirte
sind somit im Bereich der Alters-
sicherung in der überwiegenden
Mehrzahl der Fälle zu deutlich
vorteilhafteren Konditionen abge-

sichert als ihre deutschen Berufs-
kollegen. Diese im Regelfall beste-
hende Vorteilhaftigkeit der franzö-
sischen Alterssicherungssysteme
für Landwirte gegenüber der deut-
schen AdL wird auch nicht durch
restriktivere Leistungsvoraus-
setzungen oder einen kleineren
Leistungskatalog eingeschränkt.
Auch hier zeigt der Vergleich, dass
die Konditionen für die französi-
schen Landwirte günstiger sind.

Fazit

Die wiederholt von Seiten agrar-
politischer Akteure in Deutschland
behauptete Besserstellung der
deutschen Landwirte im Bereich
der agrarsozialen Sicherung ge-
genüber ihren französischen Kolle-
gen wird durch die Ergebnisse die-
ser Analyse nicht bestätigt. Trotz
einer noch ungünstigeren Risiko-
struktur führen verschiedene Fakto-
ren, darunter das erheblich höhere
Finanzvolumen und die stärkere
Beteiligung Dritter an deren Finan-
zierung, dazu, dass die französi-
schen Landwirte insgesamt umfas-
sender und kostengünstiger versi-
chert sind. Inwiefern diese Vorteil-
haftigkeit der französischen agrar-
sozialen Sicherung von Dauer sein
wird, bleibt dabei abzuwarten. Die
Finanzierung der landwirtschaftli-
chen Sozialversicherung in Frank-
reich ist in den letzten Jahren häufi-
gen Veränderungen ausgesetzt
gewesen. Dabei ist es jedoch nicht
gelungen, die Abdeckung der Defi-
zite im Bereich der landwirtschaftli-
chen Alterssicherung dauerhaft zu
regeln. Das im Vergleich zur LSV
deutlich größere Ausgabenvolumen
der MSA und die erheblichen
Konsolidierungserfordernisse der
öffentlichen Haushalte in Frank-
reich lassen für die Zukunft erwar-
ten, dass grundlegende Umge-
staltungsdiskussionen und -ent-
scheidungen in der Mutualité So-
ciale Agricole in Frankreich drän-
gender und vielleicht auch wahr-
scheinlicher sind als in der deut-
schen Landwirtschaftlichen Sozial-
versicherung.
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Erster Agrarbericht seit 2007:

Starke Schwankungen bei landwirtschaftlichen
Einkommen – ländliche Räume werden weiter gefördert

Nachdem die Bundesregierung 2007 beschlossen hatte, den Agrarbericht nur noch alle vier Jahre
herauszugeben, wurde im Mai der „Agrarpolitische Bericht 2011 der Bundesregierung“ durch das
Bundeskabinett beschlossen. Dieser befasst sich neben der Lage der Land- und Ernährungswirt-
schaft mit den agrarpolitischen Schwerpunkten der Bundesregierung sowie den Zielen hinsichtlich
der Entwicklung ländlicher Räume.

In den letzten fünf Wirtschafts-
jahren waren die Gewinne der
Haupterwerbsbetriebe (HE-Be-
triebe) einem ständigen Auf und
Ab ausgesetzt. Die größten Aus-
schläge gab es bei den Vered-
lungsbetrieben. Sie erreichten
2007/08 mit 15 247 € je Unter-
nehmen einen Tiefpunkt und klet-
terten 2008/09 auf die Rekord-
marke von 52 134 €. Ebenfalls
deutlich, wenn auch nicht ganz
so drastisch, fielen die Ausschlä-
ge bei den Marktfruchtbau- und
Milchviehbetrieben aus. Im Wirt-
schaftsjahr 2009/10 ist der Ge-
winn je Unternehmen um 8,5 %
auf 35 216 € im bundesweiten
Durchschnitt zurückgegangen.
Verluste erlitten vor allem die
Ackerbaubetriebe, deren Gewin-
ne mit minus 25 % infolge stark
gesunkener Getreidepreise ge-
radezu einbrachen. Innerhalb
Deutschlands weichen die Ein-
kommen der landwirtschaftlichen
HE-Betriebe erheblich voneinan-
der ab. Mecklenburg-Vorpommern
und Sachsen-Anhalt lagen bei
den Unternehmensgewinnen in
den zurückliegenden Jahren
deutlich an der Spitze. Die HE-
Betriebe in diesen Ländern er-
zielten im Durchschnitt der Wirt-
schaftsjahre 2005/06 bis 2009/10
mit mehr als 73 000 € je Unter-
nehmen die höchsten Gewinne.
Am niedrigsten lagen die Gewin-
ne in Bayern mit rund 33 000 €
im Schnitt. Zurückgeführt werden

diese Unterschiede insbesondere
auf unterschiedliche Betriebs-
größen.

Rückgang der Betriebe
hat sich verringert

In Deutschland gab es 2010
noch rund 300 700 landwirtschaft-
liche Betriebe. Laut Agrarbericht
bedeutet dies im Vergleich zu
2007 einen Rückgang der Zahl
der Betriebe um rd. 20 900. Dies
entspricht einer jährlichen Abnah-
merate von 2,2 %, womit sie in
den letzten Jahren etwas unter-
halb des langjährigen Mittelwer-
tes von etwa 3 % lag. Die Wachs-
tumsschwelle ist den Angaben
zufolge inzwischen auf 100 ha
landwirtschaftlich genutzte Fläche
(LF) angestiegen. Unterhalb die-
ser Marke hat die Zahl der Betrie-
be z. T. erheblich abgenommen.
Dennoch verfügen nach wie vor
fast drei Viertel der Betriebe über
weniger als 50 ha LF. Die land-
wirtschaftlichen Betriebe bewirt-
schafteten 2010 insgesamt rund
16,8 Mio. ha LF. Die durchschnitt-
liche Flächenausstattung erreich-
te rd. 56 ha im Vergleich zu 52 ha
im Jahr 2007.

Förderung ländlicher
Räume geplant

Ein zentrales Anliegen der Bun-
desregierung ist es, die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse

der Regionen zu sichern und die
ländlichen Räume weiterzuentwi-
ckeln. Zu diesem Zweck verfolgt
sie eine enge Zusammenarbeit
von Bund, Ländern, Landkreisen,
Städten und Gemeinden. Neben
dem 2009 beschlossenen Hand-
lungskonzept zur Stärkung der
regionalen Wirtschafts- und länd-
lichen Infrastrukturen plant das
BMELV, Projekte in ausgewählten
peripheren, strukturschwachen
ländlichen Räumen durchzufüh-
ren. Ziel dieser Projekte ist es,
die regionale Wertschöpfung zu
erhöhen sowie Arbeitsplätze zu
sichern und neue zu schaffen. Als
wichtigstes nationales agrarpoliti-
sches Instrument von Bund und
Ländern zur Förderung der länd-
lichen Räume wird die Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung
der Agrarstruktur und des Küs-
tenschutzes“ (GAK) bezeichnet.
Um der Landwirtschaft und der
Bevölkerung in ländlichen Räu-
men einen verbesserten Zugang
zu modernen Informations- und
Kommunikationstechnologien zu
ermöglichen, wurde die Breit-
bandförderung unterversorgter
Gebiete in die GAK aufgenom-
men. Zudem wurden die Förder-
sätze erhöht.     fa

Der vollständige Agrarbericht kann
von der Website des BMELVs unter
http://berichte.bmelv-statistik.de/
DFB-0010010-2011.pdf herunter-
geladen werden.
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Ethik in der Tierhaltung als Verbraucherwunsch
Mit „Anständig essen“ von Karin Duve verließ die Kritik an der heutigen Nutztierhaltung endgültig
die Mitteilungsforen von Tierschutz-, Umwelt- und Entwicklungshilfeverbänden und hielt Einzug in
Feuilletons und Talkshows. Bemerkenswert ist, dass nicht mehr der potenzielle gesundheitliche
Mehrwert des Verzichts auf die eine oder andere Bratwurst, also der eigene Vorteil, im Mittelpunkt
der Argumentation stehen, sondern ethische Motive.

Vermehrt werden die Konsequenzen der steigenden Pro-
duktion von Milch und Fleisch auf die Erderwärmung und das
Problem der Konkurrenz zwischen Nahrungs- und Futtermit-
teln unter Gerechtigkeitsaspekten diskutiert. Besonderes
emotionales Potenzial hat jedoch die tatsächliche oder ge-
dankliche Konfrontation von Verbrauchern mit verschiedenen
Formen der modernen Nutztierhaltung, die meist als Massen-
tierhaltung bezeichnet werden. Viele Fotos aus der kommer-
ziellen Geflügelhaltung sind für die meisten Menschen in
Deutschland schockierend. Rund 40 % der Konsumentinnen
und Konsumenten wünschen sich deshalb eine tierschutz-
gerechte Tierhaltung und sind auch bereit, einen höheren
Preis für entsprechende Produkte zu zahlen (s. Interview mit
Prof. Dr. Achim Spiller, Ländlicher Raum 01/2011).

Mag die Ablehnung der Massentierhaltung zwar an einer
fehlenden Begriffsbestimmung kranken und von geringen
Kenntnissen der modernen Landwirtschaft und einer häufig
romantisierenden Vorstellung über die Nutztierhaltung frühe-
rer Zeiten begleitet sein, so ist sie doch Ausdruck des gesell-
schaftlichen Konsenses, dass Tiere nicht mehr als Sachen
behandelt werden dürfen. Nicht ohne Grund ist der Tierschutz
2002 als Staatsziel in das Grundgesetz aufgenommen wor-
den. Aus der Anerkenntnis der Leidensfähigkeit von Tieren
erwächst bei vielen Menschen auch das Gefühl der Verant-
wortlichkeit. Sie möchten dem Tier, das sie essen, noch (me-
taphorisch) ins Auge blicken können, wie es Andreas Hoppe,
bekannt als Tatortkommissar Mario Kopper, in seinem Buch
„Allein unter Gurken“ ausdrückt. Dies zu verwirklichen, ist

jedoch nach der Rezeption von Medien-
beiträgen über fehlerhafte Betäubung und
Tötung  von Schlachttieren nicht so leicht.
Wie Prof. Dr. Klaus Troeger, Institutsleiter
am Max-Rubner-Institut für Sicherheit und
Qualität bei Fleisch, 2010 in der ZDF-Sen-
dung Frontal erläuterte, wachten etwa 1 %
von 56 Mio. im Jahr 2009 in Deutschland
geschlachteten Schweinen im 60°C heißen
Brühbad wieder auf und bei etwa 4 bis 7 %
aller Rinder trifft der zur Betäubung einge-
setzte Bolzenschuss nicht beim ersten Mal
die vorgeschriebene Hirnregion. Verändern
lässt sich diese Situation durch die Entwick-
lung verbesserter Schlachtmethoden und
den Einsatz von mehr und gut ausgebilde-
tem Personal. Mit anderen Worten: mit Geld.

Sowohl aus dem Staatsziel Tierschutz als
auch aus den Wünschen der Verbraucher
kann die Forderung nach einer veränderten
Nutztierhaltung und Schlachtung abgeleitet
werden. Nicht zuletzt sind auch viele Land-
wirte an einer besseren Tierhaltung interes-
siert. Sie müssen es sich nur leisten kön-
nen. Ein Tierschutzlabel, welches sich auf
wissenschaftliche Erkenntnisse stützt, wäre
eine große Entscheidungshilfe für Konsu-
menten. Die Zertifizierung als ökologisches
Erzeugnis gewährleistet zwar meist ein grö-
ßeres Maß an Tiergerechtheit im Haltungs-
system als im konventionellen Bereich,
allerdings ist die Tiergerechtheit gerade bei
alternativen Tierhaltungssystemen (z. B.
Hühnerhaltung mit Auslauf) sehr stark vom
Management abhängig. Zudem sind sowohl
die konventionelle wie die ökologische
Landwirtschaft von Tierschutzproblemen
durch die Hochleistungszucht betroffen.
Wie von Experten anlässlich des Fachge-
sprächs „Wenn Zucht zur Qual wird“ am
23.05.2011 im Deutschen Bundestag betont
wurde, bestehen – z. B. wegen der schnel-
len Gewichtszunahme – besonders beim
Geflügel große zuchtbedingte Gesundheits-
probleme.     ba
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„Animal welfare“
und die Tiergerechtheit von Haltungssystemen

Systematische Verhaltensforschung bei landwirtschaftlichen Nutztieren (Nutztierethologie) und die
Bearbeitung der Frage, welche Art der Haltung tiergerecht sei, wurden in den Agrarfakultäten erst in
den letzten Jahren vermehrt geleistet. Einige Ergebnisse aus der Forschung werden im Folgenden
vorgestellt.

Jahrzehntelang lag der Schwerpunkt des Bereichs
Tierhaltung und Tierzucht – neben dem Hauptziel
der Leistungssteigerung – in der Züchtung von Tier-
rassen, die den modernen Haltungssystemen ange-
passt sind. Dies gelang zwar beispielsweise in der
weitgehenden Wegzüchtung des Brutverhaltens bei
Hochleistungs-Legehennen, nicht jedoch bei den
meisten anderen natürlichen Verhaltensweisen. So
wird der Bewegungsablauf des Sandbadens von
Hühnern weiterhin, wenn auch in veränderter Form,
ausgeführt, wenn kein „Badematerial“ zur Verfügung
steht. (1)

Während in der englischsprachigen Fachliteratur
der Begriff „animal welfare“ verwendet wird, der sich
mit „Tierwohl“ übersetzen lässt und das Tier und
seinen Zustand in den Mittelpunkt stellt, beschreibt
der deutsche Begriff der „Tiergerechtheit“ die Hal-
tungsbedingungen und bezieht sich daher nur mit-
telbar auf die in ihnen lebenden Tiere. Dies schließt
jedoch die Einführung von tierbezogenen Kriterien
bei der Beurteilung von Haltungssystemen nicht aus.

Der Umfang der Ausführung von angeborenen
Verhaltensweisen in „arttypischer“ Form (Verhal-
tensablauf), Dauer und Häufigkeit in einer gegebe-
nen Haltungsform, sind ethologische Kriterien für
die Tiergerechtheit des Haltungsverfahrens, weitere
sind der Gesundheitszustand und physiologische
Parameter wie Herzfrequenz, Cortisolspiegel oder
Leistung. Hierbei kann die Verbesserung der Tier-
haltung in einem Teilbereich zur Verschlechterung
in einem anderen Teilbereich führen. Zwischen Leis-
tungsparametern und Verhaltensindikatoren besteht
keine lineare Beziehung, mit besten Umweltbedin-
gungen nimmt die Leistung sogar meist ab, da sich
die Tiere „zu viel“ bewegen. Im Gegensatz zu Leis-
tungsparametern stellt die Entwicklung von ethologi-
schen Indikatoren, aber auch von Gesundheitsindi-
katoren, eine besondere Herausforderung dar, da
sie valide, zuverlässig erhebbar und in ihrer Durch-
führung auf Betriebsebene praktikabel sein müssen.

Nach Knierim wird mit dem Fachterminus Tierge-
rechtheit beschrieben, in welchem Maß die Umwelt-
bedingungen dem Tier die Voraussetzung bieten,
Schmerzen, Leiden oder Schäden zu vermeiden,
also sein Wohlbefinden zu sichern (2). Das Maß der
Tiergerechtheit ist nur im Vergleich zu ermitteln und
schätzt das Risiko von Schmerzen, Leiden und
Schäden ab, bzw. die Wahrscheinlichkeit ein, dass
das Wohlbefinden gesichert ist. Wohlbefinden meint
nicht die ständige Abwesenheit von negativen oder
stressvollen Erfahrungen, sondern die Möglichkeit
für das einzelne Tier, diesen durch geeignete Strate-
gien zu begegnen, ohne Verhaltensstörungen oder
Krankheiten zu entwickeln (keine chronische Belas-
tung) und so wieder in einen Gleichgewichtszustand
zu kommen. Hierzu gehört z. B. genügend Platz,
um ranghöheren Tieren oder dem Menschen aus-
zuweichen.

Das Maß der Tiergerechtheit ist nicht nur vom
Haltungssystem abhängig, sondern entscheidend
vom Management. So ist die ganzjährige Mutter-
kuhhaltung grundsätzlich ein sehr tiergerechtes
Haltungssystem. Müssen die Tiere jedoch im Winter
in tiefem Matsch oder im Sommer in der prallen
Sonne stehen, ohne ausweichen zu können, oder
ist die Futtergrundlage zu gering, so ist die tatsächli-
che Haltung wenig tiergerecht.

Das Beispiel Eierproduktion: Federpicken
und Kannibalismus bei Legehennen

Nicht selten weichen die Erkenntnisse der etholo-
gischen Forschung über Verhaltensweisen und Be-
dürfnisse von Nutztieren von der landläufigen Mei-
nung ab. Ein Beispiel sind die bei Legehennen in
Boden- und Volierenhaltung sehr häufig auftreten-
den Verhaltensstörungen des Federpickens und des
Kannibalismus1. Deren Ursache sind nicht aggressi-
ve Verhaltensweisen im Rahmen von Rangkämp-
fen2, sondern es ist nach heutigem Forschungs-
stand davon auszugehen, dass eine Umorientierung

1 Kannibalismus tritt in Form des Kloakenkannibalismus auf, aber auch als Behacken von sichtbar blutigen Hautstellen, die durch das Federpicken
verursacht wurden. Wenn blutende Tiere nicht aus der Herde genommen werden, werden sie meist getötet. (4)

2 Hühner können sich bis zu einer Gruppengröße von 80 bis 100 Tieren individuell erkennen. Eine stabile Sozialstruktur entwickelt sich aber schon bei
einer Gruppengröße von 30 Hennen nicht mehr. Das stärkste aggressive Verhalten ist bei einer Gruppengröße zwischen 30 und 120 Hennen zu
beobachten. In großen, kommerziell üblichen Gruppen scheinen sich die Tiere zu tolerieren, ohne sich zu kennen. Wahlversuche weisen darauf hin,
dass Hühnern die insgesamt nutzbare Fläche wichtiger ist, als eine bestimmte Gruppengröße. (1)
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des normalen Futtersuch- und Aufnahmeverhaltens vorliegt, die schon
während der Aufzucht stattfindet, wenn die Möglichkeit des Bodenpickens
in geeignetem Substrat eingeschränkt ist. Die Vielzahl der begünstigenden
(noch nicht vollständig erforschten) Faktoren macht diese Störung jedoch
zu einem multifaktoriell bedingten Phänomen, welches zeigt, dass die Tiere
insgesamt von ihren Haltungsbedingungen überfordert sind. Besonders
Verbesserungen bei der Aufzucht wirken sich positiv auf die spätere Lege-
hennenhaltung aus. Hierzu gehören ein gesteigertes Platzangebot3, min-
destens 20 cm hohe Sitzstangen, eine saubere Einstreu, mehr Trinkmög-
lichkeiten als üblich und Körnergaben in die Einstreu. Zudem können Maß-
nahmen, welche die Furchtsamkeit der Hennen vor dem Menschen vermin-
dern, den Stress für die Tiere bei täglichen Routinetätigkeiten reduzieren
und so Verhaltensstörungen und Verletzungen durch Flucht vorbeugen. (3)

In der konventionellen Boden- und Freilandhaltung erfolgt
die Bekämpfung des Federpickens und des Kannibalismus
durch Schnabelkürzen und Lichtreduktion. Hierdurch soll
die Fähigkeit der Hennen, die Federn zu schädigen oder
herauszuziehen eingeschränkt, bzw. die Aktivität der Hüh-
ner allgemein gedämpft werden. In der ökologischen Hen-
nenhaltung ist das Kürzen des Schnabels die Ausnahme
und Lichtreduktion wegen des vorgeschriebenen Auslaufs
nur begrenzt möglich. Das Schnabelkürzen ist ein schmerz-
hafter Vorgang, der teilweise auch mit chronischen Schmer-
zen verbunden ist und zur Unfähigkeit führen kann, genü-
gend Futter aufzunehmen. Federpicken und Kannibalismus
führen hingegen ebenfalls zu Angst und Schmerzen oder
sogar zum Tod der Opfer und stellen so ein erhebliches
Tierschutzproblem dar. (3)

Für das Federpicken und
den gleichzeitig auftretenden
Kannibalismus besteht eine
genetische Disposition, die
in der Käfighaltung nicht zum
Tragen kommt. Bei Boden-
oder Volierenhaltung sind die
auftretenden Schäden bei
verschiedenen Linien unter-
schiedlich groß. (4)

Die Futtermittelzusammen-
setzung spielt ebenfalls eine
große Rolle. In der Hennen-
aufzucht werden fast aus-
schließlich pflanzliche Eiweiß-
futtermittel4 eingesetzt, wel-
che zu geringe Mengen be-
stimmter essentieller Amino-
säuren wie Cystein enthalten.
In der konventionellen Hal-
tung werden diese Defizite
durch die Zugabe von synthe-
tischen Aminosäuren oder
Fischmehl ausgeglichen, die
in der ökologischen Tierhal-
tung verboten oder extrem
teuer sind. Da Küken bis zu
acht Wochen bei freier Futter-
suche mehr als 50 % tieri-
sches Protein durch das
Fressen von wirbellosen
Tieren aufnehmen, ist frag-
lich, ob eine vegetarische
Ernährung ganz ohne Feder-
picken und Kannibalismus
möglich ist. (3)

3 Bei Bodenhaltung führt ein Besatz von 7 Tieren/m2 zu einer deutlich besseren Befiederung und weniger Verletzungen als ein Besatz von 10 und mehr
Junghennen/m2 (4). Für die konventionelle Hennenaufzucht wird ein Besatz von bis zu 15 Tieren/m2 bei der Ausstallung empfohlen. (5)

4 Der Einsatz von Tiermehlen ist seit Inkrafttreten der EG-Verordnung Nr. 999 (2001) verboten.

Volierenhaltung

Kahle Stellen durch Federpicken
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Anständig essen. Ein Selbstversuch
Karen Duve, Verlag Galiani Berlin, 2011, 280 S., ISBN 987-3-86971-028-0, 19,95 €.

Karen Duve gehörte nicht gerade zur Gesundheitsfraktion, als sie anfing, jeweils zwei Mo-
nate lang Ernährungsweisen mit moralischem Anspruch zu testen: biologisch-organisch,
vegetarisch, vegan und frutarisch. Parallel dazu setzte sie sich mit den dahinterstehenden
Weltansichten auseinander. Schonungslos und mit knochentrockenem Humor stellte sie
sich die Fragen: Darf man Tiere eigentlich essen? Und wenn keine Tiere, warum eigentlich
Pflanzen? Wo beginnt die menschliche Empathie und was ist übertrieben? Und wie viel
gönne ich mir auf Kosten anderer?

Allein unter Gurken
Andreas Hoppe, Pendo München und Zürich, 3. Aufl. 2010, 272 S., ISBN 978-3-86612-234-5, 16,95 €.

Mit viel Humor beschreibt Andreas Hoppe die Höhen und Tiefen seines Versuchs, sich regional
zu ernähren. Gemeinsam mit seiner Mitstreiterin Jacqueline Roussety stellt er fest, dass regional
zu essen viel mehr als einen Einkauf im Bioladen bedeutet: Es setzt ein verändertes Bewusst-
sein voraus und die Bereitschaft, die Welt mit anderen Augen zu sehen. Nur – was tun, wenn
einen das Verlangen nach einem edlen italienischen Tropfen überfällt? – Die perfekte Lektüre
für ökologische Nachahmungstäter.

Nationaler Bewertungsrahmen Tierhaltungsverfahren
Kuratorium für Technik und Bauwesen in der Landwirtschaft e.V. (KTBL), Darmstadt,
KTBL-Schrift 446 mit Internetzugang, 2006, 778 S., ISBN 978-3-939371-13-7, 48,-- €.

In dem Buch werden 139 Haltungsverfahren für Rinder, Schweine, Hühner, Puten, Enten
und Pferde von 50 Experten/-innen mit ihren Vor- und Nachteilen detailliert beschrieben
und gleichrangig hinsichtlich ihrer Wirkungen auf die Umwelt und die Tiergerechtheit beur-
teilt. Die Ergebnisse dienen als Entscheidungshilfe für die zukünftige Gestaltung der land-
wirtschaftlichen Nutztierhaltung – von der Politik bis zum Betrieb.

ba
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Ethischer Lebensmittelkonsum bei Jugendlichen
– Chance für eine Verbraucherwende?1

Clemens Dirscherl und Stefanie Höll*

In der Bachelor Thesis „Ethischer Konsum und dessen Wahrnehmung bei Jugendlichen am Beispiel
von Sequenzen aus dem Film We feed the world“ wird die Bereitschaft von Jugendlichen unter-
sucht, sich mit dem Thema ethischer Konsum auseinanderzusetzen. Die Ergebnisse werden im
Folgenden dargestellt.

* Dr. Clemens Dirscherl, EKD-Ratsbeauftragter für agrarsoziale Fragen, Mitglied im ASG-Kuratorium und Lehrbeauftragter an der Hochschule
für Wirtschaft und Umwelt, Nürtingen-Geislingen, Evangelisches Bauernwerk in Württemberg e.V., Waldenburg, Tel. (07942) 107-73,
c.dirscherl@hohebuch.de. Stefanie Höll verfasste ihre Bachelor Thesis im Studiengang Agrarwirtschaft an der Hochschule für Wirtschaft und Umwelt,
Nürtingen-Geislingen unter der fachlichen Betreuung von Dr. Clemens Dirscherl, steffi.hoell@gmx.net.

Wollten alle Menschen auf der
Erde den Konsumstil ausleben
wie dies die westlichen Länder
seit mehreren Jahrzehnten tun,
bräuchte man mindestens 3,7
Planeten Erde. Mit dieser Aussa-
ge stellt sich am deutlichsten der
Zusammenhang zwischen einem
nachhaltigen Konsum und Le-
bensqualität in Nutzung der ver-
fügbaren Ressourcen und die
Verantwortung für die nachfol-
genden Generationen dar. Dabei
ist das Konsumverhalten nicht
nur reduziert auf die individuelle
Befriedigung von Bedürfnissen
unter möglichst preisgünstigen
Rahmenbedingungen, sondern
eine Werteorientierung in indivi-
dueller wie gesellschaftlicher
Verantwortung wird damit verbun-
den. Deshalb spricht man auch
von „nachhaltigem Konsum“, „po-
litischem Konsum“, „bewusstem
Konsum“ oder „strategischem
Konsum“. Zusammengefasst
können unter dem Konzept ethi-
schen Konsums folgende Wert-
orientierungen aufgeführt werden:

Befriedigung menschlicher
Bedürfnisse

Förderung guter Lebensquali-
tät durch humane Lebensbe-
dingungen

eine faire Ressourcenauftei-
lung zwischen Arm und Reich

Handeln in Rücksicht auf zu-
künftige Generationen

Langfristige Folgen des Kon-
sums im Blick zu haben

Minimierung von Ressourcen-
verbrauch, Müllaufkommen
und Umweltverschmutzung

Tatsächlich gehören zu den am
stärksten wachsenden Waren-
gruppen im deutschen Lebens-
mittelhandel Marktsegmente des
nachhaltigen Konsums. Verbrau-
cher möchten mit ihrem Einkaufs-
verhalten gesünder einkaufen,
dabei aber auch ethisch korrekt
handeln, um ein durchaus ego-
istisches Motiv zu verfolgen: ein
gutes Gewissen zu haben, sich
gut zu fühlen. Darauf weist die
OTTO-Trend-Konsumentenstudie
2009 eindeutig hin. Zu ähnlichen
Ergebnissen kommen auch die
Verbraucherbefragungen des
Instituts für Handelsforschung
(2010), der Nestlé Ernährungs-
studie (2009), der Verbraucher-
studie nachhaltiger Konsum Ba-
den-Württemberg (2009) und die
Verbraucherbefragung des Fo-
rums fairer Handel (2009). Dem-
nach gibt es einen wachsenden
Bevölkerungskreis, der mit dem
Thema Konsum auch eine sozia-
le und ökologische Verantwor-
tung verbindet. Dies betrifft ins-
besondere den Aspekt der Er-
nährung. Immer mehr Menschen
scheinen sich dafür zu interessie-
ren, welchen Weg Nahrungsmit-
tel hinter sich haben, durch wel-
che Prozesse diese entstanden
sind und wer unter welchen Um-
ständen dazu beigetragen hat.
Eine Ausnahme scheinen dabei
die jüngeren Verbraucher zu bil-

den. Laut OTTO-Trendstudie
2009 stellen die 16- bis 27-jähri-
gen die Gruppe dar, die sich für
ethischen Konsum am wenigsten
interessiert und stattdessen die
Verantwortung für Nachhaltigkeit
an Politik und Unternehmen dele-
giert. Dies war Anlass für eine
explorative Studie zum ethischen
Konsum bei Jugendlichen.

Schülerbefragung anhand
von Filmszenen

In einem Wirtschaftsgymnasi-
um, einem Berufskolleg und ei-
nem allgemein bildenden Gym-
nasium wurden insgesamt 224
Schülerinnen und Schüler im
Raum Rastatt (Baden) befragt.
Zuvor waren drei Szenen aus
dem Film „We feed the world“
von Erwin Wagenhofer gezeigt
worden:

Die Szene „Billige Hühner“,
welche die industrielle Geflü-
gelproduktion von der Eier-
produktion, der Schlüpfphase
der Küken, Aufzucht und Hal-
tung des Geflügels bis hin zur
Schlachtung und Verpackung
des fertigen Produkts darstellt.

Die Szene „Regenwald und
Hunger“ mit der großflächigen
Rodung des brasilianischen
Regenwaldes, um Soja für den
Futtermittel-Export nach Euro-
pa, China und Japan sicherzu-
stellen. Zugleich macht die
Szene aufmerksam auf die
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Armut, welche in Brasilien, ei-
ner Nation, die zu den reichs-
ten Agrarländern der Welt ge-
hört, herrscht.

Die dritte Szene „Unser Gemü-
se“ stellt die Tomatenproduk-
tion in der spanischen Region
Almeria dar, wo der großflächi-
ge Anbau in Intensivkulturen
unter Glas und unter Einsatz
von Pestiziden und Chemikali-
en gezeigt wird. Dazu kommen
die sozial nur schwer vertret-
baren Arbeits- und Lebensbe-
dingungen der dortigen Wan-
derarbeiter aus Nordafrika ins
Bild.

Der Fragebogen, der nach der
Filmpräsentation ausgefüllt wur-
de, beinhaltete die Hinterfragung
der eigenen Ernährungsgewohn-
heiten, den Bekanntheitsgrad der
angesprochenen Probleme in
den Filmszenen, die Bereitschaft
zur Reflektion und Veränderung
des eigenen Ernährungsverhal-
tens sowie die Relevanz einzel-
ner Kriterien für ethischen Kon-
sum. Damit verbunden war auch
ein Persönlichkeitsprofil, mit dem
sich die Jugendlichen unter 20
verschiedenen Charaktereigen-
schaften bei Mehrfachnennungen
selbst einschätzen konnten.

Hohes Maß an emotionaler
Betroffenheit

Spontanassoziationen der Ju-
gendlichen zu den drei Filmsze-
nen zeigten ein hohes Maß an
emotionaler Betroffenheit: zu
85 % wurde die Ausbeutung von
Mensch, Natur und Tier beklagt,
zu 81 % die globale Ungerechtig-
keit, 75 % nannten den unmensch-
lichen Kampf ums Überleben als
bedrohlich. Deutlich war, dass die
Szene „Billige Hühner“ den stärks-
ten Eindruck hinterließ (69 %) vor
„Regenwald und Hunger“ (30 %),
während die spanische Tomaten-
produktion wohl weniger emotio-
nal problematisch schien (1 %).
In allen Antworten fand sich die

Äußerung „Betroffenheit“ oder
„Mitleid“ bzw. Unverständnis für
die „Gleichgültigkeit im Umgang
mit Menschen und Tieren“. Dabei
wurde die Hühnchenszene als
besonders schrecklich empfun-
den, weil lebendige Kreaturen
wie industrielle Waren über ein
Fließband zur weiteren Verwer-
tung transportiert werden, bis sie
schließlich in der Schlachterei als
ausgewachsenes Masthähnchen
zur weiteren Zerlegung und Ver-
packung am Haken hingen. Die
Befragungsergebnisse lassen
darauf schließen, dass sich die
Jugendlichen weniger an der
Tötung der Tiere an sich störten,
sondern es ihnen um die Art und
Weise ging, wie diese Massen
gehalten, behandelt, transportiert
und geschlachtet wurden. Äuße-
rungen wie „nicht tiergerecht“ und
„für Menschen unwürdig“ ver-
deutlichen dies.

So intuitiv und spontan die Ein-
stellungsassoziationen der Schü-
lerinnen und Schüler waren, so
klar kann aber auch die Vermu-
tung gelten, dass die fehlende
Transparenz von Haltungsformen
in der Landwirtschaft wohl auch
Hintergrund für eine ethische
Gleichgültigkeit beim Verbraucher-
verhalten ist. Würden tatsächlich
die jeweiligen Fleischerzeugnisse
aus der Kühltheke des Super-

markts in unmittelbaren Kontext
zu ihren Entstehungsbedingun-
gen in Film, Bild oder Text ge-
setzt, so könnte sich die Einstel-
lung zu Lebensmitteln gravierend
verändern. Darauf weisen auch
die weiteren Aussagen der Ju-
gendlichen zum Fleischkonsum
hin: 16 % der Befragten räumten
ein, sich noch nie Gedanken über
ihren Fleischkonsum und die
Hintergründe der Fleischerzeu-
gung gemacht zu haben und 53 %
selten bzw. manchmal. Dabei wur-
de von 60 % eingeräumt, dass
Fleisch gut schmecke und wichti-
ge Nährstoffe enthalte, und von
40 %, dass man aus Gewohnheit
Fleisch verzehre. Vor diesem
realen Ernährungsverhalten und
den Spontanassoziationen zur
Filmszene empfanden mehr als
drei Viertel der Jugendlichen ei-
nen Fleischkonsum unter den
Herstellungsbedingungen wie im
Film gezeigt als ethisch fragwür-
dig. Lediglich 11 % äußerten sich
gleichgültig.

Mitleid zeigten die Schülerinnen
und Schüler auch bei der brasilia-
nischen Filmszene „Regenwald
und Hunger“, in der eine starke
persönliche Betroffenheit über die
Lebenssituation der gezeigten
Landfamilie, welche eine Mutter
mit ihren hungrigen Kindern und
einem unterernährten Zicklein
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Abbildung 1: Diagramm zur Frage: „Welche Kriterien spielen für dich eine
Rolle, wenn du dich mit gutem Gewissen ernähren möchtest?“

Quelle: Eigene Darstellung
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zeigt, zum Ausdruck kommt. Mehr als 40 % sahen
solche Lebensverhältnisse als „ungerecht“ oder
„unverantwortlich“ bis hin zu „schockierend“ an. Als
aufschlussreich kann das Ergebnis gesehen wer-
den, dass bei  der spanischen Filmszene „Unser
Gemüse“ nur eine Minderheit der Jugendlichen
emotionale Betroffenheit äußerte und die Arbeits-
und Lebensumstände der afrikanischen Arbeiter in
den Tomatenplantagen als „ausbeuterisch“ emp-
fand. Vor diesem Hintergrund muss hinterfragt wer-
den, inwiefern filmische Botschaften mit einer spe-
zifischen Auswahl von inhaltlichen Darstellungen
(z. B. „das arme Küken“ oder „die armen Kinder“)
entsprechende Reaktionen emotionaler bzw. affek-
tueller Betroffenheit und dann auch ethischer Urteils-
bildung mit sich bringen.

Bereitschaft zum ethischen Konsum

Auch wenn aufgrund sozialpsychologischer Stu-
dien bekannt ist, dass zwischen Einstellungsäuße-
rungen und realem Verhalten eine breite Lücke
klafft, können tatsächlich durch Absichts- und Mei-
nungsbekundungen grundsätzliche Werteorientie-
rungen zu bestimmten Themen identifiziert werden:
wie sie als soziale Norm bzw. Tabu gesellschaftliche
Gültigkeit besitzen. Von daher wurde auch in unse-
rer Befragung nach möglichen Konsequenzen aus
der empfundenen emotionalen Betroffenheit von
Ungerechtigkeit gefragt. Offensichtlich besteht auch
bei den Jugendlichen ein hohes Bedürfnis nach In-
formation und Transparenz mit glaubhaften Aussa-
gen über die Hintergründe der Lebensmittelproduk-
tion. Über drei Viertel der Jugendlichen sprachen
sich für entsprechende Kennzeichnungen für spezi-
fische Tierhaltungsformen aus, worauf beim Einkauf
geachtet werden könne. Bezogen auf die spanische
Filmszene der Tomatenproduktion äußerten 70 %
ihre Bereitschaft, künftig verstärkt regionale Produk-
te zu kaufen, um so unökologische und unsoziale
Produktionsbedingungen zu vermeiden.

Mit höheren Standardsetzungen, ob ökologischer
oder sozialer Art, sind höhere Produktionskosten
verbunden. Daher wurden die Jugendlichen auch
gefragt, inwiefern sie die Bereitschaft hätten, einen
Preisaufschlag für Produkte zu bezahlen. Dies wur-
de exemplarisch für einen Chicken McNuggets von
McDonald’s erfragt, der heute ca. 3,50 € kostet.
Nicht bereit für Fleisch aus einer tiergerechteren
Haltung mehr zu bezahlen, wären lediglich 23 %.
Die große Mehrzahl zeigte sich durchaus bereit,
mehr zu zahlen: 20 % 35 ct mehr, 28 % 70 ct,
13 % 1 € und sogar 9 % 1,50 €. Damit zeigten 71 %
der Schüler die Bereitschaft, für eine tiergerechtere
Haltung, ausgezeichnet durch ein entsprechendes
Siegel, mehr zu bezahlen. Ähnliche Ergebnisse

konnten auch zum Thema soziale Fairness erzielt
werden: 92 % waren bereit, für einen fair gehandel-
ten Schokoriegel mehr zu bezahlen, wobei sogar
ein Drittel angaben, mehr als das Doppelte dafür
ausgeben zu wollen, wenn die Produktionsbedin-
gungen ökologisch und sozial verträglich seien.

Setzt man das von den Jugendlichen angegebene
Persönlichkeitsprofil, das sie sich selber geben, in
Verbindung zu den Ergebnissen, so können interes-
sante Schlussfolgerungen vorgenommen werden.
Hilfsbereitschaft, Rücksichtnahme, Toleranz und
Innovationsfähigkeit sind die persönlichen Eigen-
schaften, mit denen sich die Schülerinnen und
Schüler mehrheitlich kennzeichneten. Damit ist auf
ein Persönlichkeitsbild zu schließen, das am Wohle
anderer, ob Tier oder Mensch, interessiert ist. Außer-
dem lässt sich annehmen, dass die Bereitschaft da-
zu besteht, sich mit den eigenen Konsumgewohn-
heiten kritisch auseinanderzusetzen und Sichtwei-
sen anderer, die auf Anhieb nicht den eigenen ent-
sprechen, nicht gleich abzulehnen. Solche Persön-
lichkeitseigenschaften können als sinnvolle Voraus-
setzung angesehen werden, um das Thema „Ethi-
scher Konsum“ und die einhergehenden Konse-
quenzen künftig verstärkt anzugehen. Leider be-
zeichneten sich nur 17 % der Jugendlichen als initi-
ative Menschen. Folglich ist bei einer konsequenten
Umsetzung von Verhaltensänderungen womöglich
Skepsis angebracht. Dies belegt auch die OTTO-
Trendstudie 2009: Jugendliche vertraten verstärkt
die Ansicht, die Verantwortung für ethischen Kon-
sum müsse von Politik und Wirtschaftsunternehmen
wahrgenommen werden. Andererseits zeigten unse-
re Ergebnisse aber auch, dass die Jugendlichen
durchaus bereit sind, als Verbraucher eine gewisse
Verantwortung zu übernehmen: fairen Handel unter-
stützen zu wollen, auf tiergerechte Haltungsformen
zu achten oder deutsche anstelle von spanischen
Tomaten zu kaufen, auch wenn für diese Produkte
höhere Preise bezahlt werden müssen.
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Abbildung 2: Diagramm zur Frage: „Wärst du bereit, z. B.
auf dein neues iPhone zu verzichten und das
dabei gesparte Geld gezielt für den Kauf von
ethischen Lebensmitteln einzusetzen?“

Quelle: Eigene Darstellung
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Jüngerer Generation Werk-
zeuge zur Urteilsbildung an
die Hand geben

Jugendliche sind durchaus
bereit, sich mit dem Thema
ethischer Konsum auseinander-
zusetzen, wenn die komplexen
Zusammenhänge in ihren prak-
tischen Folgewirkungen verdeut-
licht werden. Auch sind sie wil-
lens, sich selbst als Verbraucher
zu hinterfragen. Allerdings lässt
sich keine Aussage darüber tref-
fen, ob die erkannte Eigenverant-
wortung beim Kauf auch eine Um-
setzung findet. Dazu ist das Be-
wusstsein der Jugendlichen wei-
ter zu fördern. Deshalb sind An-
sätze wie die UN-Dekade für
nachhaltige Entwicklung (2005-
2014) unverzichtbar, um das
eigene Verhalten in Bezug auf

Nachhaltigkeit besser einschät-
zen zu können. Sowohl der schu-
lischen als auch außerschulischen
Bildung kommt dabei große Be-
deutung zu. Der jüngeren Gene-
ration sollte das Werkzeug an

die Hand gegeben werden, sich
selbst ein Urteil zum eigenen
Konsumverhalten zu bilden und
damit auch als Verbraucher von
morgen Verantwortung überneh-
men zu können.

Abbildung 3: Diagramm zur Frage: „Wen siehst du in der Verantwortung, sich
darum zu bemühen, etwas zu verändern?“

Quelle: Eigene Darstellung
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Tourismusnetzwerk landsichten.de ist online
Mit rund 2 500 Anbietern von charakteristisch ländlichen Urlaubsformen startete am 7. Juni 2011 die
Tourismusplattform landsichten.de. Ziel des neuen Informations- und Buchungsportals ist es, den
ländlichen Raum als Urlaubs-, Freizeit-, Erholungs- und Genussregion besser zu präsentieren. Schwer-
punkte sind die Segmente Urlaub auf dem Bauernhof, Landurlaub sowie Wein- und Reittourismus.

Die Angebote sind nach regionalen und thematischen Gesichtspunkten sowie nach den Anforderungen
unterschiedlicher Zielgruppen untergliedert. Interessenten können individuell auf ihre Bedürfnisse zuge-
schnittene Angebote suchen, ohne dabei in länderübergreifenden Urlaubsregionen wie dem Allgäu, dem
Harz oder der Ostsee an politischen Verwaltungsgrenzen haltmachen zu müssen. So werden mit der län-
derübergreifenden Zusammenarbeit Synergien geschaffen, von denen Gast und Gastgeber gleichermaßen
profitieren.

Parallel zu dem an die Gäste gerichteten Teil des Netzwerks existiert ein
Extranet-Bereich, in dem die Landesverbände mit ihren Landsichten-Gast-
gebern kommunizieren, ihnen Informationen bereitstellen sowie Materia-
lien und Dienstleistungen anbieten. Zudem können die Gastgeber eine
internetbasierte Gästeverwaltungssoftware nutzen, mit der sich alle anfal-
lenden Verwaltungstätigkeiten rund um den Tourismusbetrieb professionell
und zeitsparend erledigen lassen. Hiermit sollen gerade kleinere und mitt-
lere Tourismusbetriebe im ländlichen Raum unterstützt und damit im Wett-
bewerb gestärkt werden.

Ziel ist es, die Plattform kontinuierlich weiterzuentwickeln, wobei an-
dere Organisationen eingeladen sind, sich mit einzubringen. Betreiber
des Portals ist die zu diesem Zweck gemeinsam mit dem Deutschen
Bauernverband gegründete Landtourismus Marketing GmbH. Getragen
wird das Landsichten-Netzwerk von den in der Bundesarbeitsgemein-
schaft für Urlaub auf dem Bauernhof und Landtourismus in Deutsch-
land e.V. zusammengeschlossenen Landesverbänden.

Weitere Informationen unter:
Landtourismus Marketing GmbH
Dr. Frank Wetterich (Geschäftsführer)
Berlin, Tel. (030) 28 44 41 19 10
wetterich@landsichten.de
www.bauernhofurlaub-deutschland.de
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5 000 Veranstaltungen locken in den Wald:

Entdeckungsreise zum Waldkulturerbe
Dagmar Barkmann*

Die Vereinten Nationen wollen auf die besondere Bedeutung der Wälder
für Mensch, Tier und Umwelt hinweisen. Deshalb haben sie das Jahr
2011 zum Internationalen Jahr der Wälder erklärt. Deutschland ist ein
ausgesprochenes Waldland: Zu einem Drittel ist die Republik bewal-
det. Daher beteiligt sich auch die Bundesregierung maßgeblich an
dem weltweiten Aufruf der UNO. Unter der Federführung des Bundes-
ministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz
engagieren sich Länder und Kommunen sowie über 800 Akteure aus
Naturschutz, Wirtschaft und Kultur für das Internationale Jahr der
Wälder. Die Schirmherrschaft hat Bundespräsident Christian Wulff
übernommen.

* Dagmar Barkmann, Kampagnenbüro Internationales Jahr der Wälder 2011, Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung (BLE), Referat 421 -
Wissensmanagement, Internetangebote, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Bonn, Tel. (0228) 99 6845-7330, kampagnenbuero@wald2011.de

Unter dem Motto „Entdecken Sie unser Waldkul-
turerbe!“ laden die zahlreichen Akteure dazu ein,
den Wald und seine Bedeutung neu zu erleben. Ob
für kleine Entdecker, Naturfreunde, Klettermaxen
oder Kulturliebhaber – für jeden ist etwas dabei auf
einer der bundesweit über 5 000 Veranstaltungen.
Auf dem Programm stehen neben Erlebniswande-
rungen und Waldfesten auch anspruchsvolle „Ran-
ger-Touren“. Der große Veranstaltungskalender des
Waldkulturerbes unter www.wald2011.de informiert
über alle Termine. Mit der praktischen Umkreissu-
che findet jeder eine passende Aktion ganz in der
Nähe.

Wer den Wald besucht, hört es rufen, klopfen und
rascheln. 140 Wirbeltier-, 76 Baum- und tausende
weitere Pflanzenarten leben allein in deutschen
Wäldern. Laut einer Umfrage der GfK im Auftrag
des BMELV wollen 83 % der Bundesbürger den
Wald als „unersetzlichen Lebensraum“ für die Tier-
und Pflanzenwelt erhalten wissen. Daneben ist der
Wald auch ein bedeutender Wirtschaftsfaktor und
Erholungsort direkt vor der Haustür: Er ist Arbeits-
platz für 1,2 Mio. Menschen. Gleichzeitig liefert er
den unverzichtbaren, nachwachsenden Rohstoff
Holz. Die Werbelinie für Deutschland, die in vielen
Bahnhöfen zu sehen ist, bringt es auf den Punkt:
„Ohne ihn wären die Gebrüder Grimm sprachlos“,
„Ohne ihn wäre Obelix verhungert“ und schließlich
„Ohne ihn ginge Mutter Erde die Puste aus“.

Auch für viele Prominente ist der Wald wichtiger
Rückzugsraum und Inspirationsquelle. Kein Wun-

der, dass Persönlichkeiten wie der Schauspieler
Ben Becker, BAP-Sänger Wolfgang Niedecken
oder ARD-Anchorman Tom Burow das Wald-
kulturerbe gern unterstützen: Deren Statements
reichen von „Ohne ihn… keine Musik“ bis hin zu
„Ohne ihn… keine Zukunft“. Und raten Sie mal,
was „Mr. Tagesthemen a. D.“, Ulrich Wickert, und
Moderatorin Nina Ruge ohne den Wald fehlen
würde …

Kreativ werden:                 
Fotowettbewerb „Ohne ihn…“

Außerdem können alle, die das Waldkulturerbe
mit der Fotokamera erkunden wollen, gleichzeitig
an einem Fotowettbewerb teilnehmen. Und das
geht sowohl in der Stadt als auch auf dem Land.
Gesucht wird dabei nicht das schönste Waldfoto,
sondern die kreativste Bildidee zur Frage: „Was
wäre in Ihrem Leben anders ohne den Wald?“
Neben neuen Erkenntnissen gibt es jede Menge
Walderleben zu gewinnen: vom exklusiven Aufent-
halt im Baumhaushotel bis zur Walderlebnistour
mit vier Freunden. Mitmachen kann jeder, der ein
Fotohandy oder eine Kamera besitzt und über 18
Jahre alt ist. Für Schulklassen gibt es übrigens
eine extra Gewinnkategorie. Fotos einreichen,
abstimmen und gewinnen auf:
http://fotowettbewerb.wald2011.de/

Weitere Informationen unter www.wald2011.de
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Nachhaltige und ökologische Forstwirtschaft
als Garant für den Schutz der Wälder

Marcus Kühling*

[…] In der Erkenntnis, dass Wälder und eine nachhaltige Waldbewirtschaftung maßgeblich zur nach-
haltigen Entwicklung, zur Armutsbeseitigung und zur Erreichung der international vereinbarten Ent-
wicklungsziele […] beitragen können, unter Betonung der Notwendigkeit einer nachhaltigen Bewirt-
schaftung aller Arten von Wäldern, einschließlich sensibler Waldökosysteme [und] in der Überzeu-
gung, dass auf allen Ebenen konzertierte, gezielte bewusstseinsbildende Maßnahmen durchgeführt
werden sollen, um die nachhaltige Bewirtschaftung, die Erhaltung und die nachhaltige Entwicklung
aller Arten von Wäldern zum Nutzen heutiger und künftiger Generationen zu stärken, beschließt [die
Generalversammlung der Vereinten Nationen], das Jahr 2011 zum Internationalen Jahr der Wälder zu
erklären. [...]

Soweit der Auszug aus der Resolution der Vereinten Nationen zum Internationalen Jahr der Wälder.
Es fällt auf, dass sich der Nutzungsgedanke einer nachhaltigen Bewirtschaftung des Waldes wie ein
roter Faden durch die Resolution zieht. Damit wird ein wichtiger Aspekt des Waldschutzes zum
Ausdruck gebracht: Wird dem Ökosystem Wald eine ökonomische Bedeutung beigemessen, so
steigen auch die Chancen seiner Erhaltung.

* Marcus Kühling, Geschäftsführer Deutscher Forstverein e.V. (DFV), Göttingen, Tel. (0551) 3796 265, info@forstverein.de, www.forstverein.de

Dieses ist auch in der kulturhistorischen Geschich-
te Deutschlands zu erkennen. Im Mittelalter wurde
jede Art von bewaldeter Fläche als unproduktive
„unchristliche Wildnis“ abgetan und eine Rodung
und Umwandlung in Agrarland als ein Akt der zivili-
satorischen Zähmung der Landschaft gesehen. Im
Zuge der stark wachsenden Bevölkerung und zu-
nehmenden Industrialisierung wurde der wichtigste
Rohstoff Holz knapp und teuer. Hans Carl von Car-
lowitz hat 1713 die Bedeutung einer nachhaltigen
Bewirtschaftung erkannt und verbreitet. Die nach-
haltige Forstwirtschaft wurde seit diesen Tagen in
Deutschland populär und auch praktiziert. Auch der

Waldanteil vergrößerte sich wieder und liegt heutzu-
tage bei 31 %. Das ist für ein derart dicht besiedeltes
Land bewundernswert und keine Selbstverständlich-
keit. Auch die Art der Bewirtschaftung des Waldes hat
sich, insbesondere in Deutschland, weiterentwickelt.
Generationen von Forstwissenschaftlern, Forstleuten
und Waldbesitzern haben durch praktische Forschung
und ihre Erfahrungen eine weltweit vorbildliche Art der
Forstwirtschaft geschaffen. Der Kahlschlagsverzicht
zugunsten einer einzelstammweisen Nutzung, also der
Dauerwaldgedanke, ist eine herausragende waldbau-
liche Errungenschaft. Dabei ist ein Niveau erreicht
worden, welches die ökologische und soziale genauso
wie die ökonomische Funktion des Waldes flächen-
deckend berücksichtigt.

Vielfältige Ansprüche an den Wald

Die Ansprüche an den Wald sind vielfältig und aus
Sicht der einzelnen Gruppen auch nachvollziehbar. So
möchten gewerblich orientierte Forstbetriebe ihr Ein-
kommen aus dem Wald erzielen, während sich Natur-
schützer für einen vollkommenen Nutzungsverzicht
der Waldfläche aussprechen und der Wanderverein
sich Erholungseinrichtungen wünscht. Diese Konflikte
zu erkennen und nach Möglichkeit auszugleichen, ist
Bestandteil einer modernen Forstwirtschaft. In diesem
Tun liegt dann auch die gesellschaftliche Akzeptanz
begründet. Voraussetzung dafür ist aber auch ein Ver-
ständnis der Gesellschaft für die Komplexität des Wal-
des und seiner vielfältigen Funktionen für den Men-
schen.

Nutzfunktion des Waldes
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Insbesondere in seiner wirtschaftlichen Bedeutung wird
der Wald in Deutschland gerne unterschätzt. So hat das
Cluster Forst und Holz mit über 2 Mio. Waldbesitzern,
einem Gesamtumsatz von 180 Mrd. € und 1,3 Mio. Be-
schäftigten in 185 000 Betrieben volkswirtschaftlich eine
größere Bedeutung als beispielsweise die Stahl erzeu-
gende Industrie. Deutschland hat mit  3,4 Mrd. m³ Holz
in über 11 Mio. ha Wald die größten Holzvorräte Euro-
pas. Zahlen, die verblüffen und oftmals von anderen
Interessengruppen heruntergespielt werden.

Auch in Fragen des Klimawandels spielen der Wald
und seine nachhaltige Bewirtschaftung eine entscheiden-
de Rolle. Der Entzug von Kohlenstoffdioxid aus der At-
mosphäre bei gleichzeitiger Kohlenstoffspeicherung und
Sauerstoffproduktion ist ein natürlicher biochemischer
Prozess der Bäume. Das daraus ständig nachwachsen-
de Produkt Holz ist aufgrund seiner vielseitigen Verwend-
barkeit ein Rohstoff der Zukunft. So lassen sich beispiels-
weise im Baubereich Stahl und Beton ersetzen. Damit
wird zum einen schon deren energieaufwendige Produk-
tion eingespart, zum anderen bleibt der Kohlenstoff im
Holz fixiert.

Im Kapitel „Nachhaltige Forstwirtschaft“ im ersten In-
dikatorenbericht für die Nationale Strategie zur biologi-
schen Vielfalt der Bundesregierung wird erklärt, dass die
biologische Vielfalt in den Wäldern durch umwelt- und
naturverträgliche Forstwirtschaft zu erhalten und zu för-
dern ist. Dabei wurde anerkannt, dass Waldbesitzer und
Forstleute die Vorteile naturnaher Forstwirtschaft aus
eigener Überzeugung praktizieren. Die Zertifizierung
nachhaltiger Forstwirtschaft (nach PEFC, FSC oder
Naturland) wird dabei als wichtiges Instrument der unab-
hängigen Kontrollen und Dokumentation gesehen. Der
Bericht bestätigt die positiven Trends der Waldbewirt-
schaftung in den letzten Jahren und hebt in Bezug auf
die Zertifizierung hervor, dass die gesteckte Zielmarke
von 80 % zertifizierter Waldfläche bis 2010 mit ca. 73 %
nahezu erreicht wurde.

Das Internationale Jahr der Wälder bietet für die Forst-
wirtschaft in Deutschland eine große Chance, das Un-
wissen über den Wald und seine Rolle für unsere kultur-
historische Entwicklung aufzuzeigen. Das Motto „Wälder
für Menschen“ und die Kampagne des „Waldkulturerbes“
sollen zeigen, wie wichtig der Wald für die Menschen ist.
Auch wenn die in Deutschland praktizierte Art der nach-
haltigen und ökologischen Forstwirtschaft nicht eins zu
eins auf die Bewirtschaftung der Wälder weltweit zu
übertragen ist, so ist es doch ein Modell, welches bereits
erfolgreich Schule macht. Der weltweiten Waldzerstörung
kann nicht mit einer absoluten Unterschutzstellung be-
gegnet werden. Eine nachhaltige Nutzung der Wälder
bringt Vorteile für den Menschen und die Natur.

Sozialfunktion des Waldes

Nachhaltige Forstwirtschaft:
Laubbäume wachsen im Fichtenbestand
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Greenpeace-Gutachten:

Internationale Verantwortung Deutschlands
für Buchenwälder

Martin Kaiser*

Im April 2010 hat Greenpeace in einem Gutachten1 dargelegt, wie Rotbuchenwälder in Deutschland
im Verbund geschützt werden können. Gefordert wird u. a. auch, bis 2020 zehn neue Nationalparks
einzurichten und alte Buchenbestände unter Schutz zu stellen.

* Martin Kaiser, Greenpeace e.V., Hamburg, Tel. (040) 306 18 - 321, Martin.Kaiser@greenpeace.de
1 Das Gutachten wurde von Dipl.-Ing. Norbert Panek, Agenda zum Schutz deutscher Buchenwälder, Korbach, im Auftrag von Greenpeace erstellt.

Im UN-Jahr der Wälder sind
sich alle einig, dass der Urwald-
schutz in den Tropen höchste
Priorität für den Schutz sowohl
des Klimas als auch der Biodi-
versität hat. Die letzten Urwälder
beheimaten Millionen von einzig-
artigen Tier- und Pflanzenarten,
nehmen fortlaufend Kohlendioxid
aus der Atmosphäre auf und
speichern es über Jahrhunderte.
Sie regulieren den Süßwasser-
haushalt und sind Ursprung für
wichtige Regenfälle in landwirt-
schaftlichen Gebieten. Die Ent-
deckung von vielen Medizinal-
und Heilpflanzen in diesen Wäl-
dern macht diese Naturwunder
zusätzlich zu einem der höchsten
Schutzgüter der Erde.

Was der Amazonas für Brasilien
ist, sind die Rotbuchenwälder für
Deutschland und Europa. Buchen
und Buchenmischwälder bilden
in Deutschland die typischen
Laubwald-Ökosysteme. Vor rund
10 000 Jahren, nach der letzten
Kaltzeit, begann die Wiederbe-
waldung Mitteleuropas. Nach
einer Birken-Kiefernwaldphase
entstanden erste Laubmisch-
wälder mit Eichen und später
begann die Massenausbreitung
der Rotbuche. Vor knapp 2 000
Jahren hatte die Buche vom Sü-
den kommend dann bereits die
Küsten der Nord- und Ostsee
erreicht. Heute umfasst der deut-
sche Buchenwaldbestand jedoch
nur noch etwa 7 % des ursprüng-
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lichen Areals, lediglich 6 % der
Buchenwaldbestände in Deutsch-
land sind älter als 160 Jahre. Die
geschichtlichen Entwaldungswel-
len, die Degradierung zu Nadel-
forsten sowie die Trophäenjagd
(unnatürlich hohe Wild-Bestände
führen dazu, dass die natürliche
Entwicklung des Waldes leidet,
starker Verbiss an Buchentrieben
verhindert ein Nachwachsen)
haben die Rotbuchenwälder in
Deutschland drastisch dezimiert.
Rotbuchen-Urwälder gibt es in
Deutschland nicht mehr. Die
Nachfrage der Holz- und Papier-
industrie sowie nach Holz als
Energielieferant haben den Druck
auf die letzten Rotbuchenwälder
in den letzten zehn Jahren zu-
sätzlich erhöht. Als eines der
buchenwaldreichsten Länder
Europas trägt Deutschland eine
besondere, internationale Verant-
wortung für den Schutz dieser
einzigartigen Wälder.

Buchenwaldschutz bildet
Kern der Biodiversitäts-
strategie

Mit der Verabschiedung einer
Nationalen Biodiversitätsstrategie
ist es Deutschland 2007 gelun-
gen, die zentralen Handlungs-
felder zum Schutz der Biodiver-
sität zu adressieren und klare
Ziele bis 2020 zu setzen. Der
Buchenwaldschutz (ohne forst-
liche Nutzung) bildet dafür einen
Kern. Trotz international getroffe-

ner Vereinbarung im Rahmen der
UN-Konvention über die Biologi-
sche Vielfalt gehört Deutschland
zu den Ländern, die für den
Schutz des „Amazonas Europas“
am wenigsten tun. Hier tragen die
Bundesländer neben der Bundes-
regierung einen Großteil der Ver-
antwortung. Derzeit sind weniger
als 1 % der Wälder Deutschlands
holznutzungsfrei, d. h. werden in
ihrer Entwicklung komplett sich
selbst überlassen und nicht durch
Holzentnahme beeinträchtigt. Die
Nationale Biodiversitätsstrategie,
die 2010 durch alle Fraktionen
des Deutschen Bundestages
bestätigt wurde, sieht vor, auf
10 % der Waldfläche der öffentli-
chen Hand bis 2020 der natürli-
chen Entwicklung Vorrang zu
geben. Insgesamt sollen lt. Stra-
tegie 2 % der Fläche Deutsch-
lands wieder Wildnis werden.
Ebenso sollen 5 % der Wald-
fläche rechtlich verbindlich aus
der forstlichen Nutzung genom-
men und prioritär dem Wald-
Naturschutz gewidmet werden.

Ungenutzte Buchenwälder sind
wichtig für viele Tier- und Pflan-
zenarten, die entweder große,
störungsfreie Gebiete benötigen
oder auf Alterungs- und Zerfalls-
phasen von natürlichen Wäldern
angewiesen sind. Außerdem
kann der Mensch vom Ökosys-
tem Wald am besten lernen, wie
Wälder auf die Veränderungen
des globalen Klimawandels rea-
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gieren, wenn diese Systeme sich
selbst überlassen werden. Die
Natur ist ein komplexes System,
das umso stabiler wird, je weni-
ger der Mensch eingreift. Wir
Menschen brauchen diese unge-
nutzten, sich selbst überlassenen
Wälder zum Erhalt der biologi-
schen Vielfalt, zur dynamischen
Anpassung an den Klimawandel,
zum Beobachten und Lernen
sowie zur Erholung und Wieder-
entdeckung von Wildnis. Green-
peace fordert deshalb gemein-
sam mit anderen Umwelt- und
Naturschutzverbänden, mindes-
tens 10 % der gesamten Wald-
fläche Deutschlands dauerhaft
aus der Nutzung zu nehmen.

Forderung nach zehn neuen
Nationalparks in Deutschland

Mit dem Gutachten über die
Einrichtung eines Rotbuchen-
Verbundsystems in Deutschland
hat Greenpeace den Versuch
unternommen, einen ersten kon-
zeptionellen Ansatz zur Umset-
zung der 5 %-Forderung im Rah-
men der „Biodiversitätsstrategie“
zu entwickeln. Ausgangspunkt
sind die besonders waldreichen
Regionen Deutschlands, die in-
nerhalb des Rotbuchen-Verbrei-

tungsareals liegen und hinsicht-
lich ihrer Potenziale geeignet
sind, das Grundgerüst eines na-
tionalen, bestandssichernden
Buchenwald-Verbundsystems zu
bilden. Betrachtet werden große
schutzwürdige Waldlandschaf-
ten, zusammenhängende unzer-
schnittene Waldgebiete, Wälder
auf historisch alten Standorten
und biologisch wichtige Wälder.
Den Kern des Buchenwald-Ver-
bundes bilden nutzungsfreie
Großgebiete, die durch Korridore
und Trittsteine miteinander ver-
bunden werden sollen. Bei den
notwendigen Analyse- und Bewer-
tungsschritten wurde auf die Er-
gebnisse bereits vorhandener
Studien zurückgegriffen. Dabei
bildete ein Forschungsvorhaben
des Bundesumweltministeriums
mit dem Titel „Verbreitung und
Gefährdung schutzwürdiger
Landschaften als Grundlage für
die Entwicklung eines bundes-
weiten Biotopverbundsystems“
(Gharadjedaghi et al. 2004) die
zentrale Grundlage.

Das Gutachten ist als wichtiger
Schritt dahin zu verstehen, die
konkreten Waldgebiete zu identi-
fizieren und zu schützen. Es soll
eine fachliche Basis für den kon-

zeptionellen Schutz des Rotbu-
chenwalds in Deutschland und in
den einzelnen Bundesländern
schaffen. Auf der Grundlage einer
„Kulissen-Analyse“ wurden für
den Aufbau eines Buchenwald-
Verbundsystems abschließend
insgesamt 75 Handlungsräume
identifiziert, die eine Gesamtflä-
che von 4,5 Mio. ha (12,3 % der
Bundesfläche) umfassen. Green-
peace fordert bis 2020 zehn neue
Wald-Nationalparks und den so-
fortigen Schutz der alten Buchen-
bestände. Die Nationalparks sol-
len in Waldgebieten im Nord-
schwarzwald, Pfälzer Wald,
Spessart, Steigerwald, Ammer-
gebirge, Stechlinsee, Taunus,
Solling, Teutoburger Wald und
Thüringer Wald eingerichtet wer-
den. Etwa zwei Drittel der Fläche,
die die Handlungsräume einneh-
men, liegen in den Bundeslän-
dern Hessen, Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg und Bayern.
Diese vier Länder bilden die tra-
genden Säulen des nationalen
Buchenwald-Verbundsystems.

Im Verbundsystem erlangen
außerdem die als „Korridor“ und
als „Trittstein“ ausgewiesenen
Handlungsräume große Bedeu-
tung. Sie stellen wichtige Verbin-
dungselemente sowie Einwande-
rungswege für Großsäuger zwi-
schen den national bedeutenden
Kernflächen dar und schaffen
den „Kontakt“ über die deutsche
Staatsgrenze hinaus zu einem
möglichen europaweiten Wald-
Verbund. 35 Handlungsräume
sind funktional als Korridore und
26 als Trittsteine geplant. In 21
Waldlandschaftsräumen müssten
im größeren Umfang Waldumbau-
maßnahmen durchgeführt wer-
den (Umwandlung von Nadel-
holzbeständen in laubwalddomi-
nierte Mischwälder mit hohen
Buchenanteilen). Dieser Waldum-
bau schafft zugleich die Voraus-
setzung für die Einführung einer
ökologisch angepassten Wald-
bewirtschaftung. Hierbei spielt dieFo
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Buche wegen ihrer großen „öko-
logischen Elastizität“ bzw. als
hochgradig klimatolerante Baum-
art eine bedeutende Rolle.

Politischer Konsens und
fundamentales Umdenken
sind Voraussetzungen für
nationales Buchenwald-
Verbundkonzept

Die Umsetzung eines natio-
nalen Buchenwald-Verbund-
konzepts nach einheitlich abge-
stimmten Vorgaben setzt einen
weitreichenden politischen Kon-
sens voraus. Waldbewirtschaf-
tungskonzepte müssen über-
dacht und noch stärker auf den
Erhalt der natürlichen, dynami-
schen Waldentwicklungsprozes-
se ausgerichtet werden. Für die
Forstpraxis bedeutet dies ein
fundamentales Umdenken. Pla-
nung und Aufbau des Verbund-
systems bedürfen einer überge-
ordneten (bundesländerüber-
greifenden) fachlichen Koordinie-
rung (Steuerung) und insbeson-
dere die Realisierung großflächi-
ger nicht bewirtschafteter Schutz-
gebiete, der Flächenankauf sowie
prozessschutzorientierte Bewirt-
schaftungsmaßnahmen und der
ökologische Waldumbau sollten
durch gezielte finanzielle Anreize
(Einführung eines Bundesförder-
programms) vor allem im Privat-
wald unterstützt werden. Für gro-
ße nutzungsfreie Schutzflächen
sollten in erster Linie Wälder der
öffentlichen Hand in Anspruch
genommen werden. Einzelne
Maßnahmen sind in regionalen
„Verbundentwicklungsplänen“
festzulegen. Der Erhaltungszu-
stand der Buchenwälder ist durch
ein bundesweit einheitliches
Monitoring zu überwachen. Ein
nationales Buchenwald-Verbund-

system kann bereits bestehende
Aktionspläne zur Wiederansied-
lung von Wildtierarten (z. B. Wild-
katze) unterstützen und dazu bei-
tragen, dass die Lebensraumbe-
dingungen für derzeit zurückwan-
dernde Arten (Wolf, Luchs) ver-
bessert werden. Große Schutz-
gebiete, die Wildnis-Aspekte ver-
mitteln, haben zudem (wie Unter-
suchungen belegen) einen be-
sonderen Erlebniswert, der sich
touristisch vermarkten lässt. Ein
gezieltes Landschaftsmarketing
sollte im Zuge der Umsetzung
des Verbundsystems dazu beitra-
gen, die Bedeutung der Buchen-
wälder als „unser“ nationales
Naturwalderbe hervorzuheben
und im Bewusstsein der Regio-
nen zu verankern.

Schutz und Nutzung von
Buchenwäldern sind kein
Gegensatz

In der Debatte über den Wald-
schutz wird oft argumentiert, dass
entweder Schutzgebiete ohne

Nutzung eingerichtet oder der
Naturschutz im bewirtschafteten
Wald auf ganzer Fläche verbes-
sert werden kann. Dies darf je-
doch keine Entweder-Oder-Ent-
scheidung sein. In Deutschland
ist beides notwendig: Etwa 10 %
ungenutzte Waldschutzflächen
als ungestörte Lebensräume, auf
denen wir natürliche Entwicklungs-
prozesse zulassen und beobach-
ten können, und zusätzlich Na-
turschutz auf etwa 90 % der forst-
lich bewirtschafteten Waldfläche
(segregativer und integrativer
Ansatz gleichzeitig). Die aus den
forstlich ungenutzten Flächen ge-
wonnenen Erkenntnisse sollten
in eine ökologische Waldbewirt-
schaftung einfließen.

Die Langfassung des Gutachtens
kann als pdf-Datei von der greenpeace-
Website herunter geladen werden unter:
www.greenpeace.de/buchenwaelder
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Der Greenpeace-Film „The Ancient Forests“ wurde im Rahmen des International Forest Film Festivals (IFFF) in den
Vereinigten Staaten aus 165 Einreichungen ausgewählt und mit einem Jurypreis ausgezeichnet. Er zeigt in 2:22 min.
aufrüttelnd die Abholzung der Urwälder und wurde von den Vereinten Nationen beim Start-Event des Internationalen
Jahres der Wälder in New York präsentiert: www.youtube.com/watch?v=fo9LQO6P-rM



| ASG | Ländlicher Raum | 02/2011 |

Ländlicher Raum 41

| ASG | Ländlicher Raum | 02/2011 |

ce-
ter:

Berliner Studierende erforschen
Hauptstadtdörfer in der Metropolregion

Internationale Küche an jeder Ecke, angesagte
Bars und Kneipen sowie unzählige kulturelle Events:
Berlin bietet dies rund um die Uhr und für jeden
Geschmack. Wenn sich Studierende der Humboldt-
Universität und Freien Universität dann für eine
Feldforschung in den Dörfern der Brandenburgi-
schen Peripherie entscheiden, sind sie fast erleich-
tert, der pulsierenden Metropole für eine Weile den
Rücken zu kehren. Die Realität in den „Hauptstadt-
dörfern“ der Metropolregion Berlin-Brandenburg
überraschte sie dann aber doch: Mobilfunklöcher,
unzuverlässiger Internetzugang, der Dorfladen
schließt um 17 Uhr und die Kneipe hat schon lange
keinen Pächter mehr. Die Dörfer wirken tagsüber
wie leergefegt. Die Dorfjugend, die sog. Ausbildungs-
platzwanderer, wandert ab. Die Daheimgebliebenen
kommen erst nach Einbruch der Dunkelheit von
ihrer Arbeit zurück.

Während die Orte im Speckgürtel Berlins Bevölke-
rungsgewinne verzeichnen, verlieren die abgelege-
nen Gebiete im Zehn-Jahres-Zeitraum (1996-2006)
überproportional viele Menschen in allen Altersklas-
sen (-11 %), insbesondere in der jungen, weiblichen
Generation. Den Hauptverlust beklagen dabei die
Städte. Die Dörfer hingegen verlieren nur knapp 3 %
ihrer Bevölkerung. Schrumpfung und Wachstum von
Dörfern zeigen kein eindeutiges Muster im Raum.
Ein Drittel der Dörfer verzeichnet sogar Bevölke-
rungsgewinne. Diese Dörfer dienen entweder als
attraktiver und preisgünstiger Wohnstandort oder
verfügen über eine innovative Einrichtung sozialer
oder kultureller Art (z. B. Senioren-WG, Therapie-
zentren, billiger Wohnraum für freiberufliche Künst-
ler) und bemühen sich selbst um eine attraktive
Grundversorgung.

Dörfliche Selbstorganisation –
Allheilmittel für Dörfer in schrumpfenden Regionen?

Dr. Silke Stöber*

In Brandenburg wird seit einigen Jahren der Aufbau eines Netzwerkes für Lebendige Dörfer1 von eh-
renamtlichen Initiativen unterstützt. Begleitet hat diesen Aufbau eine an der Humboldt-Universität zu
Berlin durchgeführte aktionsorientierte Forschung. Ein Teil der Erkenntnisse ist in eine Dissertation
geflossen, die 2010 veröffentlicht wurde. Ob und wie bürgerschaftliches Engagement die neuen Frei-
räume der schrumpfenden Peripherie für eine lebendige Dorfentwicklung nutzen kann und an welche
Grenzen die Aktiven dabei stoßen, zeigt eine Vielzahl von dörflichen Beispielen aus Brandenburg.

* Dr. Silke Stöber, Beratung und aktionsorientierte Forschung für ländliche Entwicklung, silke.stoeber@gmx.com
1 Mehr Informationen unter www.lebendige-doerfer.de
2 www.agridea-lindau.ch
3 www.kda-nordelbien.de

Interviews am Küchentisch
oder am Gartenzaun

Aktivierende Befragungen, sog. PLA-Projektwo-
chen, wurden in 21 Dörfern im Rahmen studenti-
scher Projekte durchgeführt (Stöber 2006). PLA
steht für Partizipation-Lernen-Aktion und ist eine
partizipative Methodik mit dem Ziel, Veränderungs-
prozesse im Dorf, Stadtteil oder in einer Organisa-
tion anzustoßen und das Potenzial der Menschen
dabei sichtbar werden zu lassen. In der Schweiz2

wird die Methodik seit 20 Jahren eingesetzt. In
Deutschland hat beispielsweise der KDA3 viele
Erfahrungen mit der Methodik.

Über 400 Bewohnerinnen und Bewohner wurden
interviewt. Die Studierenden wohnten über eine
Woche im Dorf, meistens in Gastfamilien. Manche
Gespräche drehten sich um Probleme und Konflikte
im Ort, andere gaben eine Fülle von Hinweisen zur
Frage „Was macht unser Dorf lebendig?“. Es war
die Aufgabe der Interviewer, das Interview auf Lö-
sungen, Visionen und Projektideen zuzuspitzen.
Fokusgruppeninterviews (z. B. Seniorenklub, Skat-
runde, Sportverein, Jugendliche) und sog. „Küchen-
tischgespräche“ mit den Bewohnerinnen und Be-
wohnern aller Altersklassen informierten über die
Stärken, Wünsche, Probleme, Projektideen und
Visionen und ergaben in der Summe ein treffendes
Abbild der dörflichen Situation. Auch die lokalen
Experten (Bürgermeister, Vereinsvorsitzende)
wurden mit Hilfe von Leitfadeninterviews befragt.
Die Kernaussagen wurden im Anschluss an die
Interviews ausgewertet und auf farbigen Kärtchen
anonymisiert gesammelt. Daraus entstanden the-
menspezifische Poster, die im Rahmen einer Ab-
schlussversammlung präsentiert und diskutiert
wurden.
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Dörfliche Kommunikation

In einem lebendigen Dorf findet ungehinderte und dialo-
gische Kommunikation zwischen allen Bewohnern unab-
hängig von Alter, Herkunft, Bildung und sozialem Status
statt, so lautete eine der Arbeitsthesen zu Beginn der For-
schung.

„Unser Dorf ist lebendig, weil wir nicht mehr übereinan-
der, sondern miteinander reden“, erklärte Herr G. Thiele
aus Pretschen (Gemeinde Märkische Heide) das Erfolgs-
rezept des dörflichen Wirtschaftsstammtisches, der ver-
schiedene dörfliche Gruppen zusammenbringt und inno-
vative Projekte initiiert. Dennoch gibt es auch in einem
lebendigen Dorf Barrieren zwischen Bewohnern, die sich
insbesondere in Wohndauer, Bildung und Geschlecht
offenbaren. Zum engagierten Kern zählen sich ca. ein
Drittel der Bewohner, unabhängig von ihrem Geschlecht.

Allerdings engagieren sich fast nur die-
jenigen Frauen, die über einen höheren
Bildungsabschluss verfügen. Auffallend
ist der relativ hohe Anteil weiblicher Ver-
einsvorstände (ein Drittel), was sich auch
in der Besetzung von kommunalpolitischen
Ämtern und Mandaten niederschlägt: 40 %,
weit über dem bundesdeutschen Durch-
schnitt von 25 %, sind von Frauen besetzt.

Verschiedene bürgerschaftlich geprägte
Projekte verbessern das unmittelbare Le-
bensumfeld. Tabelle 1 zeigt ausgewählte
Beispiele mit ihrem Verbreitungsgrad. Es
wird sichtbar, dass es im Erholungsbe-
reich viele, im Arbeits- und Einkommens-
bereich nur wenige bürgerschaftliche
Projekte gibt.

Begriffsbestimmung Lebendiges Dorf

Ein lebendiges Dorf ist kein stabiler Zustand, sondern vielmehr
das Ergebnis eines dörflichen Kommunikationsprozesses, der es
ermöglicht, über neue Formen der Vernetzung und Kommunikati-
on innerdörfliches Sozialkapital zu bilden und sich dadurch neue
Ressourcen und Lebensqualität zu erschließen. Dörfliches Gleich-
gewicht entsteht durch den Einbezug aller dörflichen Gruppen
(Zugezogene, Landwirte, Wochenendurlauber, Gewerbe, sozial
Benachteiligte, Rentner etc.) und durch externe Partner. Leben-
dige Dörfer werden als gleichwertige Partner im kommunal-admi-
nistrativen Umfeld als gestaltend tätig wahrgenommen. So ge-
lingt es manchen, über die Region auszustrahlen und damit den
Mehrwert ihrer ländlichen Region zu erhöhen.

Tabelle 1: Verbreitungsgrad bürgerschaftlicher Projekte

Handlungsfelder Bürgerschaftlich engagierte Verbreitungsgrad in den
Projekte (Beispiele) untersuchten Dörfern

Wohnumfeld Senioren-WG, Grundstücksbörse < 25 %
Dorfplatzgestaltung, Gebäudeumnutzung > 50 %

Arbeit und Einkommen Nebenerwerb im Tourismus > 25 % - <50 %
Dorfladen, Märkte, Regionalprodukte < 25 %

Bildung Kindergarten mit eigenem Profil (z. B. Natur-Kita) > 50 %
Seminare, Mentoren für Jugend < 25 %

Versorgung Hol- und Bringservice für Senioren > 25 % - <50 %
Senioren-Tagespflege, Tagesmutter < 25 %

Erholung Dorffest, vielfältige Angebote in Sport und Kultur > 50 %
Gaststätte, Stammtisch, Dorfgemeinschaftshaus > 50 %

Studierende im Küchentischgespräch
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Grafik 1 zeigt Indikatoren, die für
den Grad der Lebendigkeit aus-
schlaggebend sind. Das linke Feld
bezieht sich auf das innerdörfliche
Sozialkapital. 95 % der Befragten
fühlen sich mit ihrem Dorf stark ver-
bunden und das Miteinander der
Generationen findet mit 83 % eben-
falls große Zustimmung. Leitfiguren,
die für die Dorfgemeinschaft da sind,
gelten als ein wichtiger Katalysator.
Es gibt wenige Ansätze, Konflikte
konstruktiv zu lösen (60 % Zustim-
mung), meistens schwelen die Ziel-
und Wertekonflikte lange Zeit im
Raum.

Dörfliche Governance:
Dorfvereine – das Modell
der Zukunft?

Zum Überleben braucht ein Dorf
eine dörfliche Trägerstruktur, die auf
einer breiten Basis steht. Ein Dorf-
verein, informelle Gruppen oder
überdörflich koordinierte Vereine
können das Vakuum der ausge-
dünnten kommunalen Strukturen
füllen.

Das Indikatorenfeld Beteiligung in
Grafik 1 mit den Einschätzungen
zum Selbsthilfepotenzial (74 %), der
Partizipation der Jugend (62 %) und
den Mitbestimmungsmöglichkeiten
in der Gemeinde (51 %) findet nicht
besonders hohe Zustimmung. Ge-
rade die dörflichen Ortsteile einer
Stadt bewerten ihre Teilhabemög-
lichkeiten weniger positiv und stellen
die größten Asymmetrien zwischen
Dorf und Gemeinde fest.4 Ortsbei-
räte bewegen sich in einem undank-
baren Kommunikationskontext, der
durch ein großes Ungleichgewicht
zwischen Verantwortung und Ent-
scheidungskompetenz geprägt ist.
Der Wunsch nach mehr Zusammen-
arbeit zwischen Ortsbeirat und Ge-
meinde, nach einer stärkeren Be-
rücksichtigung dörflicher Interessen,
aber auch nach einer besseren Zu-

sammenarbeit der Vereine mit dem Ortsbeirat ist groß. Im Kultur-
und Freizeitbereich funktioniert die Abstimmung relativ gut. Dorf-
entwicklungsvereine, die als Dachverein den Ortsbeirat unterstüt-
zen, arbeiten effektiv, sind aber selten vor Ort vorhanden. Vereins-
strukturen spiegeln oftmals eher die Partikularinteressen der dörf-
lichen Untergruppen.

Dörfliche Governance über dörfliche Grenzen hinweg –
noch eine Rarität

Die Vernetzung der Dörfer mit ihren Nachbardörfern oder mit der
Region findet mit knapp 45 % die geringste Zustimmung. Eine not-
wendige Bedingung für die Vernetzung nach außen ist ein hohes
innerdörfliches Sozialkapital. Rund ein Viertel der untersuchten
Dörfer setzt Impulse in die Region und beteiligt sich an Naturpark-
Netzwerken, engagiert sich in der Regionalvermarktung oder bietet
anderen Dörfern Beratung und Räumlichkeiten an.

Dörfliche Identitäten

Lebendige Dörfer schaffen sich neue wirtschaftliche Perspektiven
jenseits der Landwirtschaft und damit neue Identitäten. Themen-
dörfer wie Künstler-, Museums- oder Ökodorf bleiben eine Aus-
nahmeerscheinung und Lebendigkeit ist keine Voraussetzung für
ein Themendorf. Themendörfer können durch die bloße Existenz
einer touristisch attraktiven Infrastruktur und entsprechende Förde-
rung entstehen. Ein lebendiges Themendorf, in dem hohe Selbst-
organisationsfähigkeit und Alleinstellungsmerkmale zusammen-
treffen, könnte somit als die Kür lebendiger Dörfer bezeichnet
werden.
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Grafik 1: Indikatoren für die Entfaltung von Lebendigkeit (Prozess)

4 In Brandenburg haben 76 % der Kommunen im Rahmen der Gemeindegebietsreform ihre Selbstständigkeit verloren – eine Reduktion von knapp 1 500
auf 420 Gemeinden (Bogumil und Holtkamp 2006). Der politisch-institutionelle Wandel brachte i. d. R. eine Effizienzsteigerung in der Verwaltung mit
sich, bedeutete aber nur bedingt eine Steigerung der lokalen Selbstverantwortung.
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Ausblick auf Dorfberatung und -vernetzung

Die Arbeitsgemeinschaft Dorf im Verein Brandenburg 21 e.V.
sieht sich als Knotenpunkt im Netzwerk für lebendige Dörfer
und unterstützt Aktivitäten, die die Selbstorganisation von
Dörfern fördert. Ein Forum für den Erfahrungsaustausch von
Dorfvereinen ist der seit 2007 jährlich stattfindende Tag der
Dörfer, der in Anlehnung an die zivilgesellschaftlichen ländli-
chen Bewegungen in z. B. Schweden, Finnland, Estland und
den Niederlanden konzipiert wurde (Krambach 2004). Da
viele freiwillig engagierte Initiativen an der Grenze ihrer Ka-
pazität arbeiten, müssen neue Möglichkeiten für ihren Aus-
tausch über Dorfgrenzen hinweg geschaffen werden. Dafür
sind politisch-gesellschaftliche Anerkennung und Strukturen
nötig, die kontinuierlich und verbindlich daran mitarbeiten. Im
Aufbau einer Lobby der Dörfer für die Dörfer liegt Potenzial
für die Entwicklung der ländlichen Räume. Daher ist es nötig,
aus den vielzähligen Strukturen und Netzwerken des länd-
lichen Raumes eine Bewegung entstehen zu lassen, die die
Selbstorganisation von Dörfern in das Zentrum ihrer Bemü-
hungen stellt. Denn Selbstorganisation von Dörfern ist eine
wichtige Säule zur nachhaltigen Dorfentwicklung, ihr volles
Potenzial entfaltet sich jedoch nur über die Erhöhung der
kritischen Masse lebendiger Dörfer und durch verstärkte Prä-
senz und Werbung für diese Sache. Über den Austausch und
die Kommunikation zwischen Dörfern, zwischen Dörfern und
Gemeinde und anderen Akteuren soll dies gelingen und im
Rahmen ländlicher Parlamente zukünftig mit Entscheidungs-
trägern intensiver diskutiert werden.

Literatur

Bogumil, J. und Holtkamp, L. (2006). Kommunal-
politik und Kommunalverwaltung – eine policy-
orientierte Einführung. VS Verlag für Sozialwissen-
schaften. Wiesbaden.

Krambach, K. (2004). Nationale Dorfaktionsbewe-
gungen und ländliche Parlamente in europäischen
Ländern. Rosa-Luxemburg-Stiftung, Gesprächs-
kreis Ländlicher Raum. Berlin.

Stöber, S. (2006). Lebendige Dörfer in Branden-
burg – Bürgerbeteiligung im Alltag. Humboldt-
Universität zu Berlin, Landwirtschaftlich-Gärtne-
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Weitere Informationen zur
Frage, welchen Herausfor-
derungen sich Dörfer stel-
len müssen, und eine Syn-
opse von Lebendigkeits-
Indikatoren, die das metho-
dische Handwerkszeug für
die Dorfentwicklung berei-
chern, in: Zwischen Land-
flucht und Lebens(t)raum,
Margraf Verlag, 2010,
282 S., ISBN 978-3-8236-
1606-1, 25,60 €.

„Regionale 2013“ veranstaltet europäischen
Gedankenaustausch über die Zukunft der Dörfer

André Dünnebacke*

Was hat die Region Südwestfalen in Nordrhein-Westfalen mit der Stadt Chorzów in Polen oder dem
französischen Fruges gemeinsam? Die Antwort wurde kürzlich auf der 2. Europäischen Städtepart-
nerschaftskonferenz in Olpe gegeben: Die Folgen des demografischen Wandels wie Einwohner-
verluste oder Leerstände stellen in vielen Regionen Europas vor allem Dörfer und den ländlichen
Raum vor große Herausforderungen und Probleme.

140 kommunale Vertreter aus 29 Städten und
sechs Staaten berieten deshalb über neue Ideen
für die Zukunft des Landlebens. „Viele Städte oder
Regionen in Europa haben bereits innovative Ansät-
ze entwickelt, von denen andere lernen können“, er-
klärte Dirk Glaser, Geschäftsführer der Südwestfa-
len Agentur.1 Vertreter der walisischen Stadt Bangor

berichteten beispielsweise, dass in ihrem Land klei-
ne Schulen mit wenigen Schülern als Bildungs- und
Kulturstätten gezielt gefördert und unterstützt würden.

Südwestfalen war nicht ohne Grund Organisatorin
der Konferenz, die mit Unterstützung des EU-Pro-
gramms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“

* André Dünnebacke, Südwestfalen Agentur, Tel. (02761) 83511 13, presse@suedwestfalen.com, www.suedwestfalen.com
1 Die Südwestfalen Agentur GmbH steuert im Auftrag der fünf Kreise und der 59 Städte und Gemeinden die Regionale 2013. Sie wurde im April 2008

gegründet und setzt die Prozesse und Aufgaben der Regionale operativ um.
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durchgeführt wurde. In der Region leben mehr als die
Hälfte der 1,43 Mio. Einwohner in Dörfern. Zudem
befindet sich hier derzeit besonders viel in Bewe-
gung, denn Südwestfalen ist Ausrichter der „Regio-
nale 2013“ – einem Strukturförderwettbewerb des
Landes Nordrhein-Westfalen, durch den einer Region
über drei Jahre eine gezielte Förderung von Projek-
ten ermöglicht wird. Dies bietet der Region die Chan-
ce, sich zu profilieren und Potenziale stärker zu kom-
munizieren. Das Landleben/die Zukunft der Dörfer,
ist dabei einer von vier großen Arbeitsschwerpunk-
ten. Ziel ist es, die dörfliche Funktionsvielfalt in Süd-
westfalen und damit die Attraktivität und Lebens-
qualität der Region zu sichern.

Derzeit gibt es mehrere Landleben-Projekte, die
auch auf der Städtepartnerschafts-Konferenz vorge-
stellt wurden. Im Projekt „Zukunft der Dörfer“ in Süd-
westfalen erarbeiten Dorfgemeinschaften gemeinsam
beispielhafte Ideen und Konzepte – z. B. gegen die
Abwanderung von jungen Menschen oder für die Ver-
sorgung der Menschen vor Ort und die Sicherung der
Mobilität. Die regionale Zusammenarbeit auf Ebene
der Dörfer soll gestärkt und ausgebaut sowie die Ver-
netzung der Dörfer vorangebracht werden. Eine Ent-
wicklung mit Vorbildcharakter, wie Patrick Valade aus
der französischen Stadt Gif-sur-Yvette während der
Städtepartnerschaftskonferenz betonte: „Die inter-
kommunale Zusammenarbeit, z. B. in den Bereichen
Wirtschaft, Ökologie und Tourismus, funktioniert aus
meiner Sicht viel besser als in Frankreich.“

„Ein Schwerpunkt bei unseren Regionale-Projekten
liegt auf den ‚Investitionen in die Köpfe’. Wir möchten
Bewusstsein für Herausforderungen und Probleme
erzeugen, Wissensaustausch ermöglichen und Hand-
lungs-, Entscheidungs-, und Gestaltungskompeten-
zen schaffen“, sagt Dr. Stephanie Arens, Expertin für
die ländliche Entwicklung in Südwestfalen. Sigurd
Trommer, Präsident der Bundesarchitektenkammer,
unterstrich in seinem Vortrag, dass jedes Dorf sein
eigenes Profil finden müsse und dass die Entwick-
lung im ländlichen Raum künftig noch stärker vom
bürgerschaftlichen Engagement abhängen werde.
Mit dem Projekt „10 x Land-Leben Heimat“ ist in der
„Regionale 2013“ für die nahe Zukunft eine Unter-
stützung für bürgerschaftliches Engagement im länd-
lichen Raum geplant. Zehn beispielhafte Initiativen
und Vorhaben sollen zunächst gefördert werden.

Auf die Möglichkeiten des europaweiten Wettbe-
werbs „Entente florale“ wies Dr. Lutz Wetzlar, Exper-
te für Dorf- und Regionalentwicklung, hin. Das Pro-
gramm möchte Bürger, Politik und Wirtschaft dazu
animieren, gemeinsam die Städte, Gemeinden und
Dörfer lebenswerter zu gestalten.

Prof. Dr. Hildegard Schröteler von Brandt, Univer-
sität Siegen, betonte, dass die demografische Ent-
wicklung auch durchaus Chancen für den ländli-
chen Raum biete. Nach aktuellen Statistiken möch-
ten 73 % der Menschen über 50 Jahre, die im Dorf
leben, auch dort bleiben. Zudem ziehe es Groß-
stadtbewohner über 50 Jahre verstärkt auf das
Land. Dorfgemeinschaften müssten sich für neue
Nachfragegruppen öffnen, die Raum für temporä-
res Wohnen im Dorf, sog. „Lebensabschnittswoh-
nen“, suchten. Entscheidend für die Dörfer sei je-
doch lt. Dr. Stephanie Arens auch, dass die Dorf-
gemeinschaften ihre Jugendlichen aktiv in die
Dorfprozesse einbezögen. Im Rahmen der Regio-
nale 2013 in Südwestfalen wird dies derzeit mit
einem Filmprojekt auf innovative Art und Weise
durchgeführt. Jugendliche aus vier unterschiedli-
chen Dörfern dokumentieren mit der Videokamera
Entwicklungen in ihrem Dorf und sollen auf diese
Weise herausfinden, was für sie die Zukunft ihres
Dorfes ausmacht und was sie zum Bleiben oder
zum Gehen bewegt. Die ersten Videobeiträge wur-
den den Teilnehmern und Teilnehmerinnen der
Europäischen Städtepartnerschaftskonferenz
vorgeführt.

Für Jacek Nowak aus Chorzów (Polen) ist die
Zukunft des Landlebens eine europaweite Heraus-
forderung. „Die Problematik ist überall ähnlich. Bei
uns in Polen wandern z. B. viele junge Menschen
aus den ländlichen Regionen ab, um anderswo ein
besseres Leben zu suchen. Dieser Wissens- und
Erfahrungsaustausch war für mich sehr wichtig. Ich
habe viele neue Ideen und Ansätze erhalten.“
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Im Zuge der Regionale 2013 wurde in Südwestfalen ein Jugend-
filmprojekt zum Thema Landleben gestartet.
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Die Internationale Dorfkonferenz im Mai 2011 hatte ein konkretes Ergebnis:
Es bildete sich eine offene Initiativgruppe1 aus Dorfakteuren, Dorf- und
Regionalplanern, Wissenschaftlern und Politikern, die mögliche Zielset-
zungen, Strategien und Aktivitätsfelder einer bundesdeutschen Dorf-
bewegung bzw. Vernetzung von Dörfern festlegen und ein Umsetzungs-
konzept entwickeln wird.

* Dr. Silke Stöber, Beratung und aktionsorientierte Forschung für ländliche Entwicklung, silke.stoeber@gmx.com
1 Die Initiativgruppe „Dorfbewegung“ versteht sich als Forum, das in Teamarbeit möglichst rasch ein Umsetzungskonzept entwickeln will. Der Geograph

Dr. Karl Martin Born der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster hat die Koordination der Initiativgruppe übernommen (Kontakt: km.born@uni-
muenster.de).

Die Dorfbewegungen in ver-
schiedenen europäischen Län-
dern standen Pate für diese Idee.
Vanessa Halhead aus Schottland
präsentierte den generellen Cha-
rakter der Dorfbewegungen. Als
zivilgesellschaftliche dörfliche Be-
wegungen seien sie seit den 80er
Jahren in 23 Ländern aktiv und
die „stille Revolution der Dörfer“.
Vertreter solcher Dorfaktions-
bewegungen aus den Niederlan-
den, Finnland, Schweden und
Estland hatten durch ihre an-
schaulichen Berichte zu einer
solchen Initiative für Deutschland
angeregt. Die Erfahrungen des
Brandenburgischen Netzwerkes
für Lebendige Dörfer (www.leben-
dige-doerfer.de) mit dem seit
2007 regelmäßig stattfindenden
„Tag der Dörfer“ trugen ebenso
dazu bei.

Eingeladen hatte die Vereini-
gung der Dorfbewegungen in Eu-
ropa (ERCA) und die Rosa-Lu-
xemburg-Stiftung. Über 200 Teil-
nehmer aus allen Bundesländern
und 40 internationale Gäste aus
12 europäischen Ländern folgten
der Einladung. In 6 Arbeitsgrup-
pen und an 7 Tischen eines
„World Cafés“ wurden Erfahrun-
gen ausgetauscht und Visionen
entwickelt. In der LEADER-Ar-

beitsgruppe wurde beispielsweise
resümiert: „In Deutschland gibt
es viele Strukturen im ländlichen
Raum, aber wir haben keine Be-
wegung.“

Kontrastreiche Argumente
für eine Dorfbewegung in der
Bundesrepublik Deutschland
auch aus der Politik

Die Konferenz schloss mit ei-
nem Dialog mit Bundespolitikern
aus dem Agrarausschuss. Der
CDU-Bundestagsabgeordnete
Hans-Georg von der Marwitz
zeigte sich beeindruckt von der
„fast ideologiefreien“ Diskussion.
Als Vertreter konservativer Werte
sieht er in erster Linie Familie,
Kirche und Vereine in der Verant-
wortung für die dörfliche Entwick-
lung. Sein Engagement beim
Aufbau eines landwirtschaftlichen
Betriebes und kultureller und
sozialer Projekte in Friedersdorf
(Brandenburg) offenbart seine
authentische Arbeitsweise und ist
ganz typisch für das vielfältige
Engagement von Dorfbewohnern
in der gesamten Bundesrepublik.
Eine gesellschaftspolitische Di-
mension der Dorfbewegung beo-
bachtet der Bundestagsabgeord-
nete Alexander Süßmair, Die LIN-
KE. Er hat selbst erlebt, wie in

seinem Heimatdorf in Bay-
ern Läden und Kindergarten
schlossen und in unmittelba-
rer Nähe paradoxerweise
kleinstädtische Neubaugebiete
entstanden. Wenn es um Dörfer
und urbane Zentren gehe, müsse
der Gedanke der Gleichstellung
und der Demokratieförderung
fest verankert werden. Große
Ungleichgewichte zwischen
Stadt und Land bestätige bei-
spielsweise der neue Agrarbe-
richt: Das Stadt-Land-Einkom-
mensgefälle liege bei 30 %, der
Einkommensunterschied zwi-
schen Männern und Frauen in
ländlichen Gebieten sei weitaus
höher als in der Stadt. „Wartet
nicht auf die Politik“, sondern
werdet selbst aktiv, lautet eine
Devise des 34-jährigen MdB.
Die Bundestagsabgeordnete
Cornelia Behm, Bündnis 90/
Die Grünen, unterstrich, dass die
Politik unterstützen muss, das
Dorf lebenswert zu machen. Zu
unterschiedliche Voraussetzun-
gen würden zwischen Stadt und
Land gelten, die eine spezifische
Politik verlangten. Sie sah eine
Dorfbewegung als eine gute
Grundlage für die Politik. Starten
könnten die Politiker eine solche
Bewegung allerdings nicht. Auf
dem Podium herrschte Einigkeit

Vision der Dörfer-
vernetzung in Deutschland
Quelle: Visionszeichnung von
Heyko Stöber während der
Internationalen Dorfkonferenz
ERCA/rls

Internationale Dorfkonferenz –
Auftakt zu einer bundes-

deutschen Dorfbewegung?
Dr. Silke Stöber*
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darüber, dass der Vorschlag von
Brandenburg 21 e.V., eine Art länd-
liches Parlament in zwei Jahren
zu wiederholen, von mehreren
parteinahen Stiftungen gemein-
sam gefördert werden könnte.

Europäisches Dörfer-Netz-
werk begrüßt die bundes-
deutsche Initiative

Die europäischen Dörfer-Netz-
werke bieten an, eine Dorfbewe-
gung in Deutschland sowohl über
ihre nationalen Bewegungen
(Schweden, Estland, Niederlan-
de, Finnland) als auch über ihre
europäischen Dachorganisatio-
nen, z. B. über ECOVAST, ERCA

und ERA, zu unterstützen. Die
Vertreter der Dorfaktionsbewe-
gungen sehen die Potenziale ei-
ner Dorfbewegung insbesondere
in der Mitwirkung der jungen Ge-
neration und eines hohen Anteils
von Selbstorganisation. Prof.
Eero Uusitalo, Urgestein und
Vorsitzender der finnischen Dorf-
aktionsbewegung (www.village-
action.fi) und Generalsekretär
des Staatlichen Komitees für
ländliche Politik, betont mehrfach
die Notwendigkeit, sich auf sich
selbst zu konzentrieren und sich
als zivilgesellschaftliche Bewe-
gung zu organisieren. Es sei
„Unsinn“, wenn man zu sehr die
Nähe der Politik suche. Seine

Aussage beruht auf der Erfahrung,
dass die Dorfaktionsbewegung in
Finnland 20 Jahre lang keine wirk-
liche politische Macht darstellte und
erst seit 2003 etwas mehr politi-
sches Gewicht erfährt, wozu jähr-
liche Gespräche mit Parlamenta-
riern gehören.

Ländliche Parlamente finden in diesem
Jahr vom 3.-7. August 2011 in Estland
(www.kodukant.ee) und am 12. November
2011 in den Niederlanden statt
(www.plattelandsparlement.nl/).
Prof. Bert Broekhuis, ERCA-Vorsitzender,
lud   in seiner Schlussrede dazu ein, den
europäischen Gedankenaustausch in
nationalen Veranstaltungen fortzusetzen.

Die Hochschule Weihenstephan-Triesdorf bietet seit 2004 am Standort Triesdorf den Master-
studiengang Regionalmanagement (MBA) an. Sie hat damit auf den steigenden Bedarf an pro-
fessionell ausgebildeten Fach- und Führungskräften für Aufgaben der eigenständigen Regional-
entwicklung reagiert. In einigen Bundesländern wurde Regionalmanagement als Instrument
der Regionalentwicklung inzwischen flächendeckend etabliert. Zu den Hauptaufgaben zählen
die Initiierung, Planung, Umsetzung und fachliche Begleitung von regionalen Entwicklungs-
prozessen. Die Steuerung öffentlich-privater Netzwerke, regionales Marketing und Manage-
ment von Wertschöpfungsketten, die Akquisition von Finanzmitteln sowie intensive Öffentlich-
keitsarbeit nehmen dabei eine zentrale Position ein.

Das dreisemestrige Weiterbildungsstudium zeichnet sich durch seine Querschnittsorientie-
rung und individuell wählbaren Vertiefungsmodule aus. In der attraktiven Atmosphäre von
Kleingruppen vermitteln erfolgreiche „Praktiker“ ein breites Angebot an Soft Skills, insbeson-
dere in den Bereichen Moderation, Kommunikation und Medienarbeit. Neben sozialen werden
zu etwa gleichen Teilen methodische und regionalökonomische Kompetenzen bei starkem
Anwendungsbezug erworben. Projektstudien schaffen vom ersten Semester an Verbindungen
zur beruflichen Praxis. Die erworbenen Fähigkeiten lassen sich flexibel auf unterschiedliche
Arbeits- und Themenfelder anwenden.

Die Teilnahme am Masterkurs setzt ein erfolgreich abgeschlossenes grundständiges Diplom-
oder Bachelor-Studium in Fachgebieten voraus, die im weiteren Sinn einen Bezug zu Aufgaben
der Regionalentwicklung aufweisen, insbesondere Agrar- oder Forstwissenschaften, Land-
schaftsarchitektur oder Raumplanung, Geowissenschaften,
Wirtschaftsgeographie, Wirtschafts-, Touristik-, Sozial-,
Umwelt- oder Ernährungswissenschaften. Die Lehrveran-
staltungen finden überwiegend als Blockkurse statt; somit
können grundsätzlich auch Teilzeit-Beschäftigte das Stu-
dium berufsbegleitend absolvieren. Der akkreditierte Stu-
diengang schließt mit dem akademischen Grad „Master
of Business Administration“ ab.     sb

Masterstudiengang Regionalmanagement
startet in die neue Runde

Weitere Informationen:
Marie Sophie Schmidt
Tel. (09826) 65 43 17
marie-sophie.schmidt@hswt.de
www.mba-regionalmanagement.de
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Dr. Martin Wille 70 Jahre
Am 30. Juni 2011 beging StS. a. D. Dr. Martin Wille,

Vorsitzender des Vorstandes der Agrarsozialen Gesell-
schaft e.V. (ASG), seinen 70. Geburtstag. Dr. Wille stu-
dierte nach der landwirtschaftlichen Lehre an der Uni-
versität Göttingen Landwirtschaft und anschließend in
Kiel Volkswirtschaft. Er promovierte in Göttingen bei
Prof. Günther Schmitt. Seine berufliche Laufbahn führ-
te ihn zunächst ins Bundeslandwirtschaftsministerium,
dann ins Bundeskanzleramt. Mitte der 80er Jahre wech-
selte Dr. Wille in das nordrhein-westfälische Landwirt-
schaftsministerium, wo er zuletzt als Abteilungsleiter für
die Bereiche Landwirtschaft, Gartenbau, Lebensmittel-
überwachung und Veterinärwesen zuständig war. Von
1998 bis 2002 war er beamteter Staatssekretär im Bun-
deslandwirtschaftsministerium. Nach seinem Ausschei-

den aus der Bundesregierung engagierte er sich u. a.
als Regierungsberater für das bulgarische Landwirt-
schaftsministerium sowie beim SPD-Parteivorstand in
Fragen von Verbraucherschutz, Ernährung und Land-
wirtschaft.

Dr. Wille gilt als kreativer und anerkannter Vordenker
in der deutschen und europäischen Agrarpolitik. Schon
sehr früh plädierte er dafür, sich mehr in Richtung
Nachhaltigkeit, Umwelt- und Tierschutz zu orientieren.
Als ASG-Vorsitzender sieht er eine wichtige Aufgabe
darin, einen konstruktiven Prozess über die zukünftige
Ausrichtung der ASG zu führen. Die ASG gratuliert ih-
rem Vorsitzenden sehr herzlich und freut sich auf viele
Jahre einer guten und ideenreichen Zusammenarbeit.

… Ulrike Höfken, die im Mai das Amt der Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, Ernährung, Weinbau und
Forsten in Rheinland-Pfalz übernommen hat.

… Dr. Thomas Griese, der im Mai das Amt des Staatssekretärs im Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft,
Ernährung, Weinbau und Forsten in Rheinland-Pfalz übernommen hat.

… Alexander Bonde, der im Mai zum Minister für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz in Baden-
Württemberg ernannt wurde.

… Wolfgang Reimer, der im Mai als Amtschef im Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz
in Baden-Württemberg vereidigt wurde.

… Anne-Marie Keding, die im Mai das Amt der Staatssekretärin im Ministerium für Landwirtschaft und
Umwelt in Sachsen-Anhalt übernommen hat.

Wir wünschen viel Erfolg bei der Ausübung der neuen verantwortungsreichen Arbeit.

ASG gratuliert …

Für Sie gelesen

Wilde Weiden
Praxisleitfaden für Ganzjahresbeweidung

in Naturschutz und Landschaftsentwicklung

Arbeitsgemeinschaft Biologischer Umweltschutz Kreis
Soest e.V., Bad Sassendorf-Lohne (Hrsg.), 2008, 215 S.,
viele Farbfotos, ISBN 978-3-00-024385-1, bei Abholung
1,-- €, per Post 10,-- €. Bestellung über Bunde Wischen
e.V., Tel. (04621) 98 40 80, info@bundewischen.de.

„Wilde Weiden“ ist ein Naturschutzkonzept, bei dem
robuste Weidetiere auf großen Flächen ganzjährig in
geringer Dichte die Landschaft gestalten. Fachleute

und Praktiker haben ihr Wissen und ihre Erfahrungen in diesem Leit-
faden zusammengetragen, der ein breites Spektrum an Informationen
über ökologische Grundlagen, die Biologie der Weidetiere und ihr Ma-
nagement, über Fragen zu Tiergesundheit und Tierschutz bis hin zu
Nutzungsrechten wie Forst und Jagd, der Ökonomie und Aspekten
der Öffentlichkeitsarbeit bereitstellt.     fa

Gerbrand Bakker, 2010, Suhr-
kamp/Insel, Berlin, 303 S., ISBN
978-3-518-42139-0, 19,80 €.

Auf einem Hof im nörd-
lichsten Zipfel der Nieder-
lande leben drei Genera-
tionen. Was die Familien-
mitglieder verbindet, was
sie trennt und wie sie alle
auf ihre Weise versuchen,
mit der Erinnerung an ein Ereignis umzu-
gehen, das fast vierzig Jahre zurückliegt,
beschreibt der Autor in einer lakonischen
und berührenden Sprache. Ein spannender
Roman, den man nicht mehr aus der Hand
legt.     fa
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